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HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG -
VERKAUFSAKTIVITATEN IN DER
UMSTRUKTURIERUNGSPHASE

Mit der Ubernahme samtlicher Anteile an der HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL
AG im Dezember 2009 fiel dem Bund ein Kreditinstitut mit einer Bilanzsumme von

rd. 41 Mrd. EUR zu. Als Folge der europarechtlichen Regelungen fiir staatliche Beihilfen

waren nicht strategische Geschidftsbereiche und Portfolien abzubauen (Abbauportfolio)
und marktfdahige Einheiten (Tochterbanken) wieder zu verkaufen.

Die Verkdufe von zwei Immobilien und 13 Beteiligungen, die die HYPO ALPE- ADRIA-
BANK INTERNATIONAL AG in der Phase vor der Anteilsiibernahme durch den Bund
erworben hatte, fithrten zu einer Realisierung von Verlusten durch die HYPO ALPE-
ADRIA- BANK INTERNATIONAL AG aufgrund einer mangelnden Riickfiihrbarkeit der
offenen Finanzierungen sowie nicht erwirtschafteter Investitionskosten in einer
GroRenordnung von rd. 140 Mio. EUR, wovon rd. 100 Mio. EUR in einen Zeitraum nach
der Anteilsiibernahme durch den Bund im Dezember 2009 fielen.

Der Vorstand der HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG beschloss erst im
Janner 2011 erstmals Mindeststandards fiir den Verkauf von Beteiligungen und
Immobilien, wodurch vom Zeitpunkt der Anteilsiibernahme durch den Bund an mehr als
ein Jahr keine verbindlichen Regelungen bestanden.

Im Zeitraum Dezember 2009 bis Juli 2011 waren bei der HYPO ALPE- ADRIA-BANK
INTERNATIONAL AG keine Regelungen hinsichtlich der Auswahl zur Beauftragung von
Beratungsdienstleistungen vorhanden. Dies fiihrte u.a. dazu, dass die HYPO ALPE-
ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG ohne Einholung weiterer Angebote ein von
ehemaligen Geschiftsfiihrern und Prokuristen ihrer Tochterunternehmen gegriindetes
Beratungsunternehmen beauftragte.

Die intern definierten Mindeststandards und Prozessabldufe hielt die HYPO ALPE-
ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG nicht durchgangig ein. Im Rahmen der VerauRerung
von Immobilien war kein Mindestverkaufspreis festgelegt. Unternehmenswertgutachten
fehlten bei der VerauRerung von Beteiligungen an Biogasanlagen, obwohl eine
Ubervorteilung der HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG durch die aus
Managementkreisen der Biogasanlagen bestehende Kauferschicht nicht auszuschlieRen
war.

Durch wiederholte kurzfristige Verianderungen der Aufbau- und Ablauforganisationen
in einem Zeitraum von knapp zwei Jahren konnte keine nachhaltige
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Verwertungsinfrastruktur aufgebaut werden. Es fehlte auch eine durchgangig
dokumentierte Strategie fiir den Verkaufsprozess.

PRUFUNGSZIEL

Der RH iberpriifte die Gebarung der HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG (HBInt)
hinsichtlich der im Rahmen der Umstrukturierungsphase abgeschlossenen Verkaufs-
aktivitditen von Immobilien und Beteiligungen. Zum Zeitpunkt der Gebarungsiiberpriifung
sah die HBInt hinsichtlich des nicht strategischen und nicht marktfahigen Teils der HBInt,
den sogenannten ,Wind-Down*, einen umfassenden und wertschonenden Abbau des
existierenden, nicht zinstragenden Kreditportfolios (2010: rd. 5,142 Mrd. EUR) sowie die
Vermarktung der nicht strategischen und nicht marktfahigen Vermoégensgegenstande vor
(2010: Immobilien rd. 1,664 Mrd. EUR; verkaufsreife Beteiligungen rd. 500 Mio. EUR). (TZ 1)

Ziel der Gebarungsiiberprifung war die Beurteilung des Verkaufsprozesses von nicht
strategischen und nicht marktfahigen Teilen (Immobilien und Beteiligungen) hinsichtlich
Interessentensuche, Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Bewertungen, Auswahl-
kriterien und Zuschlagserteilung sowie der Vergabe von Beraterleistungen im Zusammen-
hang mit den Verkaufsaktivitaten. (TZ 1)

Der RH fiihrte seit der Verstaatlichung der HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG vier
Gebarungsiberpriifungen durch, die den Themenkomplex HYPO ALPE-ADRIA zum Inhalt
hatten.

- Die Uberpriufung der Umsetzung des Bankenpakets (Reihe Bund 2012/9) hatte die
Einhaltung der Vertrage zwischen Bund und Kreditinstituten zum Inhalt.

— Zeitgleich mit der gegenstandlichen Gebarungsiiberprifung fiihrte der RH eine Priifung der
Haftungen des Landes Karnten fiir HYPO ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG und Hypo
Alpe-Adria-Bank AG durch, lber die er in Reihe Kdrnten 2014/1 gesondert Bericht erstattete.

—Im Juni 2013 erhielt der RH einen Prifungsauftrag gemaR § 99 Abs.2 des Bundesgesetzes
uber die Geschiftsordnung des Nationalrats zur Uberpriifung der Verstaatlichung der HYPO
ALPE-ADRIA-BANK INTERNATIONAL AG. Der Bericht des RH Uber das Ergebnis dieser
Gebarungsiberprifung wurde im Marz 2015 veroffentlicht (Reihe Bund 2015/5). (TZ 1)
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UNTERNEHMENSENTWICKLUNG

Im Dezember 2009 iibernahm die Republik Osterreich samtliche Anteile der HBInt im
Rahmen einer Notverstaatlichung (§ 1 Finanzmarktstabilitatsgesetz). Die endgiltige Version
des im Beihilfenverfahren notwendigen Restrukturierungsplans sowie Zusagenkatalogs
Ubermittelte das BMF an die Europdische Kommission im Juni 2013. Die Europdische
Kommission genehmigte die BeihilfenmalRnahmen im September 2013. (TZ 2)

ORGANISATION DES VERKAUFSPROZESSES

Mit Stand Juni 2012 war die operative Infrastruktur fiir den Verkaufs- und Abbauprozess
sowohl auf interne Einheiten der HBInt (Group Task Force Rehabilitation und Mergers &
Acquisitions Group Restructuring) als auch auf zwei Tochtergesellschaften der HBInt
aufgeteilt (PROBUS Real Estate GmbH und Hypo Leasing Holding GmbH). (TZ 3)

In die Verkaufsaktivitaiten waren zwei interne Einheiten und zwei Tochterunternehmen
eingebunden, wodurch im Zuge der operativen Durchfiihrung der Privatisierung Schnitt-
stellenprobleme auftraten. Auf der Ebene der Fachvorstiande war keine gebiindelte
Zustandigkeit fur die Abwicklung der Verkaufsaktivitaten gegeben. (TZ 3)

Beginnend mit Frithjahr 2009 wechselte in einem Zeitraum von rd. 20 Monaten die
Zustandigkeit flir die Verwertung von Immobilien von einer Tochtergesellschaft der HBInt
(Hypo Alpe-Adria-Immobilien AG) in einen Bereich bzw. eine Abteilung der HBInt und
letztlich in die neu gegriindete Tochtergesellschaft PROBUS Real Estate GmbH (PROBUS
GmbH). (TZ 3)

Durch die wiederholte kurzfristige Verdanderung der Aufbau- und Ablaufstruktur fir einen
Zeitraum von knapp zwei Jahren war keine nachhaltige Verwertungsinfrastruktur fir
Immobilien vorhanden und eine durchgdngig dokumentierte Strategie hinter den jeweiligen
Vorstands- und Aufsichtsratsbeschliissen nicht erkennbar. (TZ 3)

Eine Abgrenzung der Zustdndigkeiten zur Verwertung von Immobilien zwischen PROBUS
GmbH und Mergers & Acquisitions Group Restructuring erfolgte erst im Laufe der operativen
Ubergabe der Aufgaben und nur durch einen Aktenvermerk auf Bereichsleiter- bzw.
Geschaftsfiihrerebene, nicht aber durch Vorstandsbeschluss. Abgrenzungs- bzw.
Schnittstellendefinitionen waren nicht im Vorfeld der Umstrukturierung von Ablauf- und
Aufbauorganisation geregelt worden. (TZ 4)

Die Regelungen betreffend die Einbindung des Aufsichtsrats hinsichtlich des Fortschritts des
Verwertungsprozesses waren grundsatzlich geeignet, fiir Transparenz gegeniiber dem
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Eigentimervertreter zu sorgen. Allerdings waren einerseits die Wertgrenzen hoch und
andererseits war die Wahrnehmung der Informationspflichten des Vorstands an den
Aufsichtsrat in den Uberpriften Fallen teilweise mangelhaft. Insbesondere erfolgte die
Information zu finanziellen Auswirkungen bei den Verkaufen der Beteiligungen des
Schlosshotels Velden (siehe TZ 33) sowie zu den Biogasanlagen (siehe TZ 42, 48) unzu-
reichend. (TZ 5)

EINKAUF UND BESCHAFFUNG VON BERATUNGSLEISTUNGEN

Vor der Anteilsiibernahme durch den Bund Ende 2009 existierte fiir den Einkaufsprozess auf
Gruppenebene ein Procurement Manual. Trotz des im Procurement Manual 2009 enthaltenen
Wettbewerbsgedankens war der Zukauf von Beratungsleistungen nicht explizit vom
sachlichen Anwendungsbereich des Manuals umfasst. Bei der Beauftragung von Beratungs-
leistungen wurden keine Vergleichsangebote basierend auf dem Manual eingeholt. (TZ 6)

Die bis Juli 2011 auf Ebene der HBInt giiltige Dienstanweisung betreffend den Abschluss und
die Abrechnung von Beratervertrdgen der HBInt enthielt keine Regelungen zur Auswahl von
Beratern. (TZ 6)

Die Dienstanweisung zur Anwaltsbeauftragung in der damaligen Fassung galt nur fir die
Auswahl Osterreichischer Anwalte und enthielt keine marktwirtschaftlichen Beauftragungs-
und Auswahlkriterien. Darliber hinaus waren bis zur Genehmigung des Procurement Manuals
im Jahr 2011 nicht alle Konzerngesellschaften vom Anwendungsbereich der Dienstan-
weisung umfasst. (TZ 6)

Von der Anteilsiibernahme durch den Bund im Dezember 2009 bis Juli 2011 bestand keine
Transparenz hinsichtlich der Beauftragung von Beratungsleistungen. Dies insbesondere
deshalb, weil keine explizite Regelung fiir den Einkauf von externen Beratungsleistungen
existierte, die ein fir Dritte nachvollziehbares Auswahlverfahren fiir Anbieter festlegte.
(T2 7)

Der vom Vorstand der HBInt im Oktober 2010 gegriindete Bereich Group Procurement
entwickelte einen neuen Procurement Prozess, den der Vorstand im Juli 2011 genehmigte
und der mit Ende Juli 2011 in der HBInt implementiert wurde. Der Procurement Prozess galt
grundsatzlich fir jeden Beschaffungsvorgang. Erst mit Ausrollung des neuen Procurement
Prozesses war die Auswahl von Beratern explizit geregelt. (TZ 7)

Bei mangelnder Einhaltung des Procurement Prozesses — aulerhalb des Bereichs Group
Procurement — konnte der Bereich Group Procurement dies nach eigenem Ermessen dem
Vorstand melden (Eskalationsverfahren). Die Konzernrevision beurteilte Ende 2011 die
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Einhaltung des neuen Prozesses durch Bereiche und Abteilungen als nicht zufriedenstellend,
weil u.a. das Bewusstsein fiir die Wichtigkeit des Procurement Prozesses fehlte. Im Janner
2012, nach Behandlung des Priifberichts, legte der Vorstand der HBInt zur Steigerung der
Compliance fest, dass der Procurement Prozess von allen Bereichen ausnahmslos
einzuhalten war. (TZ 8)

Der Bereich Group Procurement plante die Einfiihrung von Key Performance Indikatoren (KPI)
zur Messung der Performance und Compliance auf Landerebene. Fir jede Stufe des
Beschaffungsvorganges war ein KPI geplant. Die Datengrundlage zur Messung sollte anhand
von Stichproben der Beschaffungsvorgange erhoben werden. (TZ 8)

Die HBInt konnte durch die Nutzung von Wettbewerbsmechanismen im Einkauf und
Strukturierung des neuen Procurement Prozesses im Zeitraum Juli 2011 bis Juli 2012 - auf
Grundlage ihrer Definition — eine Kostenreduktion und Kostenvermeidung von

rd. 21 Mio. EUR erzielen. (TZ 9)

MINDESTSTANDARDS FUR VERKAUFSAKTIVITATEN

Die HBInt legte Mindeststandards fiir den Verkauf von Beteiligungen und Immobilien erst im
Janner 2011 fest, wodurch vom Zeitpunkt der Anteilsiibernahme an mehr als ein Jahr keine
verbindlichen Regelungen bestanden. (TZ 12)

Der Vorstand iiberlieR es im Rahmen der Mindeststandards Mergers & Acquisitions Group
Restructuring und PROBUS GmbH, zu entscheiden, in wessen internen Verantwortungs-
bereich eine Transaktionsabwicklung (lokal oder auf Ebene von Mergers & Acquisitions
Group Restructuring/PROBUS GmbH) angesiedelt war. (TZ 12)

Die Berechnung der in den Mindeststandards vorgesehenen ,Hurdle Rate“ bzw. des
Mindestverkaufspreises wurde weder hinsichtlich Zeitpunkt (Anschaffungswert oder aktueller
Buchwert) noch hinsichtlich Berechnungsformel prazisiert. Dadurch entstand ein grofRer
Gestaltungsspielraum. Ebenso waren die Voraussetzungen fiir das Einholen einer Fairness
Opinion unzureichend definiert, wie der Zeitpunkt flr die Durchfiihrung und die
Beschaffenheit der Fairness Opinion selbst. (TZ 12)

IMMOBILIENVERKAUFE

Die unter Einbindung der PROBUS GmbH bis Mitte 2012 erzielten Verkaufserlése lagen mit
64,85 Mio. EUR unter den Planwerten (bis Ende 2012: 683,14 Mio. EUR). Dies war insbe-
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sondere auf die bis dahin nicht zustande gekommenen GroRverkaufe zuriickzufiihren.
(TZ 13)

VERKAUF DER BUROLIEGENSCHAFT ,NOMIS QUARTIER, HAMBURG"

Die historischen Anschaffungskosten der Liegenschaft ,Nomis Quartier betrugen
rd. 12,16 Mio. EUR, der Buchwert zum 31. Dezember 2010 belief sich auf
rd. 11,16 Mio. EUR. (TZ 14)

Die Hypo Alpe-Adria-Leasing GmbH Miinchen hatte zweimal denselben Gutachter
herangezogen, obwohl schon bei der internen Plausibilisierung des Vorgutachtens Madngel
hinsichtlich der Qualitdt des Gutachtens gedulert wurden. Somit gingen Werte eines
Gutachtens, das im Rahmen der internen Plausibilisierung als unzureichend fiir eine
realistische Verkaufspreisfindung erachtet worden war, in das Verkaufsverfahren ein. (TZ 14)

Die PROBUS GmbH fiihrte kein 6ffentliches Bietverfahren durch. Dadurch unterblieb im
Vorfeld des Liegenschaftsverkaufs eine moglichst breite Interessentensuche, obwohl diese
geeignet ware, die Liegenschaft allen potenziellen Kaufern zur Kenntnis zu bringen. (TZ 15)

Die PROBUS GmbH wich von ihrem intern vordefinierten Verkaufsprozess ab, indem die Due
Diligence erst nach der Angebotsabgabe mit einmaliger Verbesserungsmaoglichkeit erfolgte.
Der Verkaufserlos verringerte sich gegeniiber dem im Verkaufsverfahren festgestellten
Bestgebot um 172.500 EUR auf 11,78 Mio. EUR. Infolge nachtrdglicher Preisreduktionen war
die generelle Moglichkeit eines fiktiven Bietersturzes gegeben. Nach Abgabe eines Angebots
in einem Bieterwettbewerb sollten im Sinne einer Gleichbehandlung der Bieter Nachver-
handlungen mit finanziellen Auswirkungen auf den Verkaufspreis ausgeschlossen sein.

(TZ 16)

VERKAUF DES EINKAUFSZENTRUMS ,STADTPARK CENTER SPITTAL"

Zum 31. Dezember 2011 belief sich der relevante Buchwert des Objekts aus Sicht der HBInt
auf 26,07 Mio. EUR. (TZ 17)

Die PROBUS GmbH fiihrte kein 6ffentliches Bietverfahren durch. Dadurch unterblieb im
Vorfeld des Liegenschaftsverkaufs eine moglichst breite Interessentensuche, obwohl diese
geeignet ware, die Liegenschaft allen potenziellen Kaufern zur Kenntnis zu bringen. (TZ 17)

Im Rahmen eines strukturierten Verkaufsverfahrens erzielte die PROBUS GmbH einen

Verkaufspreis in der Hohe von 27,10 Mio. EUR. Der Verkaufserlos kann sich bei Schlagend-
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werden der fir Gewdhrleistungszulagen eingegangenen und nach Vorlage eines
Sachverstandigengutachtens auf 100.000 EUR reduzierten Haftung nachtrdglich noch
verringern. Die PROBUS GmbH wich von ihrem intern definierten Verkaufsprozess ab. (TZ 18)

VERKAUF DER IMMOBILIE(N) ,HERZOG-HEINRICH-STRARE,
MUNCHEN*

Bei den Biiroliegenschaften Herzog-Heinrich-StraRe Nr. 20 und Nr. 22 handelt es sich um
zwei benachbarte Objekte in Mlnchen, welche die Hypo Group Alpe Adria (HGAA) in den
Jahren 2004 und 2005 in renovierungsbedirftigem Zustand erworben und bis zum Jahr
2006 (Nr. 20) bzw. 2009 (Nr. 22) saniert und zu Gesamtinvestitionskosten von

rd. 12,50 Mio. EUR in Biuroflaichen umgebaut hatte. (TZ 19)

Die HBInt liberdachte trotz mehrerer Hinweise von Beratern bzw. Maklern auf Problemfelder
im Zusammenhang mit der geplanten VerdauRerung der beiden Immobilien (nicht
reprdsentativer Eingangsbereich, ungeniigende Parkplatzsituation) ihre Strategie nicht und
setzte keine geeigneten MaBRnahmen, um eine Verbesserung der Vermarktung herbeizu-
fuhren. (TZ 19)

Im August 2010 lagen der HBInt fiinf (iber Maklerbiiros vermittelte Angebote fiir den Verkauf
der beiden Buroimmobilien vor. Diese bewegten sich zwischen 7,30 Mio. EUR und

10,20 Mio. EUR. Die HBInt hatte bei der Beauftragung der Makler keine klaren Vorgaben
betreffend die Angebotserstellung erteilt (Mindestpreise, mogliche Varianten etc.). Dadurch
waren die Angebote uneinheitlich und schwer vergleichbar. Die HBInt wdahlte im Rahmen
ihrer Bestbieterermittlung eine Variante, die einen Vermietungsgrad von 90 % innerhalb
eines kurzen Zeitraums zum Ziel hatte, obwohl sie bereits seit lingerem die betreffenden
leerstehenden Biroflachen nicht vermieten konnte. Dadurch konnte ein in der ersten
Angebotsrunde angepeilter Verkaufspreis in der Hohe von 10,00 Mio. EUR nicht erreicht
werden. (TZ 20)

Der Kaufpreis fiir die Biiroobjekte Herzog-Heinrich-StraRe betrug 8,90 Mio. EUR und lag
somit um rd. 1,01 Mio. EUR lGber dem um die Riickstellung verminderten Wert per

31. Dezember 2010. Unter Einbeziehung der gebildeten Riickstellung in der Hohe von
3,94 Mio. EUR entstand ein Buchwertverlust in der Hohe von 2,93 Mio. EUR. (TZ 20)

MESSEGELANDE KLAGENFURT
Am 22. Mai 2006 beschloss der Projektausschuss der HBInt, ein multifunktionales

Businesscenter in Klagenfurt am Worthersee zu errichten. Mit Kaufvertrag vom 30. November
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2006 kaufte die Hypo Cityimmobilien-Klagenfurt von der Stadt Klagenfurt am Worthersee
einen 10.971 m2 grolRen innerstadtischen Baugrund (Messegeldnde). Der Kaufpreis betrug
2,35 Mio. EUR (214,20 EUR/m?2), inkl. Anschaffungsnebenkosten 2,59 Mio. EUR. (TZ 21)

Mit Schreiben vom 3. September 2009 teilte die Hypo Alpe-Adria-Immobilien GmbH der
Stadt Klagenfurt am Worthersee mit, dass sie aufgrund der ,wirtschaftlich anspruchsvollen
Zeiten® vom geplanten Bauprojekt Abstand nehmen mochte. Mit Schreiben vom

12. Janner 2010 gab die Stadt Klagenfurt am Woérthersee bekannt, vom im Kaufvertrag vom
30. November 2006 eingerdumten flnfjahrigen Wiederkaufsrecht Gebrauch machen zu
wollen. (TZ 22)

Zwischen dem Beschluss, das Projekt einzustellen (Juli 2009), und dem Kaufvertrag (uni
2011) vergingen fast zwei Jahre. Der relativ simple Verzicht auf das Wiederkaufsrecht durch
die Stadt Klagenfurt am Worthersee zugunsten eines Riickkaufs durch die Klagenfurter
Messe Betriebsgesellschaft dauerte auch unter Beriicksichtigung der erforderlichen
Einbindung der Stadt Klagenfurt am Worthersee sehr lange. Der Wiederkaufspreis lag um
1,16 Mio. EUR unter dem von den Immobilienschatzern der HGAA im Juli 2010 ermittelten
Verkehrswert. (TZ 22)

Zum Zeitpunkt der Auslibungserkldarung lag eine Indexanderung von tber 5 % vor. Der Hypo
Cityimmobilien-Klagenfurt entgingen durch den Verzicht auf die Ausiibung der
Wertsicherungsklausel im Zuge des Riickkaufs 130.000 EUR. (TZ 23)

Im Zusammenhang mit der Liegenschaftstransaktion schloss die Hypo Cityimmobilien-
Klagenfurt mit zwei Klagenfurter Sportvereinen Sponsoringvertrage lber insgesamt

rd. 64.000 EUR ab. Diese Sponsoringaktivitaten standen mit dem Erwerb von Grundstiicken
in keinem unmittelbaren Zusammenhang. (TZ 24)

Fur das letztlich nicht realisierte multifunktionale Businesscenter (inkl. Osterreich-Zentrale
der HGAA) fielen fiir den abgehaltenen Architekturwettbewerb, die Planung, die Projekt-
steuerung sowie die Finanzierung verlorene Kosten in Hoéhe von insgesamt 3,50 Mio. EUR an.
Dies entsprach rd. 149 % des urspriinglichen Kaufpreises. (TZ 24)

BERATUNGSLEISTUNGEN IM RAHMEN DER IMMOBILIENVERKAUFE

Die Kosten der fir die Abwicklung der Immobilienverkdaufe herangezogenen Rechtsanwilte,
mit denen in der HBInt zum Teil Rahmenvereinbarungen bestanden, beliefen sich auf

rd. 203.000 EUR (exkl. USt). Bei analoger Anwendung des Procurement Manuals 2009 waren
fir die Beauftragung der Rechtsberatungen jeweils mehrere Vergleichsangebote einzuholen
gewesen. (TZ 25)
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Die im Rahmen der konzerninternen Leistungsverrechnung zu entrichtende Verkaufs-
provision an die PROBUS GmbH bewegte sich — abhangig von Volumen und Komplexitat der
Verkaufstransaktion — in der Héhe von 0,75 % und 3 % des Kaufpreises und betrug insgesamt
rd. 962.000 EUR. (TZ 25)

Die Kosten fir die Vermittlung der Liegenschaften Herzog-Heinrich-StralRe verteilten sich zu
2,5 % auf einen externen Makler und zu 0,75 % intern auf die PROBUS GmbH und betrugen
insgesamt 3,25 % vom Kaufpreis. Damit iberstiegen sie die in der Verordnung des
Bundesministers fiir wirtschaftliche Angelegenheiten liber Standes- und Ausiibungsregeln
flir Immobilienmakler mit 3 % des Verkaufspreises festgelegte Obergrenze der Provision fir
die Vermittlung von Liegenschaften. (TZ 25)

SCHLOSSHOTEL VELDEN UND SCHLOSSHOTEL APPARTEMENTS

Kurz nach ihrer Grindung im Juli 2004 kauften die Schlosshotel Velden GmbH (SV_HOTEL)
und die Schloss Velden Appartementerrichtungs GmbH (SV_APPARTEMENT) das Schlosshotel
Velden mit einer Grundstiicksflache von rd. 60.000 m2 um rd. 21 Mio. EUR. In den folgenden
Jahren renovierte und erweiterte die SV_HOTEL das Schlosshotel Velden um rd. 74 Mio. EUR.
Die SV_APPARTEMENT investierte in die Errichtung von sieben Appartementhdusern

rd. 45 Mio. EUR. (TZ 27)

Die HGAA schrieb samtliche an die SV_HOTEL und die SV_ APPARTEMENT zur Verfligung
gestellten Eigenmittel in Hohe von 57,99 Mio. EUR ab. Dariiber hinaus verlor die HGAA
Forderungen gegeniiber der SV_HOTEL und SV_APPARTEMENT in H6he von 35,73 Mio. EUR.
Der Verkauf der Gesellschaftsanteile im Juli 2011 flhrte zur Rickfithrung von Verbindlich-
keiten gegenuber der HGAA in Hohe von 46,50 Mio. EUR. Insgesamt realisierte die HBInt
Verluste aus dem vor Ende 2009 stammenden Projekt von rd. 93,7 Mio. EUR. (TZ 29)

Die HBInt holte vor dem Verkauf des Schlosshotels Velden und der Appartementanlage
lediglich konzerninterne Verkehrswertermittlungen und keine externen Wertgutachten ein.
Der im Dezember 2010 durch konzerninterne Berechnungen ermittelte Verkehrswert
(50,25 Mio. EUR) lag rd. 8 % Giber dem im Juli 2011 erzielten tatsdchlichen Verkaufspreis
(46,50 Mio. EUR). (TZ 30)

Ein in den Verkaufsprozess involvierter Berater, der fir die Vermittlungstatigkeit in diesem
Verkaufsprozess ein Erfolgshonorar erhielt, erstellte das Fairness Assessment. (TZ 31)

Der in den Pramissen zum Fairness Assessment angegebene Preis pro m2 (rd. 8.790 EUR
inkl. USt) entsprach nicht dem in der tatsachlichen Berechnung herangezogenen Quadrat-
meterpreis (rd. 9.700 EUR exkl. USt), wodurch der Vorstand der HBInt im Entscheidungs-
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prozess nicht korrekt informiert war. Das Fairness Assessment wies inhaltliche Fehler auf.
Die HBInt fuhrte keine Plausibilitaitskontrolle nach Ubermittlung des Fairness Assessment
durch. (TZ 31)

Die HBInt fliihrte im Rahmen des ersten Verkaufsprozesses 2009 kein 6ffentliches
Bietverfahren durch. Fiir diesen Verkaufsprozess lag kein strukturierter Aktenstand vor,
wodurch die HBInt keine Kontrolle liber den Verfahrensgang hatte. (TZ 32)

Im August 2010 startete die HBInt unter der Leitung der Abteilung Mergers & Acquisitions
Group Restructuring einen neuen Prozess fir den Verkauf des Schlosshotels Velden und der
Appartementanlage und inserierte den Verkauf der Beteiligungen in sechs Tages- bzw.
Wochenzeitungen. Eine internationale Interessentensuche sowie die Festlegung eines
Mindestverkaufspreises unterblieben. (TZ 33)

Im April 2011 beschloss der Vorstand der HBInt unter Einholung der Zustimmung des
Aufsichtsrats der HBInt den Verkauf der Kdrntner Holding Beteiligungs GmbH (KHBG) inkl.
SV_HOTEL und SV_ APPARTEMENT um 47,40 Mio. EUR. (TZ 33)

Die HBInt informierte den Aufsichtsrat bei Verkauf der KHBG nicht Giber die zu erwartende
Realisierung eines Gesamtverlustes aus dem Projekt. Zum Zeitpunkt des Beschlusses lag
entgegen den seit Janner 2011 geltenden Mindeststandards keine Fairness Opinion als
Entscheidungsgrundlage fiir den Vorstand und Aufsichtsrat vor. (TZ 33)

Mit Ausnahme der Angeld-Zahlungen kam der zum Zug kommende Bieter den weiteren
Verpflichtungen aus dem Abtretungsvertrag nicht nach. Das geplante Closing fand bis

31. Mai 2011 nicht statt. Das bisher geleistete Angeld von 4 Mio. EUR verfiel zugunsten der
HBInt und der Abtretungsvertrag wurde aufgeldst. (TZ 33)

Auf Basis eines am 22. Juli 2011 erneut von einem weiteren Bieter abgegebenen Angebots
fiir das Schlosshotel Velden und die Appartementanlage setzte die HBInt die Verhandlung
mit diesem Bieter fort. Im Zuge der Verhandlungen einigten sich die Parteien auf einen
Verkaufspreis von rd. 48 Mio. EUR abziiglich 1,5 Mio. EUR fiir den Ausschluss der Haftung
flir Sachmangel hinsichtlich des Liegenschaftsvermdgens und der darauf errichteten
Gebdude. Die Vertragsunterzeichnung mit diesem Bieter erfolgte am 29. Juli 2011 mit
Wirksamkeit zum Stichtag 31. August 2011. (TZ 34)

Fur vier der sechs Aufsichtsratsmitglieder der HBInt war der Informationsprozess im
Zusammenhang mit der durch Umlaufbeschluss erlangten Zustimmung zum Verkauf der
SV_HOTEL und der SV_ APPARTEMENT an diesen Bieter nicht ausreichend. Die
Entscheidungsgrundlagen fir die Transaktion lagen erst auf Nachfrage vor. (TZ 34)
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Fur die Abwicklung des Verkaufs der KHBAG (spater KHBG) bzw. der SV_HOTEL zogen die
KHBAG (spater KHBG) bzw. die HBInt fliinf Unternehmen sowie einen freien Dienstnehmer zur
Beratung heran. Die Beratungskosten beliefen sich inkl. Spesen auf rd. 960.000 EUR

(exkl. USt). (TZ 35)

Beratungsauftrage von knapp 1 Mio. EUR erfolgten ohne Einholung von Vergleichsangeboten
und damit ohne Nutzung von Wettbewerbsmechanismen. Bei analoger Anwendung des
Procurement Manuals 2009 hatte die HBInt fiir die Beauftragung der Berater A und C
mindestens sechs Angebote einholen miissen. Der Procurement Prozess ab Juli 2011 sah fiir
die Beauftragung von Berater E im Oktober 2011 einen vollstindigen Ausschreibungsprozess
mit mindestens drei Anbietern vor. (TZ 35)

Anfang Februar 2011 mandatierte der Vorstand der HBInt Berater C zur Unterstiitzung des
Verkaufsprozesses. Berater C war auch fiir einen Interessenten — den spateren Kaufer — tatig.
Die Kosten aus dem Beratungsvertrag (35.641,55 EUR) waren in der gemaR den Mindest-
standards fiir den Verkauf von Beteiligungen und Immobilien gefiihrten Projektkosten-
aufstellung nicht enthalten. (TZ 36)

Berater C erbrachte nach Ablauf des Vermittlungs- und des Beratungsvertrags ab
11. Mai 2011 ohne schriftliche Vertragsgrundlage weitere Leistungen im Zusammenhang mit
dem Verkauf des Schlosshotel Velden Resorts. (TZ 37)

Die HBInt und Berater C schlossen erst fiinf Monate nach Ablauf des Vermittlungsvertrags
einen Annex zu diesem Vermittlungsvertrag zur Pauschalabgeltung der ab 11. Mai 2011
erbrachten Berater- und Vermittlungstdtigkeiten ab. (TZ 37)

Die HBInt mandatierte im Juli 2011 den ehemaligen Geschaftsfiihrer von Tochterunter-
nehmen der HBInt u.a. zur Fortfiihrung der Geschaftsfihrermandate auf Grundlage eines
freien Dienstvertrags (Berater D). Es war keine Deckelung des Honorars vereinbart, wodurch
das bisherige Leistungsentgelt um bis zu 68 % pro Monat liberschritten werden konnte.

(TZ 38)

Mit Beratungsvertrag vom 1. Oktober 2011 beauftragte die HBInt ein von ehemaligen

Geschaftsfihrern und Prokuristen von Tochterunternehmen der HBInt gegriindetes
Beratungsunternehmen (Berater E). (TZ 39)

BIOGASANLAGEN

Die Hypo Alpe-Adria-Bank AG (HBA) war liber Tochterunternehmen beginnend mit Marz
2003 in Osterreich und mit Marz 2005 in Deutschland an Biogasanlagen beteiligt. (TZ 40)
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Laut der HGAA fiihrten die wirtschaftlichen Probleme der Biogasanlagen und die strategische
Neuausrichtung der HGAA mit einer Konzentration auf das Kerngeschaft zur grundsdtzlichen
Entscheidung, das deutsche und 6sterreichische Biogasengagement der HGAA zu verkaufen.
Die HGAA konnte dem RH die entsprechenden Beschliisse der Vorstande und Aufsichtsrate
der HBInt und der HBA nicht vorlegen. (TZ 40)

VERKAUFSPROZESS BIOGASANLAGEN DEUTSCHLAND

Bei der Durchfiihrung des Verkaufsprozesses der BIOGAS Deutschland und den dazu-
gehodrigen acht Biogasanlagen fiihrte die HBInt kein 6ffentliches Bietverfahren. (TZ 41)

Im Juni 2009 hatte der Vorstand der HBA einen Mindestverkaufspreis von 22 Mio. EUR fiir die
BIOGAS Deutschland und die dazugehérigen acht Biogasanlagen festgelegt. Im Jahr 2011
erzielten die HGAA und die BIOGAS Osterreich einen Verkaufserlés von rd. 13,54 Mio. EUR.
Von den bis zum geplanten Verkauf aufgelaufenen Forderungen der HGAA gegeniiber der
BIOGAS Deutschland in Hohe von rd. 26 Mio. EUR konnten rd. 13,25 Mio. EUR nicht
zurlickgefiihrt werden. (TZ 42)

Die vom Vorstand der HBInt und HBA beim jeweiligen Aufsichtsrat in den Jahren 2010 und
2011 eingebrachten Antrdage auf Zustimmung zum Verkauf des deutschen Biogasengage-
ments beinhalteten eingeschrankte Informationen zu den mit dem Verkauf verbundenen
finanziellen Auswirkungen, v.a. zum hohen Forderungsverzicht der HGAA gegeniiber der
BIOGAS Deutschland (rd. 11,96 Mio. EUR). (TZ 43)

VERKAUFSPROZESS BIOGASANLAGEN OSTERREICH

Im Janner 2011 starteten die HGAA und die BIOGAS Osterreich einen strukturierten
Verkaufsprozess. Dem Verkaufsprozess ging keine 6ffentliche und transparente
Interessentensuche voraus. (TZ 48)

Im Juni 2011 stimmte der Vorstand der HBInt der bilanziellen Sanierung der BIOGAS
Osterreich sowie einem kinftigen Verkauf von sechs Biogasanlagen um jeweils mindestens
1 EUR zu. Nach Schlussverhandlungen und Vertragsanpassungen unterzeichneten die
BIOGAS Osterreich und die einzelnen Kaufer im Zeitraum August bis November 2011 die
Kauf- und Abtretungsvertrdge fiir die Gesellschaftsanteile. (TZ 48)

Im September 2011 fiithrten die HGAA und die BIOGAS Osterreich einen verkiirzten
Verkaufsprozess fir die verbliebenen vier Biogasanlagen durch. Nach Schlussverhandlungen
und Vertragsanpassungen unterzeichneten die BIOGAS Osterreich und die Bieter im Zeitraum

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



16 von 85

Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen

H Seite 16 / 85

September bis Dezember 2011 die Kauf- und Abtretungsvertrdage fiir die Gesellschaftsanteile
von den Biogas-Gesellschaften. (TZ 48, 49)

Die HGAA erzielte beim Verkauf der zehn Osterreichischen Biogasanlagen einen Verkaufs-
erlos von rd. 1,89 Mio. EUR, der sich v.a. aus den Erldsen fiir die Forderungen der HGAA
gegeniliber den Biogas- Gesellschaften (rd. 44 %), fur die Rohstoffkostenzuschlage fiir das
Jahr 2010 (rd. 21 %) und fiir die Grundstiicke der Biogas-Gesellschaften (rd. 18 %)
zusammensetzte. (TZ 49)

Von den bis Juli 2011 aufgelaufenen Forderungen der HGAA gegeniiber den 6sterreichischen
Biogas-Gesellschaften in Hohe von rd. 30,62 Mio. EUR konnten rd. 26,16 Mio. EUR (inkl.
GroRmutterzuschuss in Hohe von rd. 3,20 Mio. EUR) nicht zuriickgefiihrt werden und
belasteten das Ergebnis der HBInt. Lediglich ein Teil der Forderungen in Héhe von

822.000 EUR konnte verkauft werden. (TZ 49)

Die Vorstande der HBInt und der HBA holten keinen Beschluss des jeweiligen Aufsichtsrats
zur bilanziellen Sanierung und zum Verkauf der dsterreichischen Biogasanlagen ein.
Angesichts des in Summe hohen negativen Ergebnisses des Biogasengagements

(rd. 26,16 Mio. EUR) sah der RH die Transparenz des Verkaufsprozesses als beeintrachtigt
an. (TZ 50)

Der wirtschaftliche Berater M und Prokurist der BIOGAS Osterreich nahm bei den einzelnen
Biogasanlagen eine Stirken-Schwachen-Analyse vor und schatzte auch die Kosten fir
verschiedene SchlieRungs- und Insolvenzszenarien. Allerdings umfasste seine
Analysetatigkeit keine Unternehmensbewertung der Biogas-Gesellschaften. (TZ 51)

Die HBInt verkaufte neun der zehn 6sterreichischen Biogasanlagen an natiirliche und
juristische Personen, die in einem Naheverhaltnis zu den verkauften Anlagen standen. Sie
fungierten vor dem Verkauf als Gesellschafter, Geschaftsfiihrer, Prokuristen, Lieferanten,
Abnehmer oder Dienstnehmer der Biogas-Gesellschaften. Die Kaufer- und Bieterschicht
verfligte durch ihre geschiftliche Verbundenheit zu den verkauften Biogasanlagen uiber
detaillierte Informationen lber die wirtschaftliche Lage sowie hinsichtlich moéglicher Erfolgs-
und Ertragspotenziale. Der HBInt lagen nur Analysen, aber keine Unternehmensbewertungen
vor, die zuklinftige Ertragserwartungen eingepreist hatten. (TZ 52)

TRANSAKTIONSBERATUNG BIOGASANLAGEN

Beim Verkaufsprozess der BIOGAS Deutschland und der dazugehérigen acht Biogasanlagen
fielen Beraterkosten von rd. 548.000 EUR an. (TZ 45)
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Durch den Verzicht der HGAA und der BIOGAS Osterreich auf eine Ausschreibung und die
Beschrankung auf die Einholung von zwei Angeboten blieben andere geeignete und
eventuell kostenglinstigere Berater unberiicksichtigt. (TZ 46)

HBInt, HBA und BIOGAS Osterreich setzten im Laufe des Verkaufsprozesses BIOGAS
Deutschland funf Berater (rechtliche Berater I, J, K und L sowie wirtschaftlicher Berater H)
teilweise zeitgleich und zu dhnlichen, rechtlichen Beratungsthemen ein. (TZ 47)

Die beim Verkaufsprozess der osterreichischen zehn Biogasanlagen angefallenen
Beraterkosten betrugen rd. 536.000 EUR. Auch hierbei verzichteten die HGAA und die

BIOGAS Osterreich auf eine Ausschreibung der Beratungsleistungen und damit auf eventuell
kostengiinstigere Angebote. (TZ 53, 54)

RESUMEE DER VERKAUFSAKTIVITATEN

Im Zusammenhang mit den durch den RH uberpriiften Verkaufstransaktionen waren
folgende wesentliche Feststellungen anzumerken:

- keine analoge Anwendung von Einkaufsregelungen auf die Beauftragung von
Beratungsleistungen (TZ 6 ff);

- Beauftragung von Beratungsleistungen ohne oder unter unzureichender Einholung von
Vergleichsangeboten (TZ 25, 35 f, 46 f, 54 f);

— keine Durchfiihrung eines 6ffentlichen Bietverfahrens (TZ 14 ff, 32 ff, 41, 48);
— Abweichen von intern vordefinierten Verkaufsprozessen (TZ 14 ff);

— Abschluss von Konsulentenvertragen mit ehemaligen Geschaftsfiihrern und Prokuristen
von Tochtergesellschaften (TZ 38, 39);

- mangelnde Dokumentation des Verkaufsprozesses (TZ 33, 34, 40, 44);

- unzureichende Informationen des Aufsichtsrats hinsichtlich der negativen finanziellen
Auswirkungen von Verkaufen (TZ 34, 43, 50).
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GESAMTBETRACHTUNG

Die nachstehende Tabelle gibt einen Uberblick tiber die durch den RH iiberpriften
Verkaufsaktivitdten bis Ende 2012 und die durch Verkaufe nicht riickgefiihrten bzw.
abgeschriebenen Finanzierungen der HBInt. (TZ 57)

Abschreibungen/nicht zuriickgezahlte Mittel

Projekt TZ bis 2009 2010 bis 2012 Summe
in Mio. EUR
Herzog-Heinrich-StralRe Miinchen 20 3,94 - 3,9
Projekt Messegeldnde Klagenfurt? 22 3,50 = 3,50
Schlosshotel Velden GmbH 29 34,94 58,78 93,72
Biogasanlagen Deutschland 42 - 13,25 13,25
Biogasanlagen Osterreich 49 - 26,16 26,16
Summe 140,57

1 Auflésung der bilanziell aktivierten Projektkosten aufgrund der Einstellung des Projekts
Quelle: HBInt

Die Verkaufe von zwei Immobilien und drei Beteiligungen, die in der Phase vor der Anteils-
Ubernahme durch den Bund seitens der HBInt erworben wurden, fiihrten zu einer
Realisierung von Verlusten durch die HBInt aufgrund einer mangelnden Rickfiihrbarkeit der
ausstehenden offenen Finanzierungen in einer GroRenordnung von rd. 140 Mio. EUR. (TZ 57)

Die Prifung der einzelnen Verkaufsaktivititen zeigte — teilweise aus der Zeit vor der
Anteilsiibernahme durch den Bund stammende - systematische Madngel, die das
Bietverfahren, die Hohe des Verkaufserloses, die Beauftragung von Beratungsleistungen und
die Dokumentation des Gesamtprozesses umfassten. (TZ 57)

So kam beim Verkauf der Immobilie Nomis Quartier Hamburg und des Einkaufzentrums
,Stadtpark Center Spittal“ durch die PROBUS GmbH, bei der(n) Immobilie(n) ,Herzog-
Heinrich-Strale” und beim Verkauf der Beteiligungen vom Schlosshotel Velden sowie beim
Verkauf der Biogasanlagen Deutschland und Osterreich durch die HBInt kein 6ffentliches
Bietverfahren (TZ 15, 17, 19, 32 ff, 41, 48) zur Anwendung. Da damit keine moglichst breite
Interessentensuche durchgefiihrt wurde, konnten die PROBUS GmbH bzw. die HBInt nicht
sicherstellen, dass sie den optimalen Verkaufspreis erzielten. Weiters hatte die HBInt bei der
Beauftragung der Makler (Herzog- Heinrich-StraRe) keine klaren Vorgaben betreffend die
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Angebotserstellung erteilt, daher waren die Angebote uneinheitlich und schwer vergleichbar.
(TZ 20)

Sowohl beim Verkauf der Immobilien als auch beim Verkauf der Beteiligungen wandte die
HBInt bei der Beauftragung von Beratungsleistungen das Procurement Manual 2009 nicht
analog an und nutzte Wettbewerbsmechanismen nur eingeschrankt (TZ 6, 25, 35 f, 46 f,
54 f). Im Zusammenhang mit Beratungsleistungen stellte der RH fest, dass die HBInt
Beratungsauftrage an Unternehmen von ehemaligen Geschaftsfilhrern und Prokuristen von
Tochterunternehmen vergab (TZ 38, 39). Weiters war der fiir den Verkauf des Schlosshotels
Velden zustindige Berater C der HBInt vor dem Verkauf fiir den spateren Kaufer tatig.

(TZ 36)

Die Informationen an die Aufsichtsrate und Dokumentation der Transaktionen war beim
Verkauf der Beteiligungen Schlosshotel Velden sowie bei den deutschen und 6sterreichi-
schen Biogasengagements teilweise mangelhaft. Den Aufsichtsratsmitgliedern war eine
inhaltliche Bewertung des Verkaufs nur eingeschrankt moglich, insbesondere hinsichtlich der
mit dem Verkauf verbundenen Realisierung von Verlusten aus dem vom Bund im Dezember
2009 iibernommenen Portfolio. (TZ 33, 34, 40, 43, 44, 50)

Zusammenfassend hob der RH die folgenden Empfehlungen hervor:
HBInt

(1) Organisatorische Vorkehrungen wdren zu treffen, die einen alle Vorstandsbereiche
umfassenden Informations- und Kommunikationsfluss tiber die Verkaufsaktivitditen
gewdbhrleisten. (TZ 3)

(2) Zukiinftige Umstrukturierungen bzw. Verdnderungen der internen Verantwortlichkeiten
wdren hinsichtlich ihrer operativen sowie nachhaltigen Relevanz im Vorfeld der Entscheidung
umfassend zu analysieren, um Transaktionskosten und operative Effizienzverluste, die durch
mehrmaliges Andern strategischer Uberlegungen entstehen, zu minimieren. (TZ 3)

(3) Abgrenzungs- bzw. Schnittstellendefinitionen wdren im Vorfeld einer Umstrukturierung
zu definieren und vom Vorstand verbindlich zu beschliefien. (TZ 4)

(4) Fachbereiche, die — trotz bereits gesetzter Mafinahmen — weiterhin den Procurement
Prozess nicht einhielten, wédren dem Vorstand zu melden. (TZ 8)

(5) Bei der Ausgestaltung der KPIl wiire insbesondere auf deren Aussagekraft (z.B. zur
Beurteilung der Prozesseinhaltung) Wert zu legen. (TZ 8)
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(6) Die Stichprobenerfassung der KPIl wéire derart auszugestalten, dass ein repriisentativer
Riickschluss auf die Grundgesamtheit der beobachteten Transaktionen gezogen werden
kann. (TZ 8)

(7) Der Bereich Group Procurement wdre maoglichst friihzeitig in den Einkaufsprozess
einzubinden, um ein méglichst hohes Potenzial an Kostenreduktion und Kostenvermeidung zu
realisieren. (TZ 9)

(8) Die Entscheidung iiber die interne Verantwortung fiir die Abwicklung eines Transaktions-
prozesses wdre an einen konkreten Kriterienkatalog zu kniipfen sowie an eine Mergers &
Acquisitions Group Restructuring und PROBUS GmbH hierarchisch iibergeordnete Stelle zu
tibertragen. (TZ 12)

(9) Die Prdizisierung der ,,Hurdle Rate” sowie der Voraussetzungen und der Beschaffenheit
der Fairness Opinion in den Mindeststandards wdre vorzunehmen. (TZ 12)

(10) Bei der Festlegung von Mindeststandards wdren keine Gestaltungsspielrdume zu
erdffnen, die zu einem Unterlaufen bzw. einer Verhinderung der Zweckerfiillung der
Regelungen fiihren kénnen. (TZ 12)

(11) Im Rahmen ihres Risikomanagements wiire eine konzernweite Vorgangsweise fiir den
Fall festzulegen, dass die Qualitdt eines extern beauftragten Gutachtens im Rahmen der
internen Plausibilisierung in Frage gestellt wird (z.B. Sperre des Gutachters, verpflichtende
Beauftragung eines Vergleichsgutachtens etc.). (TZ 14)

(12) Aus Griinden der Transparenz und der Optimierung der Ertragschancen wdre ein
Offentliches Bietverfahren einem Verkauf durch Makler vorzuziehen. (TZ 19)

(13) Kiinftig wdéiren nur strukturierte Bietverfahren mit klaren, fiir alle Teilnehmer
transparenten und im Vorhinein bekannten Bedingungen durchzufiihren. (TZ 20)

(14) Abwicklungsfragen wdren einer rascheren Kldrung zuzufiihren, um insbesondere der
angestrebten ziigigen Aufarbeitung des Immobilienportfolios in ausreichendem Mafe
Rechnung zu tragen. (TZ 22)

(15) In Hinkunft sollte auf die Austibung von Wertsicherungsklauseln zugunsten der HBInt
oder ihrer Tochtergesellschaften nicht verzichtet werden. Weiters wdre die nachtrdgliche
Einforderung der Wertsicherung zu priifen. (TZ 23)
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(16) Sponsoringaktivitdten wdren nicht mit dem Abschluss von anderen Geschdiften zu
junktimieren und Sponsoringbetrdge aus Griinden der Transparenz nicht bar auszubezahlen.
(TZ 24)

(17) Fiir finanzielle Sponsoringleistungen wdren die vereinbarten Gegenleistungen
einzufordern bzw. eine Ubertragung der Gegenleistungen auf eine andere Konzern-
gesellschaft anzustreben, um verlorene Aufwendungen zu verhindern bzw. zu minimieren.
(TZ 24)

(18) Sponsoringausgaben wdren aus steuerrechtlichen Griinden nur dann als Betriebs-
ausgaben geltend zu machen, wenn den Ausgaben ein entsprechender Werbewert
gegeniibersteht. (TZ 24)

(19) Externe Gutachten bzw. Fairness Opinions wdren von unabhdngigen Personen erstellen
zu lassen, die von einem positiven Geschdftsabschluss nicht profitieren kénnen. (TZ 31)

(20) Sowohl interne als auch externe Gutachten und sonstige Bewertungen wdren zumindest
auf Plausibilitédt zu priifen. (TZ 31)

(21) Im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen wdren alle
verkaufsrelevanten Unterlagen zu dokumentieren und mindestens bis zum Ablauf der
gesetzlichen Aufbewahrungspflicht zu archivieren. (TZ 32)

(22) Beim Verkauf von Beteiligungen durch ein dffentliches Bietverfahren sollten méglichst
viele potenzielle Interessenten angesprochen werden. (TZ 33)

(23) Der Aufsichtsrat wdre liber die gesamte wirtschaftliche Tragweite von einzelnen
Transaktionen zu informieren. (TZ 33)

(24) Vor dem Verkauf von Beteiligungen wdire ein Mindestverkaufspreis festzulegen. (TZ 33)

(25) Zur Objektivierung der Angemessenheit von erzielbaren Verduflerungserldsen wdre eine
Fairness Opinion einzuholen. (TZ 33)

(26) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats wdren bei Beteiligungsverkdufen im Vorfeld
nachvollziehbare und transparente Informationen auch im Hinblick auf den durch den
Verkauf entstehenden Gesamtgewinn bzw. -verlust zu iibermitteln und nach Méglichkeit
zusdtzlich im Rahmen einer Aufsichtsratssitzung die Gelegenheit zur Beantwortung von
Fragen zu bieten. (TZ 34, 43)
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(27) Bei der Mandatierung von Beratungsunternehmen wdre nach dem geltenden
Procurement Prozess vorzugehen. (TZ 35)

(28) Zur Sicherstellung einer loyalen Leistungserbringung widire bei der Beauftragung von
Beratungsunternehmen auf deren Unabhdngigkeit und Unvoreingenommenheit zu achten.
(TZ 36)

(29) Alle Beratungskosten im Zusammenhang mit dem Verkauf der einzelnen Projekte wdiren
in die Kostenaufstellung aufzunehmen. (TZ 36)

(30) Beratungsvertrdge wdren immer vor der Leistungserbringung abzuschlieflen sowie auf
die Richtigkeit der Angaben im Vertrag zu achten. (TZ 37)

(31) Zur Vermeidung von Unklarheiten und zur Abgrenzung der Verantwortung wdren
Vertrdge immer vor der Leistungserbringung abzuschliefien. (TZ 38)

(32) Zukiinftig wdiren Berater erst nach Durchfiihrung eines Ausschreibungsverfahrens oder
nach Einholung mehrerer Angebote zu beauftragen. (TZ 46, 54)

(33) Erfolgshonorare wdren nicht nur vom Vertragsabschluss, sondern auch von der
tatsdchlichen Zahlung des Verkaufspreises abhdngig zu machen. (TZ 46)

(34) Bei zukiinftigen Verkaufsprozessen wdren die zu erwartenden Beratungsthemen
rechtzeitig zu definieren und bei der Auswahl der eventuell benétigten Berater dahingehend
zu beriicksichtigen, dass die Anzahl der eingesetzten Berater moglichst gering gehalten
wird. (TZ 47)

(35) Bei zukiinftigen Verkaufsprozessen widre die Beauftragung von entgeltlichen
Beratungsleistungen eindeutig zu regeln und schriftlich festzuhalten. (TZ 47)

(36) In den Beratervertridgen wdren Kostendeckelungen (Caps) zur Vermeidung von
ungeplanten, starken Kostensteigerungen zu vereinbaren. (TZ 47)

(37) Der Aufsichtsrat wdre auch liber die negativen Auswirkungen der gesamten
wirtschaftlichen Transaktionen zu informieren. (TZ 50)

(38) Unter dem Gedanken der Verlustminimierung und Transparenz wdren insbesondere bei
Fdllen, deren Bieterkreis sich aus dem Management oder Miteigentiimern der zum Verkauf
stehenden Gesellschaften zusammensetzt, externe unabhdngige Unternehmensbewertungen
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einzuholen, um eine Benachteiligung der HBInt im Verkaufsprozess hinsichtlich des
wirtschaftlichen Ertragspotenzials zu vermeiden. (TZ 52)

(39) Die angefallenen Beraterkosten wdren den verursachenden Verkaufsprozessen richtig
zuzuordnen, um die Transparenz und wirtschaftliche Beurteilbarkeit der Verkaufsprozesse
zu erhohen. (TZ 47, 54)

(40) Beratungsleistungen wdren zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten erst nach
Abschluss der zugrunde liegenden Beratervertrdige in Anspruch zu nehmen. (TZ 47, 54, 55)

PROBUS GmbH

(41) Die im Leitfaden der Europdischen Kommission dargelegte Vorgangsweise wdire
einzuhalten und angebotene Bauten und Grundstiicke hinreichend zu publizieren. (TZ 15, 17)

(42) Die internen Richtlinien bzw. definierten Abldufe wiiren dahingehend zu erweitern, dass
der Spielraum bei exklusiven Verhandlungen mit nur einem Bieter klar definiert wird. Dabei
wdre z.B. festzulegen, unter welchen Umstdnden Exklusivitdt vereinbart werden kann, bzw.
wdren enge Grenzen zu definieren, innerhalb derer im Verhandlungswege Kaufpreisver-
dnderungen zuldssig sind. (TZ 16, 18)

(43) Im Fall der Heranziehung von externen Maklern wiire darauf zu achten, dass die
gesamten (externen und intern verrechneten) Vermittlungskosten die in der Makler-
verordnung festgelegte Hichstgrenze von 3 % des Verkaufspreises nicht iiberschreiten.
(TZ 25)

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



24 von 85 Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen

H Seite 24 / 85

OSTERREICHISCHER VERKEHRSSICHERHEITSFONDS

Der osterreichische Verkehrssicherheitsfonds nahm jahrlich rd. 3 Mio. EUR aus
Wunschkennzeichen und spezifischen Verkehrsstrafen ein, die zweckgewidmet fur
MaRnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit im StraRenverkehr zu verwenden
waren.

Der Verkehrssicherheitsfonds verfiigte iiber Riicklagen in der Hohe von

rd. 8,2 Mio. EUR, die laut Finanzprognose des Fonds in den kommenden Jahren groRteils
nicht fiir die laufende Finanzierung gebraucht werden und auf einem Geschiaftskonto
mit einem Zinssatz von 0,25 % verwahrt wurden.

Zur Forderwiirdigkeit von Projekten gab der Beirat des Verkehrssicherheitsfonds eine
Empfehlung ab. Im Beirat vertretene Institutionen waren zum Teil Forderempfanger und
Auftragnehmer des Fonds. Dies barg das Risiko von Interessenskonflikten.

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte Kampagnen zur Bewusstseinsbhildung. Das
Vergabeverfahren zur Kampagne ,Alkohol im StraRenverkehr “ im Jahr 2009 erweckte
den Anschein, dahingehend beeinflusst worden zu sein, ein bestimmtes Unternehmen
zu beauftragen. Bei der Umsetzung der Kampagne kam es zu einer Kosteniiber-
schreitung des urspriinglich vereinbarten Kostenrahmens von 3,5 Mio. EUR um

rd. 1 Mio. EUR. Die Schaltungskosten fiir Advertorials mit einem Foto der damaligen
Bundesministerin fiir Verkehr, Innovation und Technologie im Rahmen der Kampagne
betrugen in Summe rd. 1,35 Mio. EUR.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Gebarungsiiberprifung des Osterreichischen Verkehrssicherheitsfonds war eine
Beurteilung des durch den Verkehrssicherheitsfonds getatigten Mitteleinsatzes fiir die
Verkehrssicherheitsarbeit, der Organisation und der Tatigkeitsbereiche des Fonds und der
durch den Verkehrssicherheitsfonds entfalteten Wirkungen. Die Priifung umfasste die Jahre
2008 bis 2013.(TZ 1)

ALLGEMEINE GRUNDLAGEN - VERKEHRSSICHERHEIT

Wesentliche strategische Grundlage der StraBenverkehrssicherheit war in Osterreich auf
Ebene des Bundes das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020. Daneben gab
es u.a. auch auf Ebene der Lander oder bei der ASFINAG Verkehrssicherheitsprogramme. Das
Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 definierte 255 MaBRnahmen mit einem sehr
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breiten Kreis von fiir die Umsetzung zustiandigen Organisationen. Fiir die Finanzierung der
das BMVIT betreffenden MaRnahmen standen Mittel des Osterreichischen Verkehrs-
sicherheitsfonds in der Hohe von rd. 3 Mio. EUR pro Jahr zur Verfligung, die zweckgebunden
fir MaBRnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit im StraRenverkehr zu verwenden
waren. Der Osterreichische Verkehrssicherheitsfonds wurde im Jahr 1988 eingerichtet. (TZ 2)

In die Festlegung und Umsetzung von VerkehrssicherheitsmaRnahmen im StralRenverkehr
waren in Osterreich eine Vielzahl und Vielfalt von Akteuren eingebunden. Der Bund hatte
geringe Ingerenzmoglichkeiten bei den Aktivitdaten der Lander — u.a. bei der Festlegung
jener MaBnahmen, die in den Landern aus den Wunschkennzeichen finanziert wurden, und
bei der Kontrolle der Verwendung dieser Mittel. (TZ 2)

GEBARUNG DES VERKEHRSSICHERHEITSFONDS

Der Verkehrssicherheitsfonds wurde aus den Einnahmen fiir Wunschkennzeichen und aus —
auf Basis des Guterbeforderungsgesetzes verhangten — Strafen gespeist. In den Jahren 2008
bis 2013 betrugen die Einnahmen rd. 3 Mio. EUR pro Jahr. Von 2008 bis 2012 wurden in
Osterreich insgesamt rd. 95.000 Wunschkennzeichen ausgestellt. Dem BMVIT war die
genaue Anzahl der in den Landern jeweils ausgestellten Wunschkennzeichen nicht bekannt.
Die Anzahl der jahrlich neu ausgestellten Wunschkennzeichen war leicht fallend. Nur etwa
ein Viertel aller Wunschkennzeichen stammte aus einer Verlangerung nach Ablauf der
Geltungsdauer nach 15 Jahren. (TZ 3)

In den Jahren 2008 bis 2013 betrugen die Ausgaben des Verkehrssicherheitsfonds jahrlich
rd. 3 Mio. EUR. Rund 72 % der Mittel wurden fiir Auftrage und rd. 28 % fiir Férderungen
verwendet. Auftrage wurden im wesentlichen fir drei groke Medienkampagnen mit einem
Volumen zwischen 1,62 Mio. EUR und 2,68 Mio. EUR (Kostenanteil Verkehrssicherheitsfonds)
je Kampagne vergeben. Forderungen wurden bis zum Jahr 2010 auf individuellen Antrag (im
AusmaR von rd. 600.000 EUR pro Jahr) und ab dem Jahr 2011 im Rahmen von drei
Ausschreibungen (Calls) mit einem Volumen zwischen rd. 760.000 EUR und 1,1 Mio. EUR
gewdhrt. Das BMVIT finanzierte den GroRteil des Personalaufwands fiir die Verwaltung des
Verkehrssicherheitsfonds (rd. 119.000 EUR pro Jahr) und Aktivitdaten der Abteilung Prasidium
2 im Bereich der Verkehrssicherheit (bis zu 597.000 EUR pro Jahr) aus dem allgemeinen
Budget. (TZ 4)

GemadR Kraftfahrgesetz waren die Mittel des Verkehrssicherheitsfonds nutzbringend und bei
Bedarf verfiigbar anzulegen. Von Anfang 2008 bis Anfang 2013 erhdhten sich die Riicklagen
des Fonds um rd. 17,5 % auf rd. 8,2 Mio. EUR. Waren im Jahr 2008 noch 1,5 Mio. EUR der
Ricklagen in Wertpapieren mit einer Verzinsung von 4,0 % bis 5,25 % angelegt, so befanden
sich ab April 2010 die gesamten Riicklagen auf einem Geschaftskonto mit einem Zinssatz
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von 0,25 %. Der Zinsertrag reduzierte sich dadurch von rd. 175.000 EUR im Jahr 2008 auf rd.
21.000 EUR im Jahr 2013. (TZ 5)

Im Dezember 2012 kontaktierte das BMVIT die Osterreichische Bundesfinanzierungsagentur
Ges.m.b.H. beziiglich der Veranlagung der Riicklagen. Nach deren Auskunft lagen die
Konditionen fir Gelder der Kassenverwaltung des Bundes zum damaligen Zeitpunkt unter
jenen des Kontos des Verkehrssicherheitsfonds. Ein Vertreter des BMF bestadtigte dem BMVIT,
dass die Verwahrung der Riicklagen auf einem Geschaftskonto mit einer Verzinsung von
0,25 % ,eine risikoarme, relativ ertragreiche Veranlagungsstruktur® darstelle. Das BMVIT sah
deshalb keinen unmittelbaren Handlungsbedarf fiir eine Veranlagung der Riicklagen. (TZ 5)

Die Budgetprognose des Verkehrssicherheitsfonds ergab fiir die Jahre 2014 bzw. 2015 einen
weiteren Aufbau der Riicklagen im Ausmal von 1,12 Mio. EUR bzw. 730.000 EUR. Ein
GroRteil der Ricklagen war zumindest fiir die Jahre 2014 und 2015 nicht fiir die laufende
Finanzierung notwendig; die ertragsarme Veranlagung der Riicklagen war damit nicht im
Sinne des Kraftfahrgesetzes. (TZ 5)

ORGANISATION DES VERKEHRSSICHERHEITSFONDS

Die Geschaftsfihrung des Verkehrssicherheitsfonds oblag der Abteilung ST2 ,Technik und
Verkehrssicherheit* des BMVIT. Der Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie
bediente sich vor der Entscheidung uber die Zuerkennung von Férdermitteln aus dem Fonds
der Beratung durch einen Beirat bzw. einer Jury. Die Jury gab auch Empfehlungen zu den
vom Fonds zu finanzierenden Auftragen ab. Bei der Empfehlung von Forderungen durch die
Jury verzichtete das BMVIT auf die Expertise des Beirats. (TZ 6)

Im Beirat vertretene Institutionen waren teilweise auch Férderempfanger oder Auftrag-
nehmer des Fonds. Insgesamt wirkten im Uberpriften Zeitraum bei rd. 38 % der vom
Verkehrssicherheitsfonds vergebenen Forderungen und bei rd. 24 % der Auftrdage Projekt-
werber mit, die auch im Beirat vertreten waren. Allein auf den Verein A entfielen rd. 29 % der
Forderprojekte bzw. rd. 22 % der Auftrage. Die Besetzung des Beirats des Verkehrs-
sicherheitsfonds barg damit das Risiko von Interessenskonflikten, widersprach dem Prinzip
der Trennung von Auftraggeber und Auftragnehmer und stellte eine Unvereinbarkeit dar.
Neben der Moéglichkeit, Einfluss auf die Empfehlung von Forderprojekten zu nehmen,
gewannen diese Beiratsmitglieder durch die Beurteilung der Forderprojekte der Konkurrenz
Kenntnisse, die einen Know-how-Vorsprung im gesamten Themenfeld bewirken konnten.
(TZ 6,10)

Mitarbeiter des BMVIT waren zusatzlich zu anderen Aufgaben mit der Verwaltung des
Verkehrssicherheitsfonds und der Abwicklung der Projekte des Verkehrssicherheitsfonds
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betraut. Das BMVIT verrechnete dem Fonds den Personalaufwand fir die ,finanzielle
Verwaltung” des Fonds. Die Beschrdankung der verrechneten Kosten auf diesen Bereich war
sachlich nicht nachvollziehbar: wahrend der tatsdachliche Personalaufwand fir die
Administration (inkl. Projektbetreuung) bei rd. 140.000 EUR pro Jahr lag, ersetzte der
Verkehrssicherheitsfonds dem BMVIT lediglich die Kosten fiir die finanzielle Verwaltung des
Fonds in einer Hohe zwischen 21.000 EUR und 25.000 EUR, obwohl er liber ausreichende
finanzielle Mittel verfligte, die per Gesetz u.a. flr die Verwaltung des Fonds zweckgewidmet
waren, wahrend das allgemeine Budget des Bundes nicht ausgeglichen und damit
schuldenfinanziert war. Die tatsdchlichen Verwaltungskosten entsprachen rd. 4,5 % der vom
Fonds insgesamt fiir die Verkehrssicherheit aufgewendeten Mittel. (TZ 7)

Die Abteilung Prasidium 2 ,Information und Dokumentation, Protokoll“ des BMVIT wirkte an
der Umsetzung von Kampagnen des Verkehrssicherheitsfonds zur Bewusstseinsbildung mit.
Sie begleitete gemeinsam mit der Abteilung ST2 und dem Kabinett des Bundesministers die
Beauftragung der Kampagnen und betreute die operative Umsetzung. Sie beauftragte die
Medialeistungen, stellte die sachliche Richtigkeit der Rechnungen fest und leitete diese an
die Abteilung ST2 zur Bezahlung aus Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds weiter. Dabei kam
es zu Unklarheiten hinsichtlich des verfligharen finanziellen Rahmens. Bei der Kampagne
»Alkohol im StraRenverkehr* wurde zu Beginn ein Kostenrahmen von 3,5 Mio. EUR
festgelegt. Das Fehlen eines entsprechenden Kosten-Controllings fiihrte zu Mehrkosten von
rd. 1 Mio. EUR bzw. rd. 29 %. (TZ 8)

Die Abteilung Prasidium 2 finanzierte auch unabhangig vom Verkehrssicherheitsfonds aus
dem allgemeinem Budget MaRnahmen zur Bewusstseinsbildung im Bereich der Verkehrs-
sicherheit im AusmaR von jdhrlich zwischen rd. 189.000 EUR und rd. 597.000 EUR, obwohl
im Verkehrssicherheitsfonds dafiir Mittel vorhanden waren. Dies filihrte zu einer
Intransparenz bei der Mittelallokation und erschwerte den Uberblick tiber die Ausgaben fir
die im Kraftfahrgesetz hinsichtlich der StraRenverkehrssicherheit geregelten Aufgaben des
Verkehrssicherheitsfonds. (TZ 8)

Die Bundesanstalt fiir Verkehr, eine Dienststelle des BMVIT, war u.a. Sitz der Beobachtungs-
stelle fir die StraRenverkehrssicherheit, deren wesentliche Aufgaben die Sammlung und
Auswertung von Daten zu Verkehrsunfallen und der internationale Informationsaustausch
waren. Im Zuge einer Reorganisation wurde im Jahr 2013 die Beobachtungsstelle fiir Verkehr
in die Abteilung ST2 im BMVIT verlagert, um die Agenden der Verkehrssicherheit in der
Zentralstelle des BMVIT zu biindeln. Dadurch kénnten Synergien bei der Datenerhebung und
-auswertung genutzt und Doppelgleisigkeiten bei internationalen Kontakten vermieden
werden. (TZ 9)
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Der auf Basis des Unfalluntersuchungsgesetzes eingerichtete Verkehrssicherheitsbeirat
diente als institutionelle Plattform fiir die Zusammenarbeit des BMVIT mit anderen
Organisationen im Bereich Verkehrssicherheit. Dessen Arbeitsausschuss StraRe wirkte an der
Erarbeitung des Verkehrssicherheitsprogramms mit. Er war u.a. mit Vertretern jener
Institutionen besetzt, die auch den Beirat des Verkehrssicherheitsfonds beschickten. Die
Besetzung des Verkehrssicherheitsbeirats und des Beirats des Verkehrssicherheitsfonds mit
Vertretern identischer Organisationen war sachlich nachvollziehbar, sofern sie nicht
Forderempfanger oder Auftragnehmer des Verkehrssicherheitsfonds waren. (TZ 10)

MITTELVERWENDUNG DURCH DIE LANDER

Die Einnahmen des Verkehrssicherheitsfonds aus den Wunschkennzeichen waren im
Verhaltnis 40 zu 60 auf Bund und Lander aufzuteilen. Die Lander erhielten in den Jahren
2008 bis 2013 insgesamt rd. 12 Mio. EUR. Auch die Landermittel waren zweckgebunden fiir
VerkehrssicherheitsmaRnahmen einzusetzen. (TZ 11)

Uber die Mittelverwendung fand einmal jahrlich eine koordinierende Besprechung zwischen
dem BMVIT und den Landern statt. Die koordinierenden Besprechungen der Jahre 2008 und
2009 waren zwar durch Anwesenheitslisten belegt, es lagen aber keine Protokolle zur
Dokumentation der behandelten Inhalte vor. Ab dem Jahr 2010 verlagerten sich die
koordinierenden Besprechungen von der Berichterstattung hin zu einer koordinierenden
Planung des Folgejahres. (TZ 11)

Die Lander finanzierten gemaR den Protokollen und jahrlichen Berichten der Lander Projekte,
die teilweise auf eine Diskrepanz zwischen den Erfordernissen der Verkehrssicherheitsarbeit
und den tatsdchlich durch die Landermittel aus Wunschkennzeichen finanzierten
MaRnahmen schlieRen lieRen. In Karnten wurden z.B. ab dem Jahr 2009 Give-aways um bis
zu rd. 138.000 EUR pro Jahr finanziert. Dem Bund war es vorbehalten, die widmungs-
konforme Verwendung der Mittel zu tGberprifen. Die Abteilung ST2 im BMVIT fiihrte keine
vertieften Priifungen der Mittelverwendung durch die Lander durch. Fiir eine widmungs-
widrige Verwendung sah das Gesetz allerdings keine Sanktionsmaoglichkeiten vor. Dies
erschwerte es fiir den Bund, eine widmungskonforme Verwendung der Landermittel aus den
Wunschkennzeichen zu gewdhrleisten. (TZ 11)

Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 nannte bei 26 der 255
MaRnahmen die Lander als Haupt-Umsetzungsverantwortliche, bei weiteren 39 MaBRnahmen
waren sie mitverantwortlich fir die Umsetzung. Eine starkere Verschrankung der aus
Wunschkennzeichen finanzierten MaRnahmen der Lander mit dem Verkehrssicherheits-
programm 2011 bis 2020 ware erforderlich. Im lUberpriiften Zeitraum gab es nur in
Ausnahmefallen landeriibergreifende Projekte, die mit Lindermitteln aus den
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Wunschkennzeichen finanziert waren. Solche fanden in gréRerem AusmaR statt, wenn das
BMVIT zusatzliches Geld aus dem Verkehrssicherheitsfonds ausschiittete, wie z.B. bei der
Motorradkampagne im Jahr 2011, fiir die das BMVIT rund 1 Mio. EUR zur Verfiigung stellte.
(TZ11)

Uber die Verwendung der Landermittel aus den Wunschkennzeichen hatten die Linder dem
Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie jahrlich zu berichten. Der Bund
machte keine Vorgaben fiir die Berichterstattung. Die Berichte der Lander waren in ihrer
Struktur und ihrem Detaillierungsgrad sehr unterschiedlich. Dies erschwerte eine Kontrolle
der Mittelverwendung durch den Bund. Nur Oberosterreich berichtete ab 2010 lber den
Stand der Riicklagen inkl. der Ertrage durch Zinsen. (TZ 12)

Laut Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 war fir die Identifikation von Handlungs-
feldern und die Definition von MaRnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit eine fundierte
Unfalldatensammlung eine notwendige Grundlage. Zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung
sammelte die Statistik Austria die Unfalldaten im Auftrag des BMVIT. Die Daten stellen auch
eine wesentliche Basis fiir die Identifikation und Behebung von Unfallhdaufungsstellen dar, fir
die die Lander zustandig waren. (TZ 13)

STRATEGISCHE VORGABEN

Erfolgreiche MaRnahmen zur Erhéhung der Verkehrssicherheit beruhten nach Auffassung
des BMVIT auf drei Saulen: legistische Vorschriften, UberwachungsmaRnahmen und
bewusstseinsbildende MaBRnahmen. Eine erfolgreiche Verkehrssicherheitsarbeit war nur in
Kooperation des BMVIT mit anderen staatlichen Einrichtungen méglich. Zu diesem Zweck
wurde im Jahr 2006 der Verkehrssicherheitsbeirat eingerichtet. Dessen Arbeitsausschuss
StraRe erstellte das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020. Der breit
angelegte Diskussionsprozess und die umfassende Einbindung aller Interessensgruppen war
positiv fiir die Akzeptanz und Umsetzbarkeit des Verkehrssicherheitsprogramms. (TZ 14)

Im Verkehrssicherheitsprogramm waren in Summe 255 MaRnahmen definiert, von denen
148 Malknahmen das BMVIT als primar fiir die Umsetzung verantwortliche Stelle betrafen.
Die MaRnahmen waren hinsichtlich des Umsetzungszeitpunkts den Kategorien Startpaket
(2011), kurzfristig (2012 bis 2014), mittelfristig (2015 bis 2017) und langfristig (2018 bis
2020) zugeordnet und die Umsetzungsverantwortlichen klar definiert. Die Abteilung ST2
verfligte liber keinen Zeit- und Finanzierungsplan fiir die durch den Verkehrssicherheits-
fonds zu finanzierenden MaRnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms. (TZ 14)
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TATIGKEITSFELDER

Der Verkehrssicherheitsfonds war das Hauptinstrument des BMVIT zur Umsetzung des
Verkehrssicherheitsprogramms. Er finanzierte im Wesentlichen bewusstseinsbildende
Kampagnen zur Verkehrssicherheit und die Erstellung von wissenschaftlichen Grundlagen
fir weitere MaBRnahmen. Im Uberpriften Zeitraum vergab das BMVIT aus Mitteln des
Verkehrssicherheitsfonds Auftrage und Forderungen in der Hohe von rd. 20 Mio. EUR. Rund
58 % davon flossen in bewusstseinsbildende MaRnahmen wie Kampagnen, rd. 18 % in
UmsetzungsmaRnahmen wie z.B. Radworkshops und rd. 13 % in grundlegende MaRnahmen
wie z.B. die Unfallkostenrechnung Strale. (TZ 15)

ART DES MITTELEINSATZES - UBERBLICK

Der Verkehrssicherheitsfonds stellte Mittel sowohl in Form von Auftrdagen als auch in Form
von Foérderungen zur Verfiigung. Aus der Abwicklung eines Projekts als Férderung oder
Auftrag ergaben sich unterschiedliche Erfordernisse z.B. hinsichtlich der Vergabe oder der
Umsatzsteuerpflicht. Es gab im BMVIT keine einheitlichen und nachvollziehbaren Vorgaben
zur Einordnung von Projekten als Forderung oder Auftrag. Vielmehr wurden vergleichbare
Leistungen nach unterschiedlichen Regimes beauftragt. Sowohl das BMVIT als auch die
Mittelempfanger ordneten Projektleistungen mehrfach uneinheitlich zu. (TZ 16)

FORDERUNGEN

Der Verkehrssicherheitsfonds forderte im liberpriiften Zeitraum 93 Projekte im Wert von
insgesamt rd. 6,1 Mio. EUR. (TZ 17)

Bei der Vergabe von Forderungen gab der Beirat des Verkehrssicherheitsfonds zu vorge-
legten Férderansuchen eine Empfehlung an den Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und
Technologie in Form einer Reihung der Projekte in Abhangigkeit von ihrer Forderwirdigkeit
ab. Bei Projekten im besonderen Interesse des BMVIT bzw. auRerhalb von Calls (ab dem Jahr
2011) gab die Jury eine Empfehlung fiir oder gegen die Forderung des Projekts ab. (TZ 18)

In den Jahren 2008 bis 2010 kamen die Forderansuchen auf Initiative der Forderwerber und
ohne konkrete Vorgaben des Verkehrssicherheitsfonds zu den Projektinhalten zustande. Die
eingereichten Projekte waren daher thematisch heterogen und wenig fokussiert. (TZ 18)

Um die Projekte thematisch zu biindeln, wurde die Vergabe ab dem Jahr 2011 auf ein
Ausschreibungsprinzip umgestellt: die Forderwerber wurden nunmehr im Rahmen von Calls
zur Einreichung von Projekten zu einem definierten Thema aufgerufen. Das BMVIT konnte
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damit aus mehreren Projekten zu einem Thema die besten auswdhlen. Im Rahmen von drei
Calls wurden 27 Projekte fiir eine Forderung ausgewahlt. Aulerhalb der Calls forderte der
Verkehrssicherheitsfonds in diesem Zeitraum zusatzlich zwolf Projekte. An neun dieser zwolf
Projekte waren im Beirat vertretene Institutionen beteiligt. Auf die Moglichkeit, auch
aulerhalb der Calls um Foérderungen anzusuchen, wies der Verkehrssicherheitsfonds auf
seiner Homepage nicht hin. Damit fehlte potenziellen Forderwerbern, die nicht in regel-
maRigem Kontakt zum Fonds standen, die Information dazu. Mitglieder des Beirats
verfligten diesbeziiglich liber einen Informationsvorsprung. (TZ 18)

Die bis zur Einfiilhrung der Calls im Jahr 2011 praktizierte Vorgehensweise bei der
Beurteilung der Férderansuchen durch den Beirat ohne vorgegebene Kritierien und ohne
transparente Bewertungsschliissel war wenig nachvollziehbar. Mit Einfiihrung der Calls
stellte die Geschaftsfiihrung des Verkehrssicherheitsfonds die Bewertung der Forder-
ansuchen durch den Beirat von einer miindlichen Diskussion in der Beiratssitzung auf eine
Beurteilung mittels strukturierter anonymisierter Beurteilungsbdgen vor der Sitzung um.
Dies stellte eine einheitliche und nachvollziehbare Beurteilung sicher. Beiratsmitglieder
merkten hinsichtlich der Bewertungskriterien an, dass einzelne Kriterien aus ihrer Sicht
entbehrlich oder schwer beurteilbar seien. Manche Kriterien wurden bei demselben Projekt
extrem unterschiedlich bewertet. Es fehlte ein gemeinsames Verstandnis tber die
Notwendigkeit und Beurteilbarkeit einzelner Kriterien und nicht alle in den
Ausschreibungsunterlagen genannten Kritierien fanden in der Beurteilung Beriicksichtigung.
(TZ219)

GemaR den Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds war ein Beiratsmitglied von der
Beratung und Beschlussfassung auszuschlieRen, wenn durch seine Anwesenheit die
objektive Entscheidungsfindung in Frage gestellt war. Beim ersten Call gaben Beirats-
mitglieder dennoch liberdurchschnittlich gute Bewertungen fiir Ansuchen ab, bei denen ihre
eigene Institution Projektmitarbeiter stellte. Beiratsmitglieder des BMVIT bewerteten regel-
maRig Ansuchen eines Forderwerbers, dessen Mehrheitseigentiimer das BMVIT war. Ein
Beiratsmitglied setzte sich fiir ein Projekt ein, das seine Institution mitfinanzierte. In den
Protokollen der Beiratssitzungen war mehrfach nicht nachvollziehbar dokumentiert, ob
befangene Beiratsmitglieder an den Beratungen bzw. der Beschlussfassung teilnahmen.

(TZ 20)

In den Ausschreibungsunterlagen fiir den zweiten Call kiindigte das BMVIT an, das Ergebnis
der Bewertung im November 2011 bekanntzugeben. Die Férderwerber wurden erst im April
2012 — fast acht Monate nach Ende der Einreichfrist — tiber den Erfolg des Forderan-
suchens informiert. Dieser zeitliche Abstand war zu lang. Fiir das BMVIT bestand das Risiko,
dass Forderwerber bei Verzégerungen in dieser GroRenordnung die fiir das Projekt
erforderlichen Ressourcen nicht vorhalten kénnten. (TZ 21)
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In den internen Regelungen des BMVIT war festgelegt, dass alle relevanten Geschaftsstilicke,
die flr die spatere Nachvollziehbarkeit von wichtigen Entscheidungen erforderlich waren, im
elektronischen Aktenverwaltungssystem (ELAK) zu erfassen waren. Die Beurteilungsbdgen
fir die Bewertung der Forderansuchen fanden sich nicht im ELAK. Jene des zweiten und
dritten Calls lagen im BMVIT in Papierform auf, jene des ersten Calls waren nicht mehr
vorhanden. Damit war die Beurteilung der Férderansuchen unvollstandig dokumentiert und
nicht nachvollziehbar. (TZ 22)

AUFTRAGE

Der Verkehrssicherheitsfonds vergab in den Jahren 2008 bis 2013 127 Auftrage im Wert von
insgesamt rd. 13,7 Mio. EUR. Der GrobRteil der Auftriage entfiel auf Kampagnen zur
Bewusstseinsbildung. (TZ 23)

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte seit dem Jahr 2003 die Entsendung externer
Fachexperten zu nationalen und internationalen Expertensitzungen. Im Jahr 2012 schloss
das BMVIT dazu erneut eine Rahmenvereinbarung mit Stundensdtzen von rd. 129 EUR fir die
Teilnahme, die Vor- und Nachbearbeitungszeit und von rd. 65 EUR fiir die Reisezeit ab. Fir
vergleichbare Mitarbeiter des BMVIT war im Jahr 2013 von durchschnittlichen Stundensatzen
zwischen rd. 38 EUR und rd. 54 EUR auszugehen. Durch die Auslagerung dieser Leistungen
an Dritte ging dem BMVIT Fachwissen verloren bzw. wurde bei Externen Know-how auf
Kosten des Verkehrssicherheitsfonds aufgebaut. (TZ 24)

KAMPAGNE ,ALKOHOL IM STRARENVERKEHR*

Der Verkehrssicherheitsfonds finanzierte in den Jahren 2009 und 2010 gemeinsam mit drei
externen Partnern die Kampagne ,Alkohol im StralRenverkehr“. Die Kampagne kostete in
Summe rd. 4,5 Mio. EUR; davon trugen rd. 1,5 Mio. EUR die externen Partner. Das BMVIT
beauftragte die Bundesbeschaffung GmbH mit der Durchfiihrung des Vergabeverfahrens fiir
die Kreativleistungen. Fiinf Agenturen wurden aufgefordert, ein Angebot auszuarbeiten. Die
Erstangebote der Agentur A und der Agentur B unterschieden sich deutlich. Beim
Letztangebot dnderte die Agentur A Konzept und Slogan der Kampagne zur Ganze; dies
bewirkte eine starke Ahnlichkeit mit dem von der Agentur B eingereichten Vorschlag. (TZ 25)

Die Bewertungskommission vergab in einem ersten Bewertungsdurchgang fir jedes
Kriterium eine gemeinsam akkordierte Punktezahl. Nach diesem Durchgang lag die Agentur
B an erster Stelle. Im Anschluss verdanderte die Bewertungskommission die Punktebe-
wertungen. Schlussendlich lag die Agentur A mit einem Abstand von 0,32 (von insgesamt
100) Punkten vorne. In der Bewertungskommission war kein unabhangiger Marketingexperte
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stimmberechtigtes Mitglied. Die Vorgangsweise der Bewertung schloss fiir den RH nicht aus,
dass das Verfahren dahingehend beeinflusst wurde, ein bestimmtes Unternehmen (Agentur
A) zu beauftragen, und nicht, in einem fairen Wettbewerb den Bestbieter zu ermitteln. Das
BMVIT beauftragte damit eine vergleichbare Leistung (Ahnlichkeit der Angebote) zu einem
um rd. 32 % hoheren Preis. (TZ 25)

Die BBG gab den unterlegenen Bietern die Zuschlagsentscheidung ohne Nennung der
Bewertungspunkte des Zuschlagsempfangers und des jeweils eigenen Angebots bekannt.
Damit wurde diesen Bietern eine Grundlage fiir ihre Entscheidung, gegen die Vergabe-
entscheidung Rechtsmittel zu ergreifen, vorenthalten. Erst auf Anfrage der Agentur B am Tag
vor Ende der Stillhaltefrist libermittelte die BBG ndhere Informationen inkl. Punktestand.
Nach Ende der Stillhaltefrist erteilte die BBG den Zuschlag an die Agentur A. (TZ 25)

Die Agentur B fiihrte gegen die Agentur A einen Zivilprozess wegen Verletzung des
Urheberrechts, der zur Zeit der Gebarungsiiberprifung noch nicht abgeschlossen war. Im
Rahmen des Verfahrens forderte ein Sachverstandiger beide Agenturen auf, Unterlagen zur
Genese der Kampagne vorzulegen. Die Agentur B kam der Aufforderung umfassend nach,
die Agentur A legte ein dreiseitiges handschriftliches Konzept vor. Vorbehaltlich einer
rechtskraftigen Entscheidung im Prozess zur Verletzung des Urheberrechts erachtete es der
RH fiir nicht ausgeschlossen, dass Informationen zum Erstangebot der Agentur B auRerhalb
des eigentlichen Vergabeprozesses an die Agentur A geflossen waren. (TZ 25)

Die Agentur B schloss sich weiters als Privatklagerin dem Ermittlungsverfahren der Staats-
anwaltschaft gegen die damalige die Bundesministerin fiir Verkehr, Innovation und
Technologie, eine Mitarbeiterin des Kabinetts der Bundesministerin und gegen zwei
Mitarbeiter der Agentur A in Bezug auf das Vergabeverfahren an. Das Verfahren wurde
hinsichtlich des Vorwurfs der Untreue eingestellt, hinsichtlich des Vergehens der Verletzung
des Amtsgeheimnisses bis zur Beendigung des Urheberrechts-Verfahrens abgebrochen.

(TZ 25)

Um beim Vergabeverfahren zur Kampagne ,Alkohol am Steuer” einen Informationsfluss zu
Inhalten des Erstangebots der Agentur B durch Mitarbeiter des BMVIT an die Agentur A
ausschlieRen zu kénnen, ersuchte der RH das BMVIT im Janner 2014 um Ubermittlung aller
im Zeitraum der Ausschreibung zwischen dem BMVIT und Agentur A gesendeten E-Mails
bzw. deren Inhalte. Das BMVIT verweigerte die Ubermittlung der angefragten E-Mails. Eine
Ubermittlung aller, im angegebenen Zeitraum angefallenen E-Mails sei technisch nicht
moglich und wiirde auch aufgrund der Bestimmungen des Datenschutzgesetzes nicht
erfolgen.
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Im Februar 2014 ersuchte der RH das BMVIT daher um einen Gesamtauszug aus dem
Quellsystem Uber alle im Uberpriften Zeitraum von der Domain @bmvit.gv.at aus intern und
extern gesendeten und empfangenen E-Mails mit Sender, Empfanger, Sende- bzw.
Empfangszeitpunkt, Betreff und GroRe. Dieser umfassende Erhebungsansatz des RH sollte
fir ihn das Risiko allfalliger, selektiver Loschung einzelner E-Mails durch die Gberpriifte
Stelle ausschlieRen. Aus dieser Gesamtauflistung sollten die fur die Gebarungsiberpriifung
relevanten E-Mails durch den RH ausgewahlt und fiir einzelne E-Mails die Inhalte und
Attachments vom BMVIT angefordert werden. Im Marz 2014 verweigerte das BMVIT auch die
Ubermittlung dieser Informationen. (TZ 26)

Der RH stellte daraufhin im Mai 2014 beim VfGH einen Antrag auf Entscheidung einer
Meinungsverschiedenheit gemaR Art. 126a B-VG. Der VfGH wies im Oktober 2014 den
Antrag des RH auf Einsicht in einen Auszug aus dem Quellsystem ab. Es war daher nicht
auszuschlieBen, dass ein Informationsfluss zu Inhalten des Erstangebots der Agentur B vom
BMVIT zur Agentur A stattgefunden hatte. (TZ 26)

Im Anschluss an die Vergabeentscheidung wurde das Preisblatt des Angebots in
Abstimmung zwischen der Agentur A und dem Kabinett der damaligen Bundesministerin fiir
Verkehr, Innovation und Technologie abgedndert. Unter Beibehaltung der Gesamtkosten
wurden die Kosten fir Plakat und neue Werbeformen auf Null reduziert und deren
Umsetzung damit gestrichen, die Lange des zu realisierenden TV-Spots erhdht und dessen
Kosten um rd. 24 % angehoben. Damit lag nach Ansicht des RH eine wesentliche
Leistungsanderung vor, deren Bewertung im Vergabeverfahren zu einem anderen Ergebnis
hatte fihren kénnen. (TZ 27)

Waren ausschlieBlich die realisierten Leistungen (ohne Plakat und neue Werbeformen)
hinsichtlich Preis und Qualitat bei der Auswahl des Bestbieters beurteilt worden, ware die
Agentur B als Erstgereihte aus der Bewertung der Angebote hervorgegangen. (TZ 27)

Der Slogan der Kampagne war eines der wesentlichen Qualitats- Bewertungskriterien. Die
Agentur A erhielt fiir ihren Slogan ,Alkohol am Steuer. Das Letzte.” doppelt so viele Punkte
wie die Agentur B fiir ihren Slogan ,Alkofahrten sind das Letzte.“. Da nach der Vergabe-
entscheidung der Slogan voéllig verandert wurde (,Alkohol am Steuer: Konnen Sie damit
leben?“), lag eine Leistungsanderung vor. Es bestand die Méglichkeit, dass die Bewertung
des tatsachlich realisierten Slogans zu einem anderen Ergebnis der Bewertungskommission
gefiihrt hatte. (TZ 27)

Zusatzlich zu den von der Ausschreibung umfassten Leistungen beauftragte das BMVIT
zeitnah zum Start der Kampagne drei Advertorials mit Fotos der damaligen Frau
Bundesministerin (allein, gemeinsam mit einem ehemaligen Sportler und gemeinsam mit
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einem Sportverein). Die Gesamtkosten fiir die freihandig an die Agentur A vergebenen
Kreativleistungen fir die Advertorials lagen bei rd. 150.000 EUR inkl. USt und lberstiegen
damit den Schwellenwert fiir eine Direktvergabe (100.000 EUR exkl. USt). Die im Vergleich
zum Inserat wesentlich hoheren Kosten der einzelnen Advertorials stellten nach Ansicht des
RH die Angemessenheit des Preises in Frage. Die Advertorials erhéhten die Gesamtkosten fiir
die Kreativleistungen um rd. 55 %. Die Schaltungskosten der Advertorials machten mit
insgesamt rd. 1,35 Mio. EUR Uber 60 % des gesamten Schaltvolumens (rd. 2,21 Mio. EUR) in
den Printmedien aus. (TZ 28)

Bei der Umsetzung der Kampagne wurde mit rd. 66 % des Schaltvolumens der iberwiegende
Anteil in Printmedien und nur rd. 29 % in den Medien Fernsehen, Horfunk und Kino
beauftragt. Urspriinglich war bei der Umsetzung der Kampagne eine starkere Nutzung des
bewegten Bildes (Fernsehen und Kinospots) geplant. Einzelne Printmedien erhielten durch
deren Reichweite nicht gerechtfertigte hohe Beauftragungen. (TZ 29)

KAMPAGNE ,PASS AUF MICH AUF - RUCKSICHTNAHME
AUF KINDER IM STRARENVERKEHR*

Bei dieser Kampagne nahm die Agentur die Auswahl und Beauftragungen der Schaltungen in
den Medien vor. Es wurde ein ausgewogenerer Medienmix gewahlt als bei der Kampagne
»Alkohol im StraRenverkehr” und es war eine starkere Relation zwischen der relativen
Reichweite der beauftragten Printmedien und der Hohe des jeweiligen Schaltvolumens
gegeben. (TZ 30)

ABWICKLUNG DER PROJEKTE

Die Mitarbeiter der Abteilung ST2 des BMVIT begutachteten die Zwischen- bzw.
Schlussberichte der Projekte inhaltlich und stellten gegebenenfalls entsprechende
Nachforderungen. Fiir das Termin- und Finanz-Controlling der Férderungen und Auftrage
fehlten einheitliche Vorgaben. Die Mitarbeiter der Abteilung ST2 setzten mehrere,
voneinander unabhdngige Instrumente ein. Ein einheitliches, elektronisches Projekt-
management, das einen raschen und vollstindigen Uberblick Gber die Termine und
Verpflichtungen des BMVIT sowie der Forder- und Auftragnehmer ermdglichte und
automatisierte Abfragen erlaubte, existierte nicht. (TZ 31)

Die Fordernehmer hatten vor der Auszahlung sowohl Sachberichte als auch Originalbelege
vorzulegen. In der Praxis akzeptierten Mitarbeiter der Abteilung ST2 wiederholt Belege, die
nicht den Vorgaben entsprachen. Der Verkehrssicherheitsfonds forderte Bewirtungen mit

alkoholischen Getrdanken, inhaltlich und zeitlich nicht im direkten Zusammenhang mit dem
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geforderten Projekt stehende Leistungen und Leistungen, die vertraglich anders vereinbart
waren. Belege wurden nicht in Hohe der Forderung, sondern komplett entwertet. Damit
lagen Mdngel bei der Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Unter-
lagen vor. Der tatsachliche Zahlungsfluss war nicht nachzuweisen. Der Hinweis auf die
Forderung durch den Verkehrssicherheitsfonds fehlte bei mehreren Veréffentlichungen.
(TZ 32)

Die ,Richtlinien fiir Forderungen und Auftrage zur Steigerung der Verkehrssicherheit aus
Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds” waren die wesentliche Basis fiir die Gewdhrung von
Forderungen und die Erteilung von Auftriagen. Sie wurden nach einer umfassenden
Uberarbeitung der Richtlinien (Erstfassung: 1999) im Jahr 2011 neu veréffentlicht und im
Jahr 2012 geringfligig abgedndert. Das BMVIT zdhlte Infrastrukturmafnahmen zu den nicht
forderbaren Kosten. Eine entsprechende Regelung fehlte in den Richtlinien. Weiters fehlten
Festlegungen beziiglich Ausgaben, die nicht mit Verkehrssicherheit vereinbar waren. Es gab
keine Regelung, welche Beiratsmitglieder stimmberechtigt waren. Die Geschéftsfiihrung des
Verkehrssicherheitsfonds konnte geférderte Projekte bis zu 15.000 EUR genehmigen. Eine
analoge Regelung zu Auftriagen fehlte. Damit waren die Richtlinien des Verkehrssicherheits-
fonds teilweise unvollstandig, fehlerhaft bzw. nicht mehr aktuell. (TZ 33)

WIRKUNGEN DES VERKEHRSSICHERHEITSFONDS

Das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 nannte als Hauptziele die
Reduktion der im StraRenverkehr Getoteten um 50 %, der durch Verkehrsunfille
Schwerverletzten um 40 % und der Unfdlle mit Personenschaden um 20 % bis zum Jahr 2020.
Die klaren, quantifizierten Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms waren positiv zu werten.
(TZ 34)

Die Calls des Verkehrssicherheitsfonds waren hinsichtlich der Zielsetzungen eher allgemein
und thematisch offen gehalten. Der zweite und dritte Call nahmen in den Fragestellungen
und Zielsetzungen keinen konkreten Bezug zu Themenfeldern oder MaRnahmen des bereits
veroffentlichten Verkehrssicherheitsprogramms 2011 bis 2020. Den Konnex zum Verkehrs-
sicherheitsprogramm mussten die Antragsteller im Forderansuchen herstellen. Diese
Verweise fehlten teilweise bzw. waren in ihrer Detailliertheit sehr unterschiedlich. (TZ 34)

Bei der Kampagne ,Verkehrssicherheit” im Jahr 2008 fehlten Zielvorgaben. Bei den folgenden
Kampagnen zur Bewusstseinsbildung nahm im Lauf des lberpriften Zeitraums die Klarheit
der inhaltlichen Vorgaben zu und es wurden zunehmend quantifizierte Wirkungsziele
entwickelt. Es gab keine bzw. eine sehr breite Definition der Zielgruppe. (TZ 34)
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EVALUIERUNG DER ZIELERREICHUNG

Das Verkehrssicherheitsprogramm 2002 bis 2010 verfehlte seine Zielsetzungen: die Anzahl
der Getoteten sank statt um 50 % um 45,1 %, die Anzahl der Unfalle mit Personenschaden
um 14,3 % statt um 20 %. Das im Verkehrssicherheitsprogramm 2011 bis 2020 gesetzte
Zwischenziel 2015 fir die Reduktion der Verkehrstoten um 25 % auf unter 466 GetoOtete
wurde im Jahr 2013 mit 453 Verkehrstoten erreicht. (TZ 35)

Die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds sahen seit dem Jahr 2011 eine Evaluierung der
Gesamtheit der aus dem Verkehrssicherheitsfonds geférderten MaRnahmen vor. Dazu ist
spatestens zwei Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinien ein Zwischenbericht und fiinf Jahre
danach ein Endbericht zu legen. Diese Bestrebungen waren grundsatzlich positiv. Eine
Festlegung, welche MaRnahmen — Férderungen und/oder Auftrage, Untergrenzen bzgl. des
Gebarungsvolumens — in welcher Tiefe auf welche Zielerreichung hin evaluiert werden
sollen, bzw. eine Bezugnahme auf das Verkehrssicherheitsprogramm fehlte. Zudem war die
Festlegung der Evaluierungszeitpunkte sachlich nicht nachvollziehbar, weil sie in keinem
Zusammenhang mit den Umsetzungsschritten des Verkehrssicherheitsprogramms oder mit
den Calls fir geforderte Projekte standen. Zudem verschob sich bei der vorliegenden
Regelung der Termin fiir den Zwischen- und den Endbericht mit jedem Neuerlass der
Richtlinien. (TZ 35)

Bei den geforderten Projekten verfolgte die Geschaftsfihrung des Verkehrssicherheitsfonds
das Prinzip der Selbstevaluierung. Die Ansdtze der Projektwerber zur Selbstevaluierung

waren in ihrer Qualitdt sehr unterschiedlich und die Angaben teilweise wenig aussagekraftig.

(TZ 35)

Die Evaluierung der Kampagnen zur Bewusstseinsbildung verbesserten sich im tberpriften
Zeitraum in Bezug auf den Beauftragungszeitpunkt und die Methodenwahl. Fir die
bewusstseinsbildenden Kampagnen forderte das aktuelle Verkehrssicherheitsprogramm
2011 bis 2020, dass Kampagnen grundsatzlich, ohne Einschrankung auf einen bestimmten
Gebarungsumfang, nach der CAST-Methodologie zu evaluieren seien. (TZ 35)

GENDERASPEKTE

Es gab geschlechtsspezifische Unterschiede im Unfallgeschehen: rd. 56 % der Verletzten aus
Verkehrsunfallen und 75 % aller Todesopfer entfielen auf mannliche Verkehrsteilnehmer.
Getotete PKW-Lenker waren zu 80 bis 85 % mannlich. Im Uberpriften Zeitraum vergab der
Verkehrssicherheitsfonds keine Forderungen oder Auftrdage, die geschlechtsspezifische
Fragestellungen behandelten. (TZ 36)
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Seinen Richtlinien zufolge trug der Verkehrssicherheitsfonds dafiir Sorge, dass die
tatsdchliche Gleichstellung von Mannern und Frauen bei der Gewdhrung, Durchfiihrung und
Evaluierung der Forderung beriicksichtigt wird. Es fanden sich allerdings keine Hinweise zur
Umsetzung dieser Vorgabe. Vergab der Fonds Auftrage mit einer Leistungsfrist von sechs
Monaten oder langer, mussten sich die Bieter zur Umsetzung gleichstellungsfordernder
MaRnahmen verpflichten. Diese Bedingung wurde eingehalten. (TZ 37)

Bei den Mitgliedern des Beirats des Verkehrssicherheitsfonds waren Frauen mit einem Anteil
von 18 % unterreprasentiert. (TZ 38)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:
BMVIT

(1) Informationen zur Zweckwidmung der Einnahmen aus den Wunschkennzeichen fiir
Verkehrssicherheit wéren unter Kosten- Nutzen-Aspekten weiterzugeben, um die Anzahl der
Wunschkennzeichenverldngerungen zu erhéhen. (TZ 3)

(2) Es wdren rechtzeitig Uberlegungen zu einer gewinnbringenden Veranlagung der Mittel
des Verkehrssicherheitsfonds anzustellen. (TZ 5)

(3) Zumindest ein Teil der Riicklagen des Verkehrssicherheitsfonds wdre risikoavers — unter
laufendender Beobachtung der Zinsenentwicklung — zu veranlagen. (TZ 5)

(4) Auf eine Anderung der Zusammensetzung des Beirats durch eine entsprechende
Anderung des Kraftfahrgesetzes wdre hinzuwirken. Dem Beirat sollten ausschlieflich
Organisationen, die in keinem Vertragsverhdltnis zum Verkehrssicherheitsfonds stehen —
wie etwa internationale Experten — angehéren, um Interessenskonflikte zu vermeiden. (TZ 6)

(5) In Hinblick auf die nunmehr regelmdfig geplanten Calls wire grundsditzlich der Beirat
mit der Beurteilung der Férderfihigkeit von Projekten zu befassen. (TZ 6)

(6) In Zukunft wdéiren sdmtliche fiir die Verwaltung des Fonds anfallenden Personalkosten
dem Verkehrssicherheitsfonds in Rechnung zu stellen. (TZ 7)

(7) Bei der Umsetzung von Kampagnen wdre vorab in Abstimmung mit der mittelfristigen
Finanzplanung des Verkehrssicherheitsfonds ein maximaler Ausgabenrahmen festzulegen
und entsprechende Instrumente einzusetzen, die es der beauftragenden Abteilung Prdsidium
2 und der zahlenden Abteilung ST2 zu jedem Zeitpunkt erlauben, den Stand der durch
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Beauftragungen gebundenen Mittel in Bezug auf Gesamtausgabenrahmen zu verfolgen.
(TZ 8)

(8) Zur Steigerung der Kostentransparenz wdren alle Aufgaben, fiir die im Verkehrs-
sicherheitsfonds zweckgebundene Mittel vorhanden sind, gebiindelt tiber den Fonds zu
finanzieren und Offentlichkeitsarbeit zur Verkehrssicherheit nicht mehr tiber die Abteilung
Prdsidium 2 zu finanzieren. (TZ 8)

(9) Es wdre auf eine Anderung des Kraftfahrgesetzes hinzuwirken, um dem BMVIT
entsprechende Sanktionsméglichkeiten bei einer widmungswidrigen Verwendung der
Lédndermittel aus den Wunschkennzeichen einzurdumen. (TZ 11)

(10) In den koordinierenden Besprechungen wdren gemeinsam mit den Ldndern
Themenschwerpunkte festzulegen, deren Bearbeitung der Umsetzung von Mafinahmen des
Verkehrssicherheitsprogramms des Bundes oder eigener Landes-
Verkehrssicherheitsprogramme dient. (TZ 11)

(11) Den Lédndern widre fiir eine einheitliche Berichterstattung ein Formular zur Verfiigung zu
stellen und auf dessen Verwendung hinzuwirken. Dabei wdire iiber den jeweiligen Stand der
Riicklagen zu berichten. (TZ 12)

(12) Die Lénder wdren zu verpflichten, in ihren Berichten darzustellen, inwiefern ein Konnex
der aus Wunschkennzeichen finanzierten Mafinahmen mit konkreten Mafinahmen des
Verkehrssicherheitsprogramms des Bundes bzw. des jeweiligen Landes besteht. (TZ 12)

(13) Die Vorbereitungen fiir ein Verkehrsstatistikgesetz wdren voranzutreiben und die
zukiinftig gewonnenen Daten auch den Lédndern zur Verfiigung zu stellen. (TZ 13)

(14) Die Ldinder wdren an der Finanzierung der Kosten fiir die Aufbereitung der
Unfalldatensammlung entsprechend zu beteiligen. (TZ 13)

(15) In Kooperation mit dem BMI — als koordinierende Stelle fiir die Organe der Exekutive in
den Lindern — wdre verstdrkt darauf hinzuwirken, dass parallel zu bewusstseinsbildenden
MaRnahmen entsprechende Uberwachungsschwerpunkte durch die Exekutive gesetzt werden.
(TZ 14)

(16) Die Mafinahmen des Verkehrssicherheitsprogramms, fiir deren Umsetzung die
finanziellen Mittel des Verkehrssicherheitsfonds herangezogen werden sollen, wéren zu
identifizieren und fiir die Umsetzung dieser Mafinahmen ein Zeit- und Finanzierungsplan zu
entwickeln. (TZ 14)
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(17) Die Regelungen fiir die Mittelvergabe wdren zu konkretisieren und in eine eindeutige
Entscheidungsgrundlage zu gieflen, um eine transparente bzw. einheitliche Zuordnung der
Projekte zu Férderungen bzw. Auftrdgen sicherzustellen. (TZ 16)

(18) Die Informationen zur Méglichkeit, Férderansuchen aufierhalb von Calls einzureichen,
wdren auf der Homepage des Verkehrssicherheitsfonds zu veréffentlichen. (TZ 18)

(19) Ein einfacher Zugriff auf die im Lauf der Forderungsabwicklung benétigten Formulare —
wie etwa das Férderansuchen und Abrechnungsformulare — wdre zu erméglichen, indem sie
auf der Homepage zur Verfiigung gestellt werden. (TZ 18)

(20) Mit den Beiratsmitgliedern wdren die Beurteilungskriterien fiir die Férderansuchen
abzustimmen und eingehend zu erldutern, um ein einheitliches Verstdndnis iiber die
Kriterien sicherzustellen. (TZ 19)

(21) Zur Gewdhrleistung eines aussagekriiftigen Gesamtergebnisses und zur Reduktion einer
Verzerrung der Ergebnisse durch die extreme Beurteilung Einzelner wdren Extremwerte bei
den Einzelbeurteilungen nicht zu beriicksichtigen. (TZ 19)

(22) Die in den Ausschreibungsunterlagen bekanntgemachten Beurteilungskriterien wdren
jedenfalls fiir die Bewertung der Férderansuchen heranzuziehen. (TZ 19)

(23) Jede mogliche Befangenheit der Beiratsmitglieder bei der Bewertung, Beratung und
Beschlussfassung liber Férderansuchen wdre auszuschliefien. Die Protokolle der
Beiratssitzungen wdren derart zu fiihren, dass daraus eindeutig hervorgeht, welches
Beiratsmitglied in welcher Form an der Empfehlung fiir eine Vergabeentscheidung
mitgewirkt hat. (TZ 20)

(24) Die erfolgreichen Férderwerber wiren im Interesse einer optimalen Projektbearbeitung
zeitnah nach der Genehmigung durch den Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und
Technologie zu informieren und zu beauftragen. Weiters wdre rechtzeitig Vorsorge fiir die
Verfiigbarkeit der benétigten finanziellen Mittel zu treffen. (TZ 21)

(25) Es wdren jedenfalls alle fiir die Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen des Beirats
durch Dritte erforderlichen Geschdiftsstiicke im ELAK zu erfassen. (TZ 22)

(26) Durch das Insourcing der regelmdfigen Teilnahme an nationalen und internationalen
Expertentreffen wdren die Kosten zu senken und das nétige Wissen im BMVIT zu halten bzw.
aufzubauen. (TZ 24)
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(27) Bei der Bewertung von Kreativleistungen fiir Kampagnen zur Bewusstseinsbildung wdiren
in Zukunft unabhdngige Marketingexperten als stimmberechtigte Mitglieder in die
Bewertungskommissionen aufzunehmen. (TZ 25)

(28) In Zukunft wdre die Auswahl von Medien unter Bedachtnahme auf die Kontaktqualitdt
des jeweiligen Mediums in der Zielgruppe reichweitenorientiert zu treffen und diese —
insbesondere bei einem Missverhdltnis zwischen Schaltvolumen und Reichweite —
nachvollziehbar zu begriinden. (TZ 29)

(29) Ein an die Anforderungen angepasstes, benutzerfreundliches elektronisches Projekt-
management wdre fiir den Verkehrssicherheitsfonds einzurichten, das eine Termin-
verfolgung hinsichtlich der Verpflichtungen des BMVIT und der Forder- und Auftragnehmer,
einen Uberblick iiber die finanziellen Verpflichtungen des Verkehrssicherheitsfonds und
automatisierte Auswertungen der Projekte ermdoglicht. (TZ 31)

(30) Die Auszahlung der Fordermittel wdre erst dann vorzunehmen, wenn alle im
Fordervertrag vereinbarten Bedingungen erfiillt sind. Ausgaben, die nicht unmittelbar der
Verkehrssicherheit dienen, nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Férderzweck
stehen oder vertraglich anders vereinbart waren, sollten nicht geférdert werden. Auf eine
Kennzeichnung aller Verdéffentlichungen im Rahmen von Forderungen mit dem Logo des
Verkehrssicherheitsfonds wdre zu achten. Auf die Vorlage von Originalbelegen wiire zu
achten und die Zahlungsfliisse wdren zu belegen. Die vorgelegten Originalbelege wdren nur
in Héhe der tatsdichlich erfolgten Forderung zu entwerten. (TZ 32)

(31) Die Richtlinien des Verkehrssicherheitsfonds wdren hinsichtlich der férderbaren bzw.
nicht férderbaren Kosten, der Genehmigung von Auftrdgen durch die Geschdiftsfiihrung
sowie der Stimmberechtigungen im Beirat zu ergdnzen. Eine verpflichtende Kennzeichnung
sdamtlicher mit Mitteln des Verkehrssicherheitsfonds finanzierter Veréffentlichungen mit dem
Logo des Fonds wdre vorzusehen. Die Regelungen zu den Beurteilungskriterien fiir Forder-
ansuchen und zur Bewertung der Forderansuchen wdren an die tatsdchlich praktizierte
Vorgangsweise anzupassen und die Richtlinien wdren hinsichtlich fehlerhafter Verweise zu
korrigieren. (TZ 33)

(32) In den Calls wdre bei den Zielsetzungen konkret und im Detail auf das Verkehrs-
sicherheitsprogramm zu verweisen. (TZ 34)

(33) Es wdren durchgdngig von allen Projektwerbern messbare Indikatoren zur Ziel-
erreichung der einzelnen Projekte in den Férderansuchen einzufordern, um die Wirkungen
des Projekts messen zu kénnen. (TZ 34)
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(34) Bei zukiinftigen Kampagnen wdvre zu priifen, ob eine Konkretisierung der Zielgruppe
einen effizienteren Mitteleinsatz erwarten Idsst. (TZ 34)

(35) Bei der formalen Priifung der Férderansuchen wiire verstdrkt Augenmerk auf die
Definition der Projektziele und die zur Zielevaluation erforderlichen Indikatoren zu legen und
es wdren bei Bedarf entsprechende Nachforderungen zu stellen. (TZ 35)

(36) Nach Abschluss aller Projekte eines Calls wdren deren Ergebnisse durch eine Institution,
die an der Forderentscheidung nicht beteiligt war und keines der Projekte bearbeitete, in
Hinblick auf die Mafnahmen bzw. Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms zu evaluieren.
Weiters wdren ab einem bestimmten Projektvolumen, das im Interesse der Verhdltnis-
mdfigkeit zu definieren wdre, auch aufierhalb von Calls vergebene Férderungen und
Auftrdge in regelmdfigen Abstdinden zu evaluieren. (TZ 35)

(37) Im Interesse der Verhdltnismdfigkeit wdre in den Richtlinien des Verkehrssicherheits-
fonds der Gebarungsumfang, ab dem eine Kampagne zu evaluieren ist, zu definieren. (TZ 35)

(38) Die in den Evaluationen von Kampagnen zur Bewusstseinsbildung gewonnenen
Erkenntnisse, z.B. hinsichtlich Medienmix oder Definition der Zielgruppe, wdiren bei der
Gestaltung der Folgekampagnen zu beriicksichtigen. (TZ 35)

(39) Es wdren verstdrkt Fragestellungen zu geschlechtsspezifischen Unterschieden in der
Verkehrssicherheit zu bearbeiten und auf Basis einer entsprechenden Datengrundlage
gefoérderte Projekte und Auftridge zum genderspezifischen Verkehrsverhalten zu vergeben.
(TZ 36)

(40) Es wdren konkrete Mafinahmen zur Berticksichtigung von Gleichstellungsaspekten bei
der Vergabe von Forderungen zu entwickeln. (TZ 37)

(41) Auf eine Ausgewogenheit der Geschlechterverteilung im Beirat wdére hinzuwirken.
(TZ 38)

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen 43 von 85

H Seite 43 / 85

NIEDEROSTERREICHISCHE
GRENZLANDFORDERUNGSGESELLSCHAFT M.B.H.

Trotz Anderung der wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen, insbesondere durch
die Grenzoffnung, unterblieb eine grundsatzliche strategische Neuausrichtung der
Niederosterreichischen Grenzlandférderungsgesellschaft m.b.H. (NOG), die durch den
Bund und das Land Niederdsterreich zur gemeinsamen Finanzierung von Investitionen
im niederdsterreichischen Grenzland sowie zur Finanzierung von Beratungsaktivitaten
gegriindet worden war.

Die Forderung von niederdsterreichischen Grenzgebieten durch die Gesellschaft
bestand in erster Linie in der Finanzierungssicherheit von Investitionen aufgrund der
Fixverzinsung der von ihr gewahrten Darlehen. Der Betriebsaufwand einschlieRlich
Beratungsleistungen der NOG lag bei rd. 300.000 EUR pro Jahr.

Der Bund und das Land Niederdsterreich nutzten die gemeinsame Eigentiimerschaft
nicht dazu, um die Forderungstatigkeit der Gesellschaft mit jener von anderen
Forderungsstellen des Bundes und des Landes abzustimmen.

Die Forderungsziele der Gesellschaft waren zwar in den Strategiedokumenten inhaltlich
niedergelegt, jedoch weder quantifiziert noch iiberpriifbar. Folglich lagen auch keine
Auswertungen hinsichtlich der langfristigen Forderungswirkungen der Gesellschaft vor.

Die Darlehensvergabe der Gesellschaft an Unternehmen entwickelte sich weitgehend
prozyklisch mit dem Konjunkturverlauf, so dass in wirtschaftlich schwachen Jahren die
Forderungskapazitdt nicht zum Tragen kam.

Es wadren die Auflosung der Gesellschaft und die Eingliederung der Aktivitaten der
niederdsterreichischen Grenzlandforderung in eine bestehende Forderungseinrichtung
des Bundes oder des Landes Niederdsterreich geboten, weil Personal- und Sachkosten
eingespart sowie die Qualitat der Forderungsabwicklung deutlich gesteigert werden
konnten.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Uberprufung der Niederdsterreichischen Grenzlandférderungsgesellschaft m.b.H.
(NOG) war die Beurteilung der Ziele und Koordination der Interessen der beiden Eigentimer,
der Forderungsstrategie, der Aufgabenerledigung und Finanzierung sowie des internen
Kontrollsystems. (TZ 1)
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Das Unternehmen wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem Zufallsprinzip ausgewahlt.
Dieses Verfahren bezieht auch Rechtstrager ein, die nach dem ansonsten risikoorientierten
Auswahlverfahren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht Gberprift wiirden.
Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine praventive und beratende Wirkung zu
verstarken. (TZ 1)

UNTERNEHMENSGEGENSTAND

Unternehmensgegenstand der NOG war die Férderung von niederésterreichischen
Grenzgebieten durch Sicherung und Verbesserung der wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Verhaltnisse durch die Férderung von Gemeinden sowie Unternehmen. (TZ 2)

RECHTSGRUNDLAGEN

Die NOG wurde im Jahr 1975 gegriindet und stand zu je 50 % im Eigentum des Landes
Niederdsterreich und des Bundes, vertreten durch das BMVIT. (TZ 3)

Die Kooperation des Landes Niederdsterreich mit dem Bund wurde durch Vereinbarung
gemaR Art. 15a B-VG aus dem Jahr 1983 festgelegt. Dabei wurde das Forderungsgebiet im
Wald- und Weinviertel definiert und in weiterer Folge teils bis auf Gemeindeebene bestimmt
sowie die nach wie vor giltige finanzielle Basis der NOG in Hohe von rd. 14,53 Mio. EUR
festgelegt. Eine Begriindung fir den Abschluss einer Vereinbarung gemaR § 15a B-VG im
Jahr 1983 war nicht mehr nachvollziehbar, ebenso wenig, ob in den Folgejahren
Anpassungen der Rechtsgrundlagen der NOG erwogen wurden. Die damals gewibhlte
Vereinbarung entsprach nicht der aktuellen Anforderung, eine zeitnahe Anpassung der
Aktivitaten der NOG an sich dndernde rahmenpolitische Herausforderungen (z.B. Wegfall der
,toten Grenze®) herbeiflihren zu konnen. (TZ 3)

ORGANE

Organe der NOG waren laut Syndikatsvertrag 1975 die zweikopfige Geschéaftsfithrung, der
aus acht Mitgliedern zusammengesetzte Aufsichtsrat sowie die Generalversammlung. Die
Genehmigung der einzelnen Forderungsfille nahm der Aufsichtsrat vor. Er nahm damit in
diesem Kernbereich eine Rolle ein, welche die Uberwachungsfunktion laut GmbH-Gesetz in
Frage stellte. (TZ 4)
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WAHRNEHMUNG DER EIGENTUMERINTERESSEN UND
KOORDINATION MIT ANDEREN FORDERUNGSSTELLEN

Das BMVIT und das Land Niederdsterreich nutzten die gemeinsame Eigentiimerschaft an der
NOG nicht dazu, um die Férderungsabwicklung der Gesellschaft mit jener anderer
Forderungsstellen des Bundes und des Landes abzustimmen. (TZ 5)

STRATEGIE

Eine von der NOG in Anbetracht der — u.a. durch die Offnung der Grenze — verdnderten
Situation des niederdsterreichischen Grenzlands beauftragte Beraterstudie aus dem Jahr
2007 hielt fest, dass das Profil der NOG zu wenig ausgepragt bzw. der Bekanntheitsgrad zu
gering sei und empfahl, die NOG als , zentrale Ansprechstelle fur den NO-Grenzraum* zu
etablieren. (TZ 6)

Eine weitere vom BMVIT beauftragte Studie des Osterreichischen Instituts fir Raumplanung
(OIR) kam im Marz 2008 zum Schluss, dass die Kriterien fiir die Auswahl der férderbaren
Gemeinden nicht nachvollziehbar seien. Eine umfassende, inhaltlich-thematische sowie
organisatorische Umstrukturierung und eine zweckdienliche Abgrenzung des Férderungs-
bzw. Aktionsgebiets sei daher notwendig. (TZ 6)

Trotz des in beiden Studien festgestellten Umstrukturierungsbedarfs sahen weder der
Aufsichtsrat noch die Geschaftsfiihrung im Strategiepapier 2009 eine grundsatzliche
Anderung der Aktivititen der NOG bzw. deren Organisation vor. (TZ 6)

FORDERUNGEN

Die NOG verfugte uber kein qualifiziertes System zur Beurteilung ihrer Férderungs-
wirkungen, weshalb auch keine diesbeziiglichen Daten vorlagen. Eine Hauptursache dafir
lag in der Forderungsrichtlinie 2009, die der Wirkungsmessung keinen Raum widmete und
auf quantifizierte Forderungsziele als Grundlage fiir nachfolgende Evaluierungen verzichtete.
Dadurch waren auch auf Projektebene keine MessgréRen vorhanden. (TZ 7)

Die Projektbeurteilung durch die NOG beschrédnkte sich weitgehend auf die vergangene
wirtschaftliche Entwicklung des Férderungswerbers; die Einbringlichkeit der Férderungs-
darlehen hatte Prioritat. Die NOG verlangte den Férderungsnehmern keine Projektend-
berichte ab. (TZ 7)
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Angesichts des allgemein sehr niedrigen Zinsniveaus wurde die Zinsstiitzung der
geforderten Darlehen nahezu bedeutungslos und kam durch die Darlehensvergaben
ausschlieRlich die Finanzierungsgarantie zu fixen Konditionen zum Tragen. Der Verzicht auf
die Beurteilung der Férderungswirkungen fiihrte im Zusammenhang mit den geforderten
Bankgarantien dazu, dass sich die NOG von einer Forderungseinrichtung zu einer bloRen
Finanzierungseinrichtung entwickelte, woraus Mitnahmeeffekte zu erwarten waren. (TZ 8)

Der Umfang der Darlehensvergaben der NOG an Unternehmen entwickelte sich weitgehend
parallel zum Konjunkturverlauf, d.h. dass in wirtschaftlich schwachen Jahren die Férderungs-
kapazitat der NOG nicht ausreichend zum Tragen kam. Die Forderungsintensitat der NOG
nahm ab 2009 deutlich starker zu als das geforderte Investitionsvolumen, wodurch sich die
Hebelwirkung der Férderung verschlechterte. Durch die Férderungen der NOG wurde auch
das explizite Ziel neuer Arbeitspldtze nur zu einem geringen Teil erreicht. Die Férderung von
Gemeinden, eines der Kerngeschifte der NOG, verlor véllig an Bedeutung. (TZ 9)

Die NOG legte keine verbindlichen Férderungsobergrenzen fiir einzelne Leistungsarten bzw.
Gewerke je Standardeinheit fest. (TZ 10)

BERATUNGEN

Die NOG bot neben ihrer Férderungstatigkeit als weitere Kernleistung Beratungs- und
Informationsleistungen im Rahmen des Projekts NOG-Infonet 2020 an. Die Beratungs-
tatigkeit war grundsatzlich zweckmaRig, jedoch enthielten die Lageberichte keine Angaben
Uber die Kosten der Beratungen je Projekt. (TZ 11)

FINANZIELLE ENTWICKLUNG UND AUFGABENERLEDIGUNG

Im Uberpriften Zeitraum verfugte die NOG Uber ein Stammbkapital in Héhe von

14,53 Mio. EUR. Das Stammkapital bzw. dessen Verzinsung aus dessen teilweisen
Veranlagung bildeten die finanzielle Basis fiir die Bereitstellung der Darlehen an die
Forderungsnehmer sowie fiir die Finanzierung der Beratungsaktivititen der NOG. (TZ 12)

Die Ertrage halbierten sich anndhernd im Zeitraum von 2009 bis 2013 von 362.700 EUR auf
195.300 EUR bzw. um 46 %. Die finanzielle Lage der NOG war im Zeitraum von 2009 bis
2013 angesichts der Finanzierung nahezu ausschlieBRlich aus Eigenkapital nicht gefahrdet.
Allerdings war das Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstdtigkeit im Jahr 2013 mit einem
Betrag von 142.300 EUR negativ. Trotz der durch das Strategiepapier 2009 angestrebten
verstdrkten Darlehensvergabe war tatsachlich nur rund die Halfte des verfligbaren Kapitals
der NOG als Darlehen vergeben. (TZ 12)
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Die Bestellung von zwei Geschiftsfuhrern fur die NOG war kostenintensiv und angesichts
des geringen Gebarungsvolumens der Gesellschaft und der geringen Mitarbeiteranzahl
(4,50 VBA) nicht gerechtfertigt. Uber den zeitlichen Aufwand je Férderungs- bzw. Beratungs-
projekt sowie Uber die sonstigen Tatigkeiten der Mitarbeiter wurden keine Aufzeichnungen
gefiihrt; folglich lagen auch keine Kostenauswertungen iiber die einzelnen Férderungsfille
vor. Die Effizienz der Leistungserbringung konnte dadurch kaum gesteuert werden. (TZ 13)

INTERNES KONTROLLSYSTEM

Die NOG verfugte uber kein schriftlich festgelegtes Regelwerk im Bereich Internes Kontroll-
system (IKS). Die Qualitat der Dokumentation der Férderungsfalle und der Férderungsab-
rechnung war nicht ausreichend, um eine missbrauchliche Verwendung von Férdermitteln
zweifelsfrei auszuschlieRen. Die Férderungsabrechnung bzw. -kontrolle der NOG lief vielfach
auf eine Summenbetrachtung hinaus. Die NOG war nicht in der Lage, die Anzahl und Griinde
der bereits im Zuge der Vorpriifung zuriickgewiesenen Forderungsansuchen darzulegen.

(TZ 14)

ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG

Es ware die Auflésung der NOG als eigener Rechtstrager und — verbunden damit — die
Eingliederung der niederdsterreichischen Grenzlandférderung in eine bestehende
Forderungseinrichtung des Bundes oder des Landes Niederdsterreich geboten, weil
Personal- und Sachkosten eingespart sowie die Qualitat der Férderungsabwicklung deutlich
gesteigert werden kdénnten. (TZ 15)

Zusammenfassend hob der RH die folgenden Empfehlungen hervor:
BMVIT und Land Niederédsterreich

(1) Fiir die niederdsterreichische Grenzlandférderung sollten quantifizierte Zielwerte, wie z.B.
durch die Férderung induziertes Investitionsvolumen, zu schaffende zusdtzliche
Wertschépfung bzw. Arbeitspldtze usw. in regelmdfigen Abstdinden vorgegeben und die
Zielerreichung dem entsprechend evaluiert werden. (TZ 7)

(2) Es sollten fiir die niederdsterreichische Grenzlandférderung Vorkehrungen zur
Vermeidung von Mitnahmeeffekten eingefiihrt werden, wie z.B. die ausschliefliche Férderung
von Schliisselprojekten fiir die weitere wirtschaftliche Entwicklung des antragstellenden
Unternehmens sowie die Beurteilung seiner Finanzierungskraft anhand vorgegebener
wirtschaftlicher Kennzahlen. (TZ 7)
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(3) Die ausschliefliche Vergabe von Fixzinsdarlehen im Rahmen der niederdsterreichischen
Grenzlandférderung nur in Verbindung mit einer Bankgarantie sollte zu tliberdacht werden,
weil erhebliche Mitnahmeeffekte zu erwarten sind. (TZ 8)

(4) Prozyklische Forderungseffekte der niederésterreichischen Grenzlandférderung sollten
moglichst vermieden sowie vermehrt auf positive Arbeitsmarkteffekte geachtet werden.
Ferner wdre zu priifen, ob die Forderung von Gemeinden als zentrales Férderungsziel noch
relevant ist. (TZ 9)

(5) Bei einer Neuausrichtung der niederédsterreichischen Grenzlandférderung wdren im
Interesse der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Férderungsobergrenzen je Leistungseinheit
(Einzelkosten) zu definieren. (TZ 10)

(6) Die Niederdsterreichische Grenzlandférderungsgesellschaft m.b.H. als eigener
Rechtstrdger sollte aufgeldst und die Aktivitdten der niederdsterreichischen Grenzland-
férderung in eine bereits bestehende gréfere Forderungseinrichtung einer der beiden
Gebietskorperschaften eingegliedert werden, weil Personal- und Sachkosten eingespart sowie
die Qualitdt der Forderungsabwicklung deutlich gesteigert werden konnte. (TZ 15)

Fiir den Fall des Fortbestands der Niederdsterreichischen Grenzlandfdrderungsgesellschaft
m.b.H. hob der RH auch die nachfolgenden Empfehlungen hervor:

BMVIT und Land Niederosterreich

(7) Es sollte dafiir gesorgt werden, dass der Aufsichtsrat seiner Uberwachungsfunktion
gegeniiber der Geschdftsfiithrung laut GmbH-Gesetz nachkommt und keine Aufgaben des

gewdhnlichen Geschdftsverkehrs iibernimmt. (TZ 4)

(8) Die Tdtigkeit der NOG sollte mit den bestehenden Férderungsstellen des Bundes und des
Landes Niederdsterreich abgestimmt werden. (TZ 5)

(9) Die strategischen Grundlagen fiir die Aktivitdten der Niederédsterreichischen
Grenzlandférderungsgesellschaft m.b.H. sollten den aktuellen wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen angepasst werden. (TZ 6)

(10) Bereits bei der Projekteinreichung sollten die erwiinschten Auswirkungen in
quantifizierter Form mit dem Férderungsnehmer vereinbart werden. (TZ 7)

(11) Bei der Projektbeurteilung sollten méglichst in die Zukunft gerichtete, quantifizierte
wirtschaftliche Indikatoren als Grundlage fiir die Forderungsentscheidung herangezogen und
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die Vorlage von Férderungsendberichten, die fiir eine nachfolgende Evaluierung geeignet
sind, u.a. als Voraussetzung fiir die Auszahlung der Schlussrate, zwingend vorgesehen
werden. (TZ 7)

(12) Es sollte nur mehr ein Geschdiftsfiihrer bestellt werden. (TZ 13)

Niederédsterreichische
Grenzlandforderungsgesellschaft m.b.H.

(13) Im jédhrlichen Lagebericht sollten die Beratungsleistungen nach ihrer Erbringung
(Niederdsterreichische Grenzlandférderungsgesellschaft m.b.H. bzw. Berater) aufgeschliisselt
und der dafiir angefallene zeitliche und finanzielle Aufwand quantifiziert dargestellt werden.
(TZ11)

(14) Es sollten geeignete Mafinahmen zur Einddmmung des Betriebsaufwands gesetzt
werden. Dabei wiire auf eine Zeiterfassung je Férderungsfall und Beratungsprojekt sowie
sonstiger Tdtigkeit zu achten. (TZ 13)

(15) Es sollte ein IKS-Konzept entwickelt werden. (TZ 14)

(16) Die Dokumentation der Férderungsfdlle und deren Endabrechnung sowie der Kontrollen
an Ort und Stelle sollten deutlich verbessert werden. (TZ 14)

(17) Auch die im Zuge der Vorpriifung zuriickgewiesenen Férderungsansuchen sollten
dokumentiert werden. (TZ 14)
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RESEARCH CENTER PHARMACEUTICAL
ENGINEERING GMBH

Die Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH in Graz hat sich seit ihrer
Griindung im Jahr 2008 erfolgreich auf die Entwicklung wissenschaftlicher Grundlagen
fir die Herstellung komplexer Medikamente spezialisiert. Durch eine weitere
Forcierung der Drittmitteleinwerbung kdonnte der finanzielle Spielraum auRerhalb des
COMET-Bereichs ausgebaut und die Abhdngigkeit von 6ffentlichen Mitteln verringert
werden.

Das Interne Kontrollsystem und das Controlling wiesen Mangel auf: Die Research
Center Pharmaceutical Engineering GmbH erstellte keine Risikoanalysen fiir ihre
wesentlichen Risikobereiche. Ein durchgdngiges Vier-Augen-Prinzip war nicht
vorhanden.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Gebarungsiiberprifung war die Beurteilung der strategischen Rahmenbedingungen,
der Kooperation und Steuerung, der Aufgabenerfiillung, der wirtschaftlichen Lage und des
Risikomanagements der Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH (RCPE) in Graz.
(TZ 1)

AUFGABENFELD DER RCPE

Die Technische Universitat Graz (TU Graz) und die Joanneum Research Forschungs-
gesellschaft mbH (Joanneum Research) griindeten im Juni 2008 die RCPE. Im November 2008
beteiligte sich auch die Karl-Franzens-Universitat Graz (Universitat Graz) an der RCPE.
Aufgabe der RCPE war die Forschung im Bereich der Prozess- und Produktoptimierung der
pharmazeutischen Industrie. Dabei standen insbesondere die wissenschaftlichen Grundlagen
fiir die Herstellung komplexer Medikamente im Vordergrund. Die Schwerpunkte umfassten
multidisziplindare' Entwicklung neuer Verabreichungsformen von Medikamenten sowie die
zugehorigen Produktionsprozesse und deren Uberwachung (Pharmaceutical Engineering).
(TZ 2)

! Dazu wurden multidisziplindre Ansatze aus der Verfahrenstechnik, Pharmazie, Chemie, Materialwissenschaft,
Biotechnologie und Nanotechnologie fiir die wissenschaftlich fundierte pharmazeutische Prozess- und
Produktentwicklung zusammengefiihrt. Ein Beispiel dafir ist die Entwicklung einer individuellen Verabreichung von

pharmazeutischen Wirkstoffen auf essbarem Papier.
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COMET-PROGRAMM

Die RCPE war ein Kompetenzzentrum im Rahmen der Competence Centers for Excellent
Technologies Programms (COMET). Die fiir das COMET-Programm verantwortlichen Ressorts
waren das BMVIT und das BMWFW, die Programmabwicklung nahm die Osterreichische
Forschungsférderungsgesellschaft mbH (FFG) wahr. Das COMET-Programm bildete mit
einem Finanzierungsvolumen von rd. 1,1 Mrd. EUR — nach Angaben der FFG — ,einen
wichtigen Eckpfeiler im Férderangebot und in der heimischen Forschungspolitik“ mit dem
Ziel, einen verstarkten Technologietransfer von Wissenschaft und Forschung zur Wirtschaft
herzustellen. Zum gesamten Foérderungsvolumen trugen der Bund rd. 351,5 Mio. EUR und
die Lander rd. 175,8 Mio. EUR bei. Die Unternehmenspartner beteiligten sich mit

rd. 526,9 Mio. EUR und die wissenschaftlichen Partner mit rd. 55,6 Mio. EUR. (TZ 3)

ORGANISATION

Die Aufbauorganisation der RCPE war den Kriterien fiir das COMET- Programm der FFG
angepasst. Der Aufsichtsrat genehmigte aufsichtsratspflichtige Geschiafte und steuerte
strategische Angelegenheiten. Auf der operativen Ebene leiteten die beiden Geschaftsfihrer
die RCPE. Das Programmkomitee (Programmausschuss), das sich aus Wissenschaftlern und
Vertretern internationaler Pharmaunternehmen zusammensetzte, beriet die Geschafts-
fihrung auf operativer wie auf strategischer Ebene. Das Programmkomitee empfahl der RCPE
forschungstrachtige Themenfelder und Forschungsschwerpunkte. In den letzten funf
Sitzungen nahmen nur rd. 10 % bis 20 % der Mitglieder an den Sitzungen teil. Der
wissenschaftliche Beirat (Scientific Advisory Board) beurteilte die Forschungserfolge zur
Sicherung der wissenschaftlichen Arbeit der RCPE auf international konkurrenzfihigem
Niveau. (TZ 4)

ZIELE UND STRATEGIE

Die RCPE setzte sich im Juni 2008 zum Ziel, Pharmaceutical Engineering in Europa fiihrend
zu erforschen und Know-how aufzubauen, um einen Wissensvorsprung bei der Herstellung
neuer Medikamente zu entwickeln. Die RCPE unterlegte ihre Ziele mit Indikatoren, u.a.
Anzahl der entwickelten neuen Fertigungsmethoden, Bedeutung der RCPE im universitdren
Umfeld, Zusammenarbeit mit den Themenfiihrern im Pharmaceutical Engineering und
Wertschopfung in der Region. Die RCPE erreichte im Uberpriften Zeitraum die von ihr
angestrebten Ziele. (TZ 5)

Der Aufsichtsrat vereinbarte mit den Geschaftsfiihrern der RCPE jahrliche Ziele. Die

Geschaftsfuhrer trafen ihrerseits mit den nachgelagerten Organisationseinheiten der RCPE

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



52 von 85 Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen

H Seite 52 / 85

weitere Zielvereinbarungen. Die durchgdngige Steuerung mittels Zielvereinbarungen vom
BMWFW Uuber die Universitdaten hin zur RCPE GesmbH und deren Organisationseinheiten war
positiv. Die Geschaftsfiihrer erreichten die vereinbarten Ziele in allen Jahren seit der
Griindung der RCPE mit nahezu 100 %, einzelne Ergebnisse lagen bis zu 200 % lUber dem
vereinbarten Planwert. Die Ziel- und Bonusvereinbarungen mit den Geschaftsfiihrern der
RCPE waren aufgrund der teilweisen Zielliberschreitung bis zu 200 % zu wenig ambitioniert.
(TZ 5)

Die Strategie der RCPE fand in der am 17. Mai 2011 im Steiermarkischen Landtag
beschlossenen Wirtschaftsstrategie ,Wachstum durch Innovation, Steiermark 2020*
Deckung. Die RCPE stimmte ihre Strategie sowohl mit den Férderungsgebern, als auch mit
den industriellen Partnern ab, wodurch Drittmittel in Hohe von rd. 6,66 Mio. EUR im NON-
COMET-Bereich erzielt werden konnten. (TZ 6)

FINANZIERUNG

Die Finanzierung der RCPE als Kompetenzzentrum im Rahmen des COMET-Programms war
in den Forderungsvertragen mit der FFG als Forderungsgeber seitens des Bundes sowie mit
der Steirischen Wirtschaftsférderungsgesellschaft mbH (SFG) als Férderungsgeber seitens
des Landes Steiermark festgelegt. Der Anteil der Férderung von Bund und Land war mit
insgesamt hochstens 50 % begrenzt. Die geplante Férderung der RCPE durch Bund und Land
betrug insgesamt 49 % und lag damit knapp unter der maximalen Foérderung. Die
anerkannten Projektkosten der ersten Férderungsperiode (Abrechnung per 30. Juni 2012)
lagen mit rd. 16,71 Mio. EUR knapp uUber den geplanten Projektkosten von

rd. 16,69 Mio. EUR.

Dadurch konnten die Forderungen der FFG und der SFG wie geplant in Anspruch genommen
werden. Die knappe Uberschreitung der geplanten Projektkosten von rd. 20.000 EUR deckte
die RCPE teilweise aus hoheren Sachleistungen der wissenschaftlichen Partner sowie durch
Erlose aus dem NON-COMET-Bereich. (TZ 7)

Seit der Griindung der RCPE im Jahr 2008 konnte das Unternehmen in jedem Geschéftsjahr
Gewinne erwirtschaften. Aus diesen Gewinnen wurde u.a. eine Gewinnriicklage von

1,50 Mio. EUR dotiert. Zusammen mit dem Stammkapital von 100.000 EUR und dem Bilanz-
gewinn von rd. 1,28 Mio. EUR betrug das Eigenkapital zum 30. Juni 2014 rd. 2,88 Mio. EUR
bei einer Bilanzsumme von rd. 4,94 Mio. EUR. Die finanzielle Situation der RCPE war — unter
Berticksichtigung ihrer Abhdngigkeit von 6ffentlichen Mitteln — aufgrund der erwirtschafteten
Gewinne und des im Verhaltnis zur Bilanzsumme hohen Eigenkapitals positiv. (TZ 8)
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Die Ertrage des COMET-Bereichs stiegen von rd. 2,04 Mio. EUR (2008/2009) auf

rd. 4,41 Mio. EUR (2013/2014) und somit um rd. 117 %. Die Ertrage des NON-COMET-
Bereichs stiegen im gleichen Zeitraum von rd. 150.000 EUR auf rd. 3,06 Mio. EUR, was eine
Steigerung auf rund das Zwanzigfache bedeutete. Insgesamt erhielt die RCPE in den Jahren
2009 bis 2014 o6ffentliche Mittel aus COMET-Bundes- und Landesférderungen, aus
Forderungen auf Projektbasis im NON-COMET-Bereich sowie aus Forschungs- und
Bildungsprdamien von rd. 16,61 Mio. EUR bzw. rd. 45,7 % der betrieblichen Ertrage. (TZ 9)

GemdR COMET-Agreement waren durch die wissenschaftlichen Partner Sachleistungen
(Inkind-Leistungen)’ in Héhe von mindestens 5 % der Gesamtprojektkosten des jeweiligen
Kompetenzzentrums, im Konkreten der RCPE, zu erbringen. In der ersten Férderungsperiode
von 2008/2009 bis 2011/2012 erbrachten die wissenschaftlichen Partner der RCPE Inkind-
Leistungen in Hohe von insgesamt rd. 838.000 EUR bzw. 5,01 % am Gesamtprojektvolumen.
(TZ 10)

Die RCPE steigerte kontinuierlich die Umsatzerl6se im NON-COMET- Bereich (Drittmittel) von
rd. 100.000 EUR (2008/2009), davon 50.000 EUR Foérderungen, auf rd. 2,56 Mio. EUR
(2013/2014), davon 500.000 EUR Forderungen. Insgesamt betrugen die Drittmittel in
diesem Zeitraum rd. 6,66 Mio. EUR. Mit einer weiteren Forcierung des NON-COMET-Bereichs
kénnte der finanzielle Spielraum auRerhalb des COMET-Bereichs weiter ausgebaut werden.
(TZ11)

Der Anteil der Verwaltungsaufwendungen an den gesamten betrieblichen Aufwendungen der
RCPE lag — mit Ausnahme des 1. Geschaftsjahres (2008/2009) — durchwegs unter dem im
Agreement zwischen der RCPE und den wissenschaftlichen und Unternehmenspartnern
festgelegten Hochstwert von 20 %. (TZ 13)

Die RCPE erstellte im Dezember 2012 fur den Aufsichtsrat Zukunftsszenarien fiir den Fall,
dass die RCPE keine weitere Forderung aus dem COMET-Programm zugesprochen erhielte.
Eine Fortflihrung der RCPE, bei der die Finanzierung ausschlieBlich Gber Drittmittel aus
Auftragsforschung erfolgen miisste, wiirde nach Ansicht der Geschaftsfiihrung der RCPE
dazu fiihren, dass Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung fehlten, wodurch auch die
Konkurrenzfahigkeit am Markt beeintrachtigt wiirde. (TZ 14)

2 Bereitstellung von Personalkapazitdten im Bereich der Grundlagenforschung
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Die vertraglich festgelegte Laufzeit fiir die ersten sieben Jahre des COMET-Kompetenz-
zentrums RCPE endet am 30. Juni 2015. Aufgrund eines Antrags der RCPE empfahl eine von
der FFG beauftragte international besetzte Jury im Juli 2014, die RCPE im Rahmen des
COMET-Programms erneut zu fordern. Die Laufzeit dieser —ab 1. Juli 2015 beginnenden -
Forderungsperiode betragt vier Jahre. Im Falle einer erfolgreichen Evaluierung der RCPE am
Ende dieses Zeitraums verlangert sich der Férderungszeitraum um weitere vier Jahre. (TZ 14)

ZUSAMMENARBEIT MIT WISSENSCHAFTLICHEN PARTNERN

Die RCPE kooperierte mit 17 wissenschaftlichen Partnern, davon elf in Osterreich und sechs
auf internationaler Ebene, bspw. Osterreichische Akademie der Wissenschaften, TU Graz,
Universitat Graz, TU Wien, University of Cambridge, Rutgers University, Fachhochschule
Joanneum und Joanneum Research GmbH. Als Ergebnis dieser wissenschaftlichen
Kooperationen veroffentlichten die Mitarbeiter der RCPE in Kooperation mit wissenschaft-
lichen Partnern von 2009 bis 2014 insgesamt 141 Publikationen. Die iiberwiegend langfristig
angelegte Kooperation mit wissenschaftlichen Partnern war positiv, weil das interdisziplindre
Know-how und die Flexibilitdt des Personaleinsatzes Synergien ermdglichten. Zwischen den
an der RCPE beteiligten Universitaten (Universitdt Graz und TU Graz) bestand hinsichtlich der
Forschungsaufgaben kein Konkurrenzverhaltnis. Bei ihren Forschungsleistungen gab es
keine Doppelgleisigkeiten. (TZ 15)

Vier Mitarbeiter von Universitaten waren auch Arbeitnehmer der RCPE. So war der Leiter des
Instituts fiir Prozess- und Partikeltechnik der TU Graz einer der beiden Geschaftsfiihrer der
RCPE mit einem Vertrag im AusmaR von 20 Wochenstunden. Die personellen Verflechtungen
zwischen der RCPE und den beteiligten Universitdten ergaben keinen Anlass zu
Beanstandungen. (TZ 16)

STEUERUNG UND KONTROLLE

Die RCPE verfligte Uber kein kennzahlengestiitztes Controllingsystem. Es fehlte daher eine
wesentliche Informationsquelle fiir die Unternehmenssteuerung. Die RCPE verfasste erst im
Juni 2014 ein Controlling-Handbuch, das die Aufgabenbereiche und Abldufe des Controlling
regelte. Seit Griindung der RCPE waren ein Projektcontrolling und ein Personalcontrolling
eingerichtet. Das Projektcontrolling umfasste standardisierte Auswertungen aus dem IT-
System, wies aber keine Kennzahlen aus. Das Personalcontrolling war fiir die Steuerung des
Personalwesens der RCPE geeignet. Einheitliche Berichte (iber die Ergebnisse des Controlling
fehlten. (TZ 17 bis 20)

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen 55 von 85

H Seite 55 / 85

Die RCPE erstellte keine Risikoanalysen fiir ihre wesentlichen Risikobereiche. Dies bewirkte,
dass die RCPE ihre Risiken nicht systematisch ermittelte sowie schriftlich dokumentierte und
daher keine addaquate Risikoversorge traf. (TZ 21)

AusschlieBliche Grundlage fiir das Internen Kontrollsystems (IKS) war das Organisations-
handbuch der RCPE, das die Vertretungs- und Unterschriftenregelungen enthielt. Ein
durchgdngiges Vier-Augen-Prinzip war dabei nicht vorgesehen. Im Zahlungsverkehr bestand
eine gravierende Sicherheitsliicke: Der kaufmannische Geschaftsfihrer hatte aufgrund der
Gegebenheiten des Electronic Banking mittels der ihm zur Verfliigung stehenden
Transaktionsnummern (TAN-Liste) die Moglichkeit, auch alleine Giber die Konten der RCPE in
beliebiger Hohe zu verfiigen. Bei der RCPE bestanden auch keine Veranlagungsrichtlinien fiir
Bankguthaben, dies obwohl das Bankguthaben per 30. Juni 2014 rd. 1,35 Mio. EUR betrug.
(TZ 22)

In der RCPE bestanden keine Compliance-Richtlinien (Verhaltensmalregeln fiir Mitarbeiter),
um z.B. allfdllige Unvereinbarkeiten bzw. Geschenkannahmen zu verhindern und
gesetzeskonformes Handeln sicherzustellen. (TZ 23)

GENDERASPEKTE

Der gesamte Personalstand der RCPE erhohte sich von 2008/2009 auf 2013/2014 um
insgesamt rd. 394,2 %. Die groRte Steigerung war dabei in der Kategorie ,Wissenschaft* um
rd. 509,6 % zu verzeichnen. In dieser Kategorie war auch der Anstieg der Zahl der weiblichen
Mitarbeiter mit rd. 688,3 % am hochsten. Im Geschaftsjahr 2013/2014 lag der Frauenanteil
in der RCPE bei 32,58 VBA, dies entsprach einem Anteil von rd. 44,6 % des gesamten
Personalstandes von 73,09 VBA. Die wissenschaftlichen Arbeiten wurden mehrheitlich durch
weibliche Autoren erarbeitet. (TZ 24, 25)

FORSCHUNGSLEISTUNG

Im Vergleich mit den iibrigen COMET-Zentren schnitt die RCPE — im Rahmen eines von der
FFG im Marz 2014 durchgefiihrten Monitorings — bei den strategischen Forschungs-
projekten, bei Patenten und Lizenzen, bei Diplomarbeiten sowie den eingeworbenen
Drittmitteln Gberdurchschnittlich, in den lbrigen Bereichen durchschnittlich ab. (TZ 27)

Die RCPE veroffentlichte von 2008 bis Mitte 2014 insgesamt 488 Publikationen in
Fachjournalen, Bichern und Vortragen. Die Anzahl der Poster-Prdasentationen ist

zuriickgegangen, insbesondere im Geschaftsjahr 2013/2014 sogar deutlich. (TZ 28)

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



56 von 85 Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen

H Seite 56 / 85

Die RCPE meldete seit ihrer Griindung 18 Patente an, wovon drei Patente erteilt wurden.
Waihrend 41 % der Patentanmeldungen durch COMET-Zentren in Osterreich erfolgten, strebte
die RCPE gemal ihrer Strategie Giberwiegend internationale Patente an. Die Lizenzerldse - bis
Mitte 2014 rd. 17.000 EUR — waren auf eine Ausgliederung zurtickzufiihren. (TZ 29)

Im Uberpriften Zeitraum entstanden drei Spin-offs (Ausgliederungen). Die Beurteilung der
Nachhaltigkeit der Ausgliederung war noch nicht maoglich, weil fir ein Unternehmen erst die
Ergebnisse eines Geschaftsjahrs vorlagen und die beiden anderen Unternehmen das
Grindungsjahr noch nicht abgeschlossen hatten. Fiir das Spin-off eines Unternehmens
verzichtete die RCPE ganzlich auf Ausgleichszahlungen fiir das erworbene Know-how.

(TZ 30)

Im September 2011 fiihrte die FFG eine Zwischenevaluierung der RCPE mit internationalen
und eigenen Gutachtern durch. Die Gutachter sprachen darin zahlreiche Empfehlungen zur
Starkung der RCPE aus. Die RCPE setzte die Empfehlungen der Gutachter gréRtenteils um,
u.a. durch die Anmeldung von 18 Patenten (siehe TZ 29) oder durch das Entstehen von drei
Spin-offs (siehe TZ 30). Die Verstarkung der Einwerbung von EU-Férdermitteln sowie die
verstarkte Nutzung weiterer Geschaftsmoglichkeiten im nicht geférderten Bereich stellten
nach Ansicht der Gutachter ein Potenzial fiir die Unternehmensentwicklung der RCPE dar.
(TZ 31)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

TU Graz, Universitdidt Graz, Joanneum Research und RCPE

(1) Mit der Geschdiftsfiihrung der RCPE sollten ambitioniertere Ziel- und Bonusverein-
barungen getroffen werden, um dadurch die vorhandenen Forschungs- und Marktpotenziale

- insbesondere jene im nicht geférderten Bereich (NON-COMET-Bereich) — weiter
auszuschopfen. (TZ 5)

RCPE

(2) Auf eine héhere Teilnehmerquote bei den Sitzungen des Programmkomitees wdire
hinzuwirken. (TZ 4)

(3) In der kommenden Forderungsperiode wdren die marktnahe Forschung zu intensivieren
und die Absatzchancen von nicht geférderten Projekten (NON-COMET-Projekten) verstdrkt
zu nutzen, um die Férderungsabhdngigkeit zu verringern. (TZ 6)
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(4) Die Drittmitteleinwerbung wdire weiterhin zu forcieren, um den finanziellen Spielraum
auflerhalb des COMET-Bereichs weiter auszubauen. (TZ 9, 11, 27)

(5) Als Konsequenz aus ihren eigenen Zukunftsszenarien sollte die RCPE ihre Grundlagen-
forschung unabhdingig von éffentlichen Mitteln aus dem wirtschaftlichen Erfolg ihrer
marktnahen Geschdftstdtigkeit finanzieren und in ihrer Strategie Vorsorge fiir den Fall, dass
die RCPE keine weitere Forderung aus dem COMET-Programm erhielte, treffen. (TZ 14)

(6) Zur Steuerung des Unternehmens wdre ein Kennzahlensystem im Controlling (z.B.
Erfolgs- und Bilanzkennzahlen, Vertriebskennzahlen) einzufiihren und iiber die Entwicklung

dieser Kennzahlen regelmdflig der Geschdiftsfiihrung und dem Aufsichtsrat zu berichten.
(TZ 18)

(7) Es wdiren standardisierte und fiir Steuerungszwecke aussagekridftige Controllingberichte
zu verfassen und diese dem Aufsichtsrat zu tibermitteln. (TZ 20)

(8) Fiir séimtliche relevante Risikobereiche wdiren schriftliche Risikoanalysen zu erstellen und
ein Risikomanagementsystem zur Abdeckung der kritischen Risiken wdre zu implementieren.
(TZ 21)

(9) Das Vier-Augen-Prinzip fiir sdmtliche finanzielle Transaktionen wdre einzufiihren,
Veranlagungsrichtlinien fiir Bankguthaben zu erstellen und letztere durch den Aufsichtsrat
zu genehmigen. (TZ 22)

(10) Eine umfassende Compliance-Richtlinie wire umgehend in Geltung zu setzen, um z.B.
allfillige Unvereinbarkeiten bzw. Geschenkannahmen zu verhindern und gesetzeskonformes

Handeln sicherzustellen. (TZ 23)

(11) Den Poster-Priisentationen, Konferenzvortrdgen und Buchbeitrigen wdre in Zukunft
verstdrkte Bedeutung beizumessen. (TZ 28)

(12) Lizenzertrdgen wdre besondere Beachtung zu widmen. (TZ 29)
(13) Kiinftig widiren fiir Spin-offs angemessene Ausgleichszahlungen zu vereinbaren. (TZ 30)
(14) Die Anstrengungen zur Einwerbung von EU-Férdermitteln wéiren unter Einbeziehung

ihrer wissenschaftlichen Partner zu verstdrken und die Geschdiftstdtigkeit im NON-COMET -
Bereich wdre weiter zu forcieren. (TZ 31)
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EUROFISC

Osterreich nahm an dem — im Jahr 2010 von der Europiischen Union eingerichteten —
Eurofisc-Netzwerk zur gezielten und schnellen Bekaimpfung von Umsatzsteuerbetrug
teil.

Aufgrund fehlender Evaluierungen waren — neben einer allfilligen Praventivwirkung -
mogliche Erfolge und Wirkungen der Teilnahme an Eurofisc weder in Osterreich noch
EU-weit bekannt. Im gesamten Eurofisc-Netzwerk war nicht feststellbar, zu welchen
konkreten umsatzsteuerlichen Erfolgen die ausgetauschten Informationen fiihrten.

Die EU-Mitgliedstaaten tauschten in konkreten Verdachtsfallen umsatzsteuerrelevante
Informationen im Eurofisc-Netzwerk aus, obwohl weder bekannt noch vereinbart war,
auf welcher Grundlage diese Informationen zustande kamen.

Der gesamte Informationsaustausch im Eurofisc-Netzwerk erfolgte nicht in einem
Datenbanksystem, sondern mit Excel- Dateien. Dies war unzweckmaRig, weil durch
oftmaliges Kopieren die Gefahr von Datenverlusten bestand. Elektronische Analysen
waren nur durch mithsame Zusammenfiihrung einzelner Excel-Dateien méglich.

Die EU-Mitgliedstaaten sollten zu den erhaltenen Informationen Risikobeurteilungen
vornehmen und als Feedback zuriickmelden. Tatsachlich war in den Jahren 2011 bis
2013 bei insgesamt 445.933 ausgetauschten Informationen der Anteil an Riick-
meldungen im Eurofisc- Netzwerk mit 48 % gering. Jener aus Osterreich lag bei
insgesamt 15.214 erhaltenen Informationen mit 21 % weit unter dem EU-weiten Wert.

Auch die Treffsicherheit der ausgetauschten Informationen war gering. Der Anteil der
als betrugsrelevant eingeschatzten Falle lag in den Jahren 2011 bis 2013 EU-weit bei
12 %. Der Anteil der von Osterreich als betrugsrelevant eingestuften Fille war mit 1 %
besonders gering.

PRUFUNGSZIELE

Der RH fiihrte zusammen mit den Obersten Rechnungskontrollbehérden von Deutschland
und Ungarn eine parallele Priifung zur jeweiligen nationalen Implementierung von Eurofisc
durch. Ziele der Uberprifung waren insbesondere die Beurteilung der Ziele und der
Zielerreichung, der Prozesse, der erzielten Erfolge, der behordlichen Zusammenarbeit und
der Kosten von Eurofisc in Osterreich. (TZ 1)

Dieser Text wurde elektronisch Ubermittelt. Abweichungen vom Original sind mdglich.
www.parlament.gv.at



Zusammenfassung (kein Bestandteil des Berichts) betreffend I11-191 der Beilagen 59 von 85

H Seite 59 / 85

AUSGANGSLAGE - EUROPAISCHE UNION

Umsatzsteuerbetrug in der EU

Die Umsatzsteuer war fur Osterreich — ebenso wie fir die anderen EU-Mitgliedstaaten — eine
bedeutende Steuereinnahmequelle. Folglich kam der Bekdmpfung des Umsatzsteuerbetrugs
- nicht zuletzt wegen des betrachtlichen Gebarungsumfangs — ein hoher Stellenwert zu.

(TZ 2)

Die Europdische Kommission bezifferte fiir 2011 die EU-weite Umsatzsteuerliicke — Differenz
zwischen den tatsdchlichen und den erwarteten Umsatzsteuer-Einnahmen — mit

rd. 193 Mrd. EUR, davon rd. 3,5 Mrd. EUR in Osterreich. Auch wenn die Angaben zur
Umsatzsteuerlicke nicht nur auf BetrugsmaRnahmen zuriickzufiihren waren, verdeutlichen
diese Ergebnisse, wie wichtig eine aktive Teilnahme an den bestehenden EU-weiten
MaRnahmen im Kampf gegen Umsatzsteuerbetrug ist. Der EU-weite Ansatz der
Umsatzsteuerbetrugsbekampfung und die Bemithungen der Europdischen Kommission um
eine bessere behordliche Verwaltungszusammenarbeit stellte ein unverzichtbares Mittel dar,
um in angemessener Weise auf den Umsatzsteuerbetrug in der EU zu reagieren. (TZ 2)

Rechtliche Grundlagen, Ausgestaltung und Aufbau von Eurofisc

Mit Verordnung (EU) Nr. 904/2010 uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden und
die Betrugsbekdampfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer richtete die EU u.a. das
Netzwerk Eurofisc ein; die maRgebenden Bestimmungen waren ab dem 1. November 2010
anwendbar. Eine verpflichtende Teilnahme an den Eurofisc-Arbeitsbereichen sah sie nicht
vor. Dieses ,dezentralisierte Netzwerk ohne Rechtspersonlichkeit” sollte ,die multilaterale
und dezentrale Zusammenarbeit zur gezielten und schnellen Bekampfung besonderer
Betrugsfalle® fordern und erleichtern. (TZ 3)

Die notwendigen Personalressourcen fiir die Teilnahme an Eurofisc stellten die EU-Mitglied-
staaten zur Verfigung. Fur Osterreich fielen im Zeitraum 1. Februar 2011 bis 31. Dezember

2013 Kosten i.H.v. rd. 31.000 EUR an, welche die Europdische Kommission erstattete. (TZ 3)

IT-Plattform fiir Eurofisc

Die Europdische Kommission stellte den EU-Mitgliedstaaten ein gesichertes Netzwerk zur
Datenilibermittlung zur Verfligung und richtete eine Serverplattform ein (CIRCABC). Die
Berechtigungen fiir CIRCABC sowie die Liste der nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten
wurden nicht zentral verwaltet, so dass ein gesamthafter Uberblick und eine Kontrolle - v.a.
im Hinblick auf den Datenschutz — erschwert waren. (TZ 4)
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Eurofisc-Arbeitssitzungen

Entsprechend der Eurofisc-Geschaftsordnung waren samtliche offizielle Arbeitssitzungen zu

protokollieren. Aufgrund der uneinheitlichen Protokollfilhrung bei den Arbeitssitzungen von
Eurofisc waren Diskussionsverldaufe und Beschliisse von Eurofisc-Arbeitssitzungen nicht

nachvollziehbar. (TZ 5)

Ziele und Zielerreichung

Die EU-Verordnung zur Einfiihrung von Eurofisc sah keine Indikatoren und quantifizier- bzw.
messbaren Ziele fiir Eurofisc vor; ebenso wenig beschlossen die teilnehmenden EU-Mitglied-
staaten bislang Zielvorgaben. Eine Evaluierung des Netzwerks hinsichtlich seiner Wirkungen
erfolgte auf europdischer Ebene ebenfalls nicht. Die Europdische Kommission vertrat in
einem Bericht vom 12. Februar 2014 lber die Anwendung von Eurofisc die Ansicht, dass
Risikoanalyse und Feedback Schliisselbereiche waren, in denen sich Verbesserungen erzielen
lieRen. (TZ 6)

Auch das BMF evaluierte die Teilnahme Osterreichs am Eurofisc-Netzwerk bislang nicht und
definierte auch keine Indikatoren sowie quantifizier- bzw. messbare Ziele. Damit waren dem
BMF die konkreten Wirkungen der Teilnahme an Eurofisc nicht bekannt. Auch eine Kosten-
Nutzen-Analyse war nicht erfolgt. Damit fehlten der Europdischen Kommission wertvolle
Informationen aus Osterreich Gber die Arbeitsweise und Effizienz von Eurofisc. (TZ 6)

ORGANISATIONSEINHEITEN

In der Abgabenverwaltung waren mehrere Einheiten mit Aufgaben i.Z.m. Eurofisc befasst:
Zentralleitung BMF; Steuerfahndung; Finanz- und Zollamter; GroRbetriebspriifung; Risiko-,
Informations- und Analysezentrum. (TZ 7)

Zentralleitung BMF und Steuerfahndung

Das BMF bestimmte vier Mitarbeiter der Finanzverwaltung als Eurofisc-Verbindungsbeamte;
einer davon war zudem als nationaler Eurofisc-Verbindungsbeamter fiir die nationale
Koordination samtlicher Tatigkeiten in Eurofisc verantwortlich. Die nationalen Aufgaben der
Eurofisc-Verbindungsbeamten waren nicht naher definiert, es lagen keine aktuellen
Arbeitsplatzbeschreibungen vor und es war aufgrund der fehlenden Ressourcenauf-
zeichnungen kein aussagekraftiger Gesamtiiberblick Gber die Kosten der Teilnahme an
Eurofisc gegeben. (TZ 8)
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Die Europaische Kommission erwartete sich durch Eurofisc eine verstarkte Nutzung und
Einleitung von multilateralen Kontrollen (MLC); diese waren ein niitzliches Instrument, um
auf bestimmte grenziiberschreitende Betrugsfalle schnell und weniger biirokratisch
reagieren zu kénnen. Die Teilnahme Osterreichs an Eurofisc bewirkte bisher keine Zunahme
dieser Kontrollen. (TZ 8)

Die Koordination der multilateralen Kontrollen war im BMF in der Abteilung 1V/3 angesiedelt.
Die Zusammenarbeit zwischen dem nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten und der

Koordinatorin flir multilaterale Kontrollen war organisatorisch nicht geregelt; die
Abstimmungsaktivitaten erfolgten vorrangig informell. (TZ 8)

Neben den Eurofisc-Warnmeldungen erfolgte ein Informationsaustausch tber die
europdische und internationale Amtshilfe; dafiir war das im BMF eingerichtete Central
Liaison Office for International Cooperation (CLO) zustandig. Das BMF fiihrte Informationen
aus diesen unterschiedlichen Quellen - Eurofisc und Amtshilfeanfragen tiber das CLO - nicht
automatisiert zusammen und wertete diese auch nicht gemeinsam elektronisch aus. (TZ 8)

Finanz- und Zollamter

Der Daten- und Informationsaustausch zwischen dem nationalen Eurofisc-Verbindungs-
beamten und den Finanzamtern erfolgte Giberwiegend per Mail und auf informeller Basis.
Erst wahrend der Gebarungsiberprifung des RH, also nach mehr als drei Jahren seit dessen
Einrichtung, fand das Eurofisc-Netzwerk erstmals Erwdahnung im Organisationshandbuch des
BMF und war bisher nicht ausreichend im Bewusstsein der Finanzamter verankert. Dies hatte
auch Auswirkungen auf die 6sterreichische Umsetzung von Eurofisc. (TZ 9)

Das BMF hatte keinen direkten institutionalisierten Kontakt zwischen dem nationalen
Eurofisc-Verbindungsbeamten und den Zollamtern vorgesehen. (TZ 9)

GroRbetriebspriufung

Die Einbindung der GroRbetriebspriifung in die Ablaufe und Prozesse von Eurofisc war nicht
institutionalisiert. Es ware unzweckmaRig, im Kampf gegen Umsatzsteuerbetrug auf die
Expertise dieser Spezialeinrichtung der Finanzverwaltung zu verzichten. (TZ 10)

Risiko-, Informations- und Analysezentrum

Das Risiko-, Informations- und Analysezentrum fiihrte jene Risikoanalysen durch, welche die
Grundlage fiir die von Osterreich an die anderen EU-Mitgliedstaaten libermittelten
Informationen in Eurofisc bildeten. (TZ 11)
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PROZESSABLAUFE

Informationsaustausch - Eurofisc Gesamt

Der Informationsaustausch im Eurofisc-Netzwerk erfolgte mittels Datenzeilen iber die EU-
Serverplattform CIRCABC auf der Basis von Excel-Dateien. Durch oftmaliges Kopieren
bestand die Gefahr von Datenverlusten. Uberdies enthielten die einzelnen Excel-Dateien nur
die jeweils neuen Informationen; Analysen lber den gesamten Datenbestand waren nur
durch mihsame Zusammenfiihrung von Dateien moglich. (TZ 12, 13)

Mehrfachmeldungen

Auswertungen des RH ergaben, dass zu zahlreichen Unternehmen mehrere Warnmeldungen
- bei einem Unternehmen bis zu 10.807- mal in drei Jahren — in Eurofisc vorlagen. Diese
konnten zwar Ausdruck eines besonders ausgeprdagten Betrugsverdachts sein, dennoch
bedeutete jede einzelne Warnmeldung einen Verwaltungsaufwand sowohl im sendenden als
auch im empfangenden EU-Mitgliedstaat. Der zusatzliche Informationsgewinn war diesfalls
nicht nachvollziehbar. Es bestand daher Potenzial fir Effizienzsteigerungen im Eurofisc-
Netzwerk. (TZ 14)

Rickmeldungen (Feedback)

Die EU-Mitgliedstaaten sollten zu den erhaltenen Informationen Risikobeurteilungen
vornehmen und als Feedback zurickmelden. In den Jahren 2011 bis 2013 war bei insgesamt
445,933 ausgetauschten Informationen der Anteil jener Falle, in denen ein Feedback
erfolgte, gering und lag EU-weit bei 48 %. Die fehlenden Riickmeldungen hatten nachteilige
Auswirkungen auf die Risikoanalysen im gesamten Eurofisc-Netzwerk und damit auch in
Osterreich, weil relevante Informationen nicht zur Verfligung standen. (TZ 15)

Auch die Treffsicherheit war gering. Der Anteil der als betrugsrelevant eingeschatzten Falle
lag in den Jahren 2011 bis 2013 EU- weit bei 12 %. (TZ 15)

Auswertungen des RH ergaben, dass die EU-Mitgliedstaaten — entgegen einer vereinbarten
Kategorisierung — eine Vielzahl von frei formulierten Risikobeurteilungen vornahmen. Diese
reichte von unterschiedlichen Schreibweisen bis zu unverstandlichen Eintragen, die fiir eine
weiterfihrende Umsatzsteuerbetrugsbekampfung wertlos waren. Dies wurde durch die
Verwendung freier Textfelder in den Excel-Dateien ermdglicht. (TZ 15)

Nach den Angaben des BMF lagen weder Auswertungen lber die Bearbeitungsdauer von
Rickmeldungen vor noch waren diese mdglich. Damit fehlten Analysen dariiber, ob Eurofisc
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etwa das Ziel eines raschen Informationsaustausches erreichte. Analysen uber allfillige
monetdre Erfolge von Eurofisc lagen ebenfalls nicht vor und es war nicht feststellbar, zu
welchen konkreten umsatzsteuerlichen Erfolgen die ausgetauschten Informationen fiihrten.
(TZ 15)

Die EU-Mitgliedstaaten tauschten in konkreten Verdachtsfiallen umsatzsteuerrelevante
Informationen im Eurofisc-Netzwerk aus, obwohl weder bekannt noch vereinbart war, auf

welcher Grundlage diese Informationen zustande kamen. (TZ 15)

Informationsaustausch mit Osterreich

Der Anteil jener Fille, in denen Osterreich Riickmeldungen gab, lag in den Jahren 2011 bis
2013 mit insgesamt 15.214 erhaltenen Informationen in den Arbeitsbereichen 1 bis 3 bei
21 % und damit weit unter dem EU-weiten Wert (48 %). Lediglich im Arbeitsbereich 3, also
jenem, dem der nationale Eurofisc-Verbindungsbeamte jahrelang als Arbeitsbereich-
Koordinator vorstand, waren Riickmeldungen in allen Fadllen zu verzeichnen. Der Anteil der
von Osterreich als betrugsrelevant eingestuften Fille war mit 1 % duRerst gering. (TZ 16)

Der Anteil jener Fille, in denen Osterreich Riickmeldungen aus anderen EU-Mitgliedstaaten
erhielt, lag mit insgesamt 119.337 gegebenen Informationen bei 38 % und damit unter dem
EU-weiten Wert (48 %). Besonders niedrig war der Anteil im Arbeitsbereich 2 mit 19 %. Der
Anteil der von den anderen EU-Mitgliedstaaten als betrugsrelevant beurteilten Fille lag
insgesamt bei 4 % und damit deutlich unter dem EU-weiten Wert (12 %). (TZ 16)

Risikobeurteilung in Osterreich

Die 6sterreichischen Risikobeurteilungen waren fiir die Finanzamter teilweise intransparent.
Erst wahrend der Gebarungsiberpriifung durch den RH - ab dem Jahr 2014 - erhielten die
Finanzamter ndhere Fallinformationen, welche ihnen gezielte Erhebungen erlaubten, nicht
jedoch die Ersteinschdtzungen des Umsatzsteuerbetrugsrisikos durch den nationalen
Eurofisc-Verbindungsbeamten (Recherchen und persénliche Erfahrungswerte). (TZ 17)

Die vom RH gepriften Finanzamter behandelten die Anfragen als freiwillige Dienstleistung
mit geringer Prioritat; eine Uberwachung der gewidhrten Monatsfrist sowie allféllige
Urgenzen waren nicht vorgesehen. (TZ 17)

Fiir die Finanzamter waren die Abldufe bei der Behandlung von Eurofisc-Warnmeldungen
nicht im Organisationshandbuch des BMF - auch nach der Anderung im Marz 2014 -
geregelt. (TZ 17)
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Zwischen Eurofisc und den Amtshilfeanfragen fehlten Synergien; dies flihrte dazu, dass
Unternehmen aufgrund eines EU-weiten Informationsaustauschs bereits unter Beobachtung
standen, noch bevor liber Eurofisc Hinweise einlangten; damit konnte Eurofisc zumindest in
diesen Fallen die Anspriiche eines Friihwarnmechanismus nicht erfiillen. (TZ 17)

WEITERE NETZWERKE

Osterreich engagierte sich bei verschiedenen internationalen und europdischen Einheiten
i.Z.m. der Umsatzsteuerbetrugsbekampfung. Durch die Entsendung von unterschiedlichen
Experten der Abgabenverwaltung sowie die mangelnde gesamthafte Dokumentation im BMF
war eine Abstimmung nicht nachvollziehbar und damit waren Doppelgleisigkeiten und
Ineffizienzen bei der Informationsweitergabe und der Koordination von MaRnahmen und
Vorschldagen nicht auszuschliefen. Dadurch war auch nicht sichergestellt, dass vorhandenes
Synergiepotenzial ausreichend genutzt wurde. (TZ 18)

Das BMF verfiigte lber keine Dokumentation einer Gesamtstrategie fiir die Umsatzsteuer-
betrugsbekampfung. Diese kénnte u.a. dazu beitragen, das im BFG 2014 enthaltene
Wirkungsziel 2 des BMF zur Untergliederung 15 Finanzverwaltung — Sicherstellung der
GleichmaRigkeit der Abgabenerhebung und Starkung der Abgabenmoral - zu erfiillen.
(TZ 18)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMF hervor:

(1) Das BMF sollte darauf hinwirken, dass Berechtigungen fiir die EU-Serverplattform
(CIRCABC) i.Z.m. Eurofisc sowie die Liste der nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten liber
den Vorsitzenden von Eurofisc direkt verwaltet werden. (TZ 4)

(2) Das BMF sollte darauf hinwirken, dass Berechtigungen fiir die EU-Serverplattform
(CIRCABC) i.Z.m. Eurofisc in regelmdifiigen Abstdnden auf ihre Aktualitdt kontrolliert werden.
Dazu wdre es zweckmdiflig, wenn die EU-Mitgliedstaaten dem Vorsitzenden von Eurofisc
zumindest halbjdhrlich die aktuellen Nutzungsberechtigungen und Namenslisten der
nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten libermitteln, um etwaigen Datenzugriffen von
nicht (mehr) autorisierten Personen entgegenzutreten. (TZ 4)

(3) Das BMF sollte darauf hinwirken, dass jede Eurofisc-Sitzung protokolliert wird, um die
Diskussionsverldufe und Beschliisse nachvollziehbar zu machen. (TZ 5)

(4) Das BMF sollte darauf hinwirken, dass die Protokolle der Eurofisc-Sitzungen méglichst
zeitnah zwischen den EU-Mitgliedstaaten ausgetauscht werden. (TZ 5)
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(5) Das BMF sollte darauf hinwirken, dass die Protokolle der Eurofisc-Sitzungen bei der
jeweils folgenden Sitzung beschlossen werden. (TZ 5)

(6) Das BMF sollte so rasch wie méglich die Teilnahme Osterreichs am Eurofisc-Netzwerk
evaluieren, um den innerstaatlichen Nutzen sowie die Erfolge und Wirkungen fiir die
Umsatzsteuerbetrugsbekdmpfung erheben sowie eine Kosten-Nutzen-Analyse erstellen zu

kénnen. (TZ 6)

(7) Das BMF sollte i.Z.m. der Teilnahme Osterreichs am Eurofisc-Netzwerk aussagekriiftige
Indikatoren und nationale Ziele definieren, die in regelmdfigen Abstdnden hinsichtlich ihrer
Aktualitdt, ihrer Umsetzung und ihrer Wirkungen evaluiert werden. (TZ 6)

(8) Das BMF sollte der Europdiischen Kommission tiber die erzielten Evaluierungsergebnisse
berichten. (TZ 6)

(9) Das BMF sollte die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Eurofisc-Verbindungsbeamten
definieren und fiir die damit verbundene Aufgabenerfiillung sorgen. (TZ 8)

(10) Das BMF sollte die Arbeitsplatzbeschreibungen der Eurofisc-Verbindungsbeamten
aktualisieren. (TZ 8)

(11) Das BMF sollte die Funktionen der Eurofisc-Verbindungsbeamten in der jeweils aktuellen
Geschdfts- und Personaleinteilung des BMF ausweisen. (TZ 8)

(12) Die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der (nationalen) Eurofisc-Verbindungs-
beamten wdren in das Organisationshandbuch des BMF zu iibernehmen. (TZ 8)

(13) Das BMF sollte fiir eine regelmdfige Zusammenarbeit zwischen der Koordinationsstelle
fuir multilaterale Kontrollen im BMF und dem nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten
sorgen. (TZ 8)

(14) Es wdre die Zusammenarbeijt zwischen der Koordinationsstelle fiir multilaterale
Kontrollen im BMF und dem nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten zu dokumentieren.

(TZ 8)

(15) Die Zusammenarbeit des nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten mit dem CLO widire
zu verstdrken. (TZ 8)

(16) Die Informationen aus Eurofisc und Amtshilfeanfragen wdren regelmdifig elektronisch
abzugleichen, um die Risikoanalyse zu verbessern. (TZ 8)
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(17) Die ausgetauschten Informationen aus Eurofisc und Amtshilfeanfragen iiber das CLO
wdren mengen- und qualitdtsmdfig zu optimieren. (TZ 8)

(18) Das BMF sollte kiinftig gednderte organisatorische Strukturen so rasch wie méglich in
seinem Organisationshandbuch beriicksichtigen, dieses aktuell halten und damit u.a. die
Umsetzung von Eurofisc in Osterreich sicherstellen. (TZ 9)

(19) Das BMF sollte die direkte Zusammenarbeit zwischen dem nationalen Eurofisc-
Verbindungsbeamten und den Zolldmtern — wie bei den Finanzdmtern — institutionali-
sieren, um einen raschen Austausch betrugsrelevanter Informationen zu gewdhrleisten
und damit die Umsetzung von Eurofisc in Osterreich zu verbessern. (TZ 9)

(20) Das BMF sollte jenen Beitrag festlegen, den die Grofibetriebspriifung fiir eine effiziente
Bekdmpfung des Umsatzsteuerbetrugs i.Z.m. Eurofisc leisten soll. (TZ 10)

(21) Das BMF sollte die daraus abgeleiteten Aufgaben und Zustéindigkeiten der Grofbetriebs-
priifung in seinem Organisationshandbuch darstellen. (TZ 10)

(22) Das BMF sollte fiir den Datenaustausch innerhalb des Eurofisc-Netzwerkes auf eine
zentrale Datenbanklésung mit einfachen Auswertungsméglichkeiten hinwirken. (TZ 13)

(23) Das BMF sollte im Eurofisc-Netzwerk darauf hinwirken, dass die Meldungskultur und die
Qualitdt der Warnmeldungen deutlich verbessert werden, um die Menge der Warnmeldungen
und damit den Verwaltungsaufwand so gering wie méglich halten zu kénnen. (TZ 14)

(24) Das BMF sollte im Rahmen von Eurofisc-Arbeitssitzungen auf die besondere Bedeutung
dieser Riickmeldungen verstérkt hinweijsen, um insgesamt eine bessere Feedback-Kultur zu
erreichen. (TZ 15)

(25) Das BMF sollte sich fiir einheitliche und aussagekriiftige Risikobeurteilungen im
Rahmen einer Datenbanklosung einsetzen. (TZ 15)

(26) Das BMF sollte sich fiir eine Steigerung der Qualitdit der gemeldeten Fiille (Erhéhung
des Anteils an betrugsrelevanten Fdllen) einsetzen. (TZ 15)

(27) Das BMF sollte sich fiir die Erfassung der Bearbeitungsdauer von Riickmeldungen
einsetzen. (TZ 15)
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(28) Das BMF sollte im Rahmen von Eurofisc-Arbeitssitzungen darauf hinwirken, dass jeder
EU-Mitgliedstaat mit einer Riickmeldung auch Hinweise iiber das Zustandekommen der
Risikobeurteilung liefert. (TZ 15)

(29) Das BMF sollte dem Beispiel des Arbeitsbereichs 3 folgen und auch in den Arbeits-
bereichen 1 und 2 ausnahmslos und so rasch wie méglich Riickmeldungen an die EU-

Mitgliedstaaten geben. (TZ 16)

(30) Das BMF sollte im Falle der Befassung von Finanzdmtern fiir die Risikobeurteilung nach
Eurofisc-Warnmeldungen — neben den seit 2014 zur Verfiigung gestellten Fallinforma-
tionen — diesen auch die Ersteinschdtzung des nationalen Eurofisc-Verbindungsbeamten
zur Kenntnis bringen. (TZ 17)

(31) Das BMF sollte die Prozesse zur dsterreichischen Risikobeurteilung bei Eurofisc-
Warnmeldungen transparent und nachvollziehbar gestalten. (TZ 17)

(32) Das BMF sollte die Risikobeurteilungen méglichst rasch veranlassen und gesetzte
Fristen tiberwachen. (TZ 17)

(33) Das BMF sollte Anfragen und Informationen zu 6sterreichischen Unternehmen aus
unterschiedlichen Quellen biindeln, unternehmensbezogen erfassen und die Finanzdmter nur
im Bedarfsfall mit Arbeitsauftrdgen befassen. (TZ 17)

(34) Fiir die Bekdmpfung von Umsatzsteuerbetrug wdre eine Gesamtstrategie festzulegen.
(TZ 18)

(35) Aus der Gesamtstrategie fiir die Bekdmpfung von Umsatzsteuerbetrug wdren jdhrlich
qualitative und mit Kennzahlen unterlegte quantitative Zielvorgaben abzuleiten. (TZ 18)

(36) Das BMF sollte den Informationsfluss bzw. den Wissenstransfer in Bezug auf Vorhaben
und Informationen zu neuen Umsatzsteuerbetrugsmodellen aufgrund der Teilnahme
Osterreichs an internationalen und europdischen Einheiten gesamthaft dokumentieren.
(TZ18)

(37) Die Dokumentation iiber Vorhaben und Informationen zu neuen Umsatzsteuer-
betrugsmodellen sollte fiir die in der Abgabenverwaltung mit Umsatzsteuerbetrug befassten
Stellen elektronisch auswertbar sein. (TZ 18)
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BURGENLANDISCHER GEMEINDE-
INVESTITIONSFONDS

Der Burgenldndische Gemeinde-Investitionsfonds unterstiitzte Gemeinden und
Gemeindeverbdnde insbesondere bei Investitionen in Abwasserbehandlungsanlagen.
Der Fonds nahm auf die finanzielle Lage der Forderungswerber nicht Bedacht und
forderte alle eingereichten Projekte mit dem Forderungshochstsatz.

Der Fonds verfiigte weder iiber ein eigenes Budget, noch iiber eigene Mitarbeiter oder
eine eigene Organisation. Die Forderungsmittel stammten ausschlieBlich aus
Zuwendungen des Landes, das auch die Forderungsentscheidungen traf. Die Auflosung
des Fonds erschien daher geboten.

Obwohl Anlagensanierungen erst ab dem Jahr 2012 forderfiahig waren, gewahrte der
Fonds schon in den Jahren 2010 und 2011 dafiir Forderungen im GesamtausmaR von
rd. 897.000 EUR.

Das Land zahlte den als Kollaudatoren tidtigen Mitarbeitern der Abteilung Wasser- und
Abfallwirtschaft Kollaudierungsgebiihren aus, obwohl dies sowohl dem diesbe-
ziiglichen Regierungsbeschluss, als auch dem zugehoérigen Erlass widersprach.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Uberprifung des Burgenliandischen Gemeinde-Investitionsfonds (Fonds) war die
Beurteilung der rechtlichen Grundlagen, der Organisation und der Finanzierung des Fonds
sowie der Férderungsablaufe. (TZ 1)

Der Fonds wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem Zufallsprinzip ausgewahlt. Dieses
Verfahren bezieht auch Rechtstrager ein, die nach dem ansonsten risikoorientierten
Auswahlverfahren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht Uberprift wiirden.
Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine praventive und beratende Wirkung zu
verstarken. (TZ 1)

RECHTLICHE GRUNDLAGEN

Der 1973 eingerichtete Fonds hatte die Aufgabe, Gemeinden und Gemeindeverbande
insbesondere bei der Schaffung und Erweiterung von Wasserversorgungs- und Abwasser-
beseitigungsanlagen finanziell zu unterstiitzen. In den Jahren 2009 bis 2014 nahmen jeweils
3,35 Mitarbeiter (in VBA) des Amts der Burgenlidndischen Landesregierung Aufgaben des
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Fonds wahr. Davon entfielen 3,25 VBA auf die Abteilung 9 (Wasser- und Abfallwirtschaft)
und 0,1 VBA auf die Abteilung 8 (StraRen-, Maschinen- und Hochbau). Die daraus
resultierenden Personalkosten betrugen im Jahr 2013 rd. 339.000 EUR. (TZ 2)

Da der Fonds sondergesetzlich eingerichtet wurde, fiel er nicht unter das Burgenlandische
Stiftungs- und Fondsgesetz. Dies hatte zur Folge, dass der Fonds nicht der Aufsicht der
Stiftungs- und Fondsbehorde unterlag. Er war auch nicht im Stiftungs- und Fondsregister
des Landes eingetragen, da das Land nur fiir privatrechtlich begriindete Stiftungen und
Fonds ein Register fiihrte. Daher verfligte das Land Uber keine gesamthafte Aufstellung der
landeseigenen Stiftungen und Fonds. (TZ 2)

In den Jahren 2010 und 2011 vergab der Fonds Forderungen fiir Sanierungen in Hohe von
zusammen rd. 897.000 EUR, obwohl Sanierungen gemaR G-IFG erst ab Anfang 2012
forderfahig waren. Die Bestimmung, wonach der Darlehensnehmer bei Zinszuschiissen
mindestens 4,75 % Zinsen selbst zu tragen habe, fiihrte in Niedrigzinsphasen jedenfalls zu
einer ausbleibenden Nachfrage nach Darlehen und Zinszuschiissen. Damit war eine
Einengung der gesetzlich vorgesehenen Forderungsmaglichkeiten auf nicht riickzahlbare
Beitrdge verbunden. (TZ 3)

Entgegen der klaren gesetzlichen Vorgabe beurteilte der Fonds die finanzielle Situation der
Forderungswerber nicht. Er forderte alle eingereichten Projekte mit dem jeweils
hochstmoéglichen Férdersatz. (TZ 3)

Fiir den Fonds lag kein Forderungskonzept vor und die Férderungen erfolgten
undifferenziert. (TZ 3)

Der Burgenlandischen Landesregierung war bei der Beschlussfassung der Richtlinien 2012
die Geltung der Richtlinien 1974 nicht bekannt. Die durch die Richtlinien 2012 materiell
nicht auBer Kraft gesetzten Bestimmungen der Richtlinien 1974 waren somit weiterhin
aufrecht. (TZ 4)

Der Fonds priifte — entgegen den Forderungsrichtlinien 1974 — nicht, ob vor der Gewdhrung
von Forderungen die Foérderungswerber alle Einnahmenmoglichkeiten aus Steuern, Abgaben
und Gebiihren gemaR dem Finanzausgleich durch Festsetzung der héchstzuldssigen Satze
ausgeschopft hatten. (TZ 5)

Die Forderungen wurden erst ab 2012 in Form eines Forderungsvertrags gewahrt. Die
Fordervertrage enthielten keine Klausel, wonach sich der Férderungsnehmer beim Betrieb
der geférderten Anlage fachkundigen Personals zu bedienen hat. (TZ 6)
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Der Fonds beriicksichtigte die in den Forderungsrichtlinien 2012 fiir die kommunale
Siedlungswasserwirtschaft genannten Férderungsvoraussetzungen nicht vollinhaltlich. Er
Uberprifte somit nicht, ob die Finanzierung der geférderten MaRnahmen unter Beriick-
sichtigung der Forderung sichergestellt ist und ob die Forderungswerber, die den
Bestimmungen des Burgenldandischen Landes-Gleichbehandlungsgesetzes unterlagen, diese
auch beachteten. (TZ 6)

Die MaRnahmen zur Schlammbehandlung fielen nicht unter die Abwasserbeseitigungs-
anlagen gemaR § 1 G-IFG. Sie waren in den Férderungsrichtlinien 2012 aber dennoch als
forderbar angefiihrt. (TZ 6)

FINANZWESEN

Der Fonds finanzierte sich in den Jahren 2010 bis 2013 ausschlieBlich liber Landesbeitriage
in Hohe von 14,47 Mio. EUR. Die durchschnittlichen jahrlichen Férderungen lagen im
Betrachtungszeitraum 2010 bis 2013 bei 3,82 Mio. EUR. Die Burgenlandische Landes-
regierung hielt im Jahre 2013 keine siedlungswasserwirtschaftliche Férderungssitzung ab.
(T2 7)

Die Erstellung der Vermogens- und Schuldenrechnung des Fonds erfolgte nicht durchgdngig
automatisiert. Als Folge der teilweise manuellen Bearbeitung wies die Vermdgens- und
Schuldenrechnung zahlreiche Mangel auf. (TZ 8)

FORDERUNGSABWICKLUNG

Die bei der Antragspriifung erfolgten Arbeitsschritte und die Ergebnisse der Priifung der
allgemeinen Forderungsvoraussetzungen wurden in den eingesehenen Aktenstiicken nicht
vollstandig dokumentiert. (TZ 11)

Die tabellarische Forderungsiibersicht des Referates Siedlungswasserwirtschaft wies in
Bezug auf das erfasste Genehmigungsdatum einige Abweichungen zu den jeweiligen
tatsdchlichen Daten (zugeordnete Regierungssitzungen) auf. (TZ 11)

Den Forderungswerbern wurden die den Auszahlungen von Finanzmitteln des Fonds
zugrundeliegenden Rechnungen unkopiert und ohne Priifvermerk riickiibermittelt. (TZ 12)

Die Uberpriften Kollaudierungsfille (einschlieRlich Endabrechnungen) ergaben, dass das
Vier-Augen-Prinzip nicht durchgangig eingehalten wurde. In zumindest einem Fall wurde der

mit dem Projekt befasste Sachbearbeiter auch zur Kollaudierung herangezogen. (TZ 13)
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Hinsichtlich der Kollaudierungsgebiihren stand ein Erlass aus dem Jahr 2012 im Widerspruch
zum Regierungsbeschluss des Jahres 1971. (TZ 13)

Die Kollaudatoren erbrachten wesentliche Teile ihrer Kollaudierungstatigkeit wahrend ihrer
Dienstzeit und vereinnahmten dennoch 100 % der Kollaudierungsgebiihren. Dies wider-
sprach sowohl dem Regierungsbeschluss des Jahres 1971, als auch dem Erlass fiur
Kollaudierungen von MaRnahmen des Wasserbaues vom Juni 2012. (TZ 13)

Die Errichtung und Sanierung von Abwasserbeseitigungsanlagen wird seit 2013 nicht mehr
mit 20 %, sondern mittlerweile wieder (so wie bis 1990) mit 10 % der forderbaren
Investitionssumme gefordert. Dennoch wurde anldsslich der Herabsetzung des
Forderungssatzes die zusatzliche Annuitdatenforderung fir Altanlagen unverandert
beibehalten. (TZ 14)

ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG

Der Fonds bestand lediglich formal und verfligte weder (iber ein eigenes Budget, noch lber
eigene Mitarbeiter. Er wies keine eigene Organisation und kein Fondsmanagement auf. Die
Verwaltung und die Vertretung nach auRen oblagen ebenso wie Férderungsentscheidungen
der Burgenldndischen Landesregierung. Die Forderungsmittel stammten ausschlieBlich aus
Zuwendungen des Landes. Die Umbuchung von Konten des Landes auf Konten des Fonds
verursachte manipulativen Aufwand und stellte eine Fehlerquelle dar. Die Beibehaltung des
Fonds war nicht zweckmaRig. (TZ 15)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:
Land Burgenland

(1) Der Fonds sollte umgehend aufgelést und die siedlungswasserwirtschaftliche Férderung
im Rahmen des Landeshaushalts wahrgenommen werden. (TZ 15)

(2) Der Fonds sollte in einem Fondsregister erfasst werden, um eine vollstéindige Ubersicht
liber das Stiftung- und Fondsportfolio des Landes sicherzustellen. (TZ 2)

(3) Sofern Férderungen in Form von Zinszuschiissen auch in Niedrigzinsphasen erwiinscht
sind, sollte eine Neuregelung des vom Darlehensnehmer selbst zu tragenden Mindest-
zinssatzes bewirkt werden. (TZ 3)

(4) Wéihrend der Dienstzeit erbrachte Kollaudierungstdtigkeiten wdren nicht gesondert zu
vergiiten. (TZ 13)
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(5) Nur aufierhalb der Dienstzeit erbrachte Leistungen sollten aufwandsgerecht abgegolten
und dafiir eine klare Regelung geschaffen werden. (TZ 13)

Burgenldndischer Gemeinde-Investitionsfonds

(6) Bei Férderungsentscheidungen wdre kiinftig auf die finanzielle Situation der Forderungs-
werber Bedacht zu nehmen und das Forderungsausmafl in Abhdngigkeit von der finanziellen
Lage der Forderungsnehmer festzusetzen. (TZ 3)

(7) Es sollte ein Forderungskonzept erstellt werden, welches zumindest Ziele, Schwerpunkte,
messbare Indikatoren und beabsichtigte Wirkungen festlegt, um die Zweckmdifigkeit der
erfolgten Forderungen besser beurteilen zu kénnen. (TZ 3)

(8) Vor Inkrafttreten neuer Richtlinien sollte der materienrelevante Rechtsbestand sorgfdltig
geprlift werden, um liberholte Bestimmungen formell aufheben zu kénnen und
Regelungsliicken zu vermeiden. (TZ 4)

(9) Auf die Anderung nicht praktikabler bzw. obsoleter oder nicht mehr zeitgemdfer
Normenbestandteile sollte hingewirkt werden und bis dahin wdren die noch geltenden
Bestimmungen einzuhalten. (TZ 5)

(10) Es sollte sichergestellt werden, dass vor Gewdhrung einer Férderung die ausreichende
Finanzierung der Férderungsprojekte gewdhrleistet ist und den Bestimmungen des Burgen-
ldndischen Landes-Gleichbehandlungsgesetzes im Anlassfall Rechnung getragen wird. (TZ 6)

(11) Der Fonds sollte darauf hinwirken, dass die Richtlinien und die gesetzlichen
Bestimmungen zur Schlammbehandlung begrifflich aufeinander abgestimmt werden. (TZ 6)

(12) Die Mdngel in der Vermdgens- und Schuldenrechnung des Jahres 2013 sollten im Zuge
der Abschlussarbeiten des Jahres 2014 korrigiert sowie deren Erstellung weitgehend
automatisiert bzw. verstdrkt Priifroutinen implementiert werden. (TZ 8)

(13) Zur zuverldssigen Nachvollziehbarkeit der erfolgten Férderungsentscheidungen wiire
auf die Vollstdndigkeit der Dokumentation von Forderungsansuchen zu achten. (TZ 11)

(14) Die Férderungsiibersicht wdre nicht nur in Bezug auf neue Forderungsfille laufend zu
aktualisieren, sondern auch durch die Einarbeitung von wahrgenommenen Abweichungen
und Verdnderungen bei bereits erfassten Projekten deren Datenqualitdt laufend zu
verbessern. (TZ 11)
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(15) In der Férderungsiibersicht wdire neben siedlungswasserwirtschaftlichen Férderungen
auch die Erfassung weiterer Férderungen vorzusehen, um damit stets einen Gesamtiiberblick
uber die in Summe gewdhrten Forderungen gewdhrleisten zu kénnen. (TZ 11)

(16) Die eingereichten Rechnungen sollten, wie auch in anderen Bundesldndern gehandhabt,
kopiert oder elektronisch erfasst werden, um damit die Revisionssicherheit des
Férderungsablaufs zu verbessern. (TZ 12)

(17) Doppelbetrauungen mit einerseits Sachbearbeiteraufgaben und andererseits
Kollaudierungsaufgaben sollten nicht mehr erfolgen und damit zumindest auf diese
Funktionen bezogen das vorgesehene Vier-Augen-Prinzip bei der Férderungsabwicklung
liickenlos eingehalten werden. (TZ 13)

(18) Der Fonds sollte darauf hinwirken, dass die abwasserbeseitigungsanlagenbezogene
férderungsstrategische Ausrichtung hinsichtlich der aktuellen Gewichtung zwischen
Nachférderung langjéihrig bestehender Altanlagen und Férderung von aktuell erforderlichen
Investitionen iiberpriift wird. (TZ 14)
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ENNSHAFEN NO GMBH

Der Bilanzverlust der Ennshafen NO GmbH stieg im iiberpriiften Zeitraum von
rd. 420.000 EUR um rd. 1,1 Mio. EUR auf rd. 1,5 Mio. EUR an. Die Jahresfehlbetriage lagen
zwischen rd. 86.000 EUR und rd. 229.000 EUR.

Die Ennshafen NO GmbH reagierte bei der Verlingerung von Kai 1 auf den Wunsch
eines im Wirtschaftspark Ennsdorf ansassigen Unternehmens, verpflichtete sich aber
vertraglich, die Kosten der Kaiverlangerung zu tragen und stellte keine dariiber
hinausgehenden Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen an. Die Investition in die
Kaiverlangerung amortisierte sich bei Einhaltung der in diesem Zusammenhang
abgeschlossenen Umschlagsverpflichtung erst zu einem Zeitpunkt, der jenseits der
Nutzungsdauer der Kaianlagen lag (50 Jahre) und weit iiber die Mindestlaufzeit des
Umschlagsvertrags (zehn Jahre) hinausging.

Aufgrund des engen wirtschaftlichen Zusammenhangs der Ennshafen NO GmbH und
des Wirtschaftsparks Ennsdorf (Projekt der ecoplus.Niederosterreichs Wirtschafts-
agentur GmbH) wire der Fortbestand der Ennshafen NO GmbH bzw. die Ubertragung
ihrer Aufgaben auf den Wirtschaftspark Ennsdorf bzw. die ecoplus.Niederdsterreichs
Wirtschaftsagentur GmbH zu evaluieren. Ferner wire der Fortbestand der NO
Donauhafenholding GmbH (Muttergesellschaft der Ennshafen NO GmbH) zu evaluieren,
weil sie seit ihrer Griindung im Jahr 2007 ihren maRgeblichen Zweck nicht erfiillte.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Gebarungsiberpriifung war die Beurteilung der wirtschaftlichen und finanziellen
Situation, der strategischen Vorgaben, der Aufgaben und Aufgabenerfiillung sowie der
Zusammenarbeit mit den verbundenen Unternehmen der Ennshafen NO GmbH. Der
Prifungsgegenstand wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem Zufallsprinzip ausgewahlt.
Dieses Verfahren bezieht auch Rechtstrager ein, die ansonsten nach dem risikoorientierten
Auswahlverfahren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht Gberprift wiirden.
Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine praventive und beratende Wirkung zu
verstarken. (TZ 1)

GRUNDLAGEN

Der Ennshafen ist einer von acht dsterreichischen Donauhdfen bzw. -landen. Alleingesell-
schafterin der Ennshafen NO GmbH war die NO Donauhafenholding GmbH, die zu 100 % im
Eigentum der ecoplus.Niederdsterreichs Wirtschaftsagentur GmbH (ecoplus) stand. (TZ 2)
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HAFENBETRIEB

Die Ennshafen NO GmbH stellte die Hafeninfrastruktur an der Schnittstelle Wasser - Land
bereit, betrieb selber aber keine Einrichtungen, die den Gilterumschlag im weiteren Ablauf
ermoglichten und damit auch die Nutzung der Hafenanlagen férderten. Sie konnte zwar die
Hafeninfrastruktur verbessern, war beim Giterumschlag aber von den an den Kais
ansassigen Unternehmen, deren wirtschaftlicher Entwicklung und deren Initiative beim
Lukrieren von Auftragen anderer Unternehmen abhangig. Die fehlenden Umschlagsanlagen
erschwerten zudem die Akquirierung neuer Unternehmen, die den Ennshafen als Umschlags-
punkt nutzen und sich gegebenenfalls ansiedeln. (TZ 3)

Die Ennshafen NO GmbH schloss mit drei privaten Unternehmen Umschlagsvertrage ab, um
die Investitionen durch laufende Einnahmen decken zu kénnen. Sie setzte gegeniliber einem
Unternehmen die vereinbarte Vertragsstrafe nicht durch, sondern setzte diese im Jahr 2010
auf funf Jahre aus. Die Umschlagsvertrdge waren von der Ennshafen NO GmbH, der ecoplus
und dem jeweiligen Unternehmen unterfertigt. Griinde der komplexen Vertragsstruktur
waren die Eigentumsverhiltnisse der Ennshafen NO GmbH und der ecoplus und die zum
groRen Teil Gberlappenden gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen. (TZ 4)

Die Ennshafen NO GmbH war Eigentiimerin der Kaimauern und eines an die Kaimauern
anschlieRenden schmalen Bereichs ohne (Verlade-)Infrastruktur. Die librige flr den
Guterumschlag erforderliche Infrastruktur stellten andere 6ffentliche bzw. private
Rechtstrdger bei. Die Aufgabengebiete der Ennshafen NO GmbH beschrankten sich auf
Betrieb, Erhaltung und Erweiterung der Kaianlagen. (TZ 5)

Die Ennshafen NO GmbH reagierte bei der Verldangerung von Kai 1 auf den Wunsch eines im
Wirtschaftspark Ennsdorf ansdssigen Unternehmens, verpflichtete sich aber vertraglich, die
Kosten der Kaiverlangerung zu tragen und stellte keine dariiber hinausgehenden
Wirtschaftlichkeitsiiberlegungen an. Die Investition in die Kaiverlangerung amortisierte sich
bei Einhaltung der in diesem Zusammenhang abgeschlossenen Umschlagsverpflichtung erst
zu einem Zeitpunkt, der jenseits der Nutzungsdauer der Kaianlagen lag (50 Jahre) und weit
Uber die Mindestlaufzeit des Umschlagsvertrags (zehn Jahre) hinausging. (TZ 6)

Die Abrechnungspriifung im Zusammenhang mit der fir die Verldngerung von Kai 1
gewdhrten Forderung dauerte zur Zeit der Gebarungsiiberpriifung bereits liber zwei Jahre.
Damit entstanden der Ennshafen NO GmbH Kosten fiir die Vorfinanzierung. Die Ennshafen
NO GmbH nutzte fur die Finanzierung eine Barvorlage bei einem Kreditinstitut, fur die es
keine schriftlichen Vereinbarungen gab. Damit war sie von den Vorgaben des Kreditgebers
abhangig und es gab keine Rechtssicherheit im Falle eines Rechtsstreits. Die Nachvollzieh-
barkeit der Fremdfinanzierung der Ennshafen NO GmbH war mangelhaft. (TZ 7)
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WIRTSCHAFTLICHE LAGE

Der Bilanzverlust der Ennshafen NO GmbH stieg im tberpriften Zeitraum von

rd. 420.000 EUR (Bilanzverlust des Jahres 2008) um rd. 1,1 Mio. EUR auf rd. 1,5 Mio. EUR.
Die jahrlichen Erlose lagen im Uberpriiften Zeitraum stets unter den jahrlichen Aufwendun-
gen. Dies lag vor allem in den — im Vergleich zu den Erlésen — hohen Abschreibungen,
bedingt durch das groRe Sachanlagevermégen der Kaimauern, begriindet. Die Ennshafen NO
GmbH war bestrebt, die Umschlagserlse durch Investitionen in die Verlangerung einer
Kaimauer zu erhohen. Die durch die verlangerte Kaimauer gestiegenen Erlése deckten die
Aufwendungen jedoch nicht. Die Ennshafen NO GmbH konnte ihre getétigten Investitionen
und die daraus entstehenden Aufwendungen nicht durch ihre Einnahmen erwirtschaften.

(TZ 8)

Die Ennshafen NO GmbH hatte seit dem Jahr 2003 die Hafentarife nicht erhdéht, obwohl sie
ihre Aufwendungen durch ihre Erlése nicht zu decken vermochte. GemaR Berechnungen des
RH hétte eine Indexanpassung der Hafentarife die Jahresfehlbetrage um rd. 381.000 EUR
bzw. 35 % reduziert. (TZ 9)

STEUERUNG DURCH DIE MUTTERGESELLSCHAFT

Die Steuerung der Ennshafen NO GmbH durch die NO Donauhafenholding GmbH war gering
ausgepragt bzw. wenig nachvollziehbar. Entgegen der Errichtungserklarung legte die
Geschaftsfilhrung der Ennshafen NO GmbH der Generalversammlung in keinem Jahr des
Uberpriften Zeitraums eine mittelfristige Unternehmensplanung zur Genehmigung vor. Der
Gesellschafter bestatigte den Empfang der Berichte der Geschaftsfiihrung nicht formell.
Somit war die Kenntnisnahme der Berichte nicht nachvollziehbar. Die Geschaftsfiihrung der
Ennshafen NO GmbH stellte bis zum Jahr 2010 keine Soll-Ist- Vergleiche zwischen den
Jahresbudgets und der tatsdchlichen wirtschaftlichen Entwicklung an. Ab dem Jahr 2011 wich
das Geschaftsjahr von der Planungsperiode ab, wodurch Soll-Ist-Vergleiche nicht mehr
moglich waren. (TZ 10)

ZUSAMMENSPIEL MIT VERBUNDENEN UNTERNEHMEN

Der fir die Grindung der NO Donauhafenholding GmbH maRgebliche Faktor, neben der
Ennshafen NO GmbH auch andere Donauhéifen bzw. -linden als Gesellschaften zu
integrieren, war nicht eingetreten. (TZ 11)
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Die wesentlichen Aufgaben der Ennshafen NO GmbH waren von den Aufgaben von
Unternehmen in ihrem Umfeld nicht abgegrenzt und dadurch nicht eindeutig zuordenbar.
(TZ212)

Ein gemeinsamer AuBenauftritt des Ennshafens — auch nach Neuorganisation und
Aufspaltung in die zwei Landesgesellschaften Ennshafen NO GmbH und Ennshafen OO GmbH
im Jahr 2006 - war grundsatzlich zweckmaRig. (TZ 12)

STRATEGISCHE VORGABEN

Das Land NiederOsterreich bzw. der Eigentiimer erstellten keine konkreten strategischen
Vorgaben fir die Entwicklung des Ennshafens. Die Bemiihungen der Ennshafen NO GmbH
und der Ennshafen OO GmbH, strategische Schritte (Beauftragung von Studien zum Markt-
potenzial) gesetzt zu haben, waren grundsatzlich positiv. Allerdings ware die Erstellung
einer gemeinsamen Entwicklungsstrategie inklusive Marketing fiir den gesamten Ennshafen
zweckmaRiger als einzelne, voneinander unabhdngige StrategiemaRnahmen. (TZ 13)

Die Marketingstrategie der EHG Ennshafen GmbH war wenig detailliert. Die Marketingziele
waren nicht ndher spezifiziert. Die Marketingstrategie enthielt keine konkreten,
qualifizierten Zielsetzungen und keinen zeitlichen Umsetzungshorizont; sie sah keine
Evaluierung vor. (TZ 13)

In der Errichtungserklarung der Ennshafen NO GmbH war der Unternehmensgegenstand
festgeschrieben. Es fehlte eine die Aufgabenerfiillung und die entsprechende Verantwortlich-
keit — in Abgrenzung von jener des Wirtschaftsparks Ennsdorf — detaillierter beschreibende
Geschaftsordnung sowohl fiir die Geschaftsfilhrung als auch fiir die Generalversammlung.
(TZ 14)

Aufgrund des engen wirtschaftlichen Zusammenhangs der Ennshafen NO GmbH und des
Wirtschaftsparks Ennsdorf war der Geschaftsfiihrer der Ennshafen NO GmbH auch als
Projektmanager des Wirtschaftsparks Ennsdorf tatig. Er trat gegeniiber den Unternehmen in
beiden Funktionen auf, wobei die Tatigkeiten in der Funktion als Projektmanager liber-
wogen. Die Zusammenlegung der Tatigkeiten fir die Ennshafen NO GmbH und den
Wirtschaftspark Ennsdorf war zweckméRig. Der Fortbestand der Ennshafen NO GmbH war
aber zu evaluieren. (TZ 14)

Die Doppelfunktion des Geschéftsfiihrers der Ennshafen NO GmbH und der EHG Ennshafen
GmbH war sparsam und effizient, die Personalunion war aber kritisch in Bezug auf die
erforderliche Trennung von operativer Tatigkeit (Geschaftsfilhrung) und deren unabhangiger
Kontrolle durch die Generalversammlung. Durch die Zurkenntnisnahme der Entlastung der
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Geschéftsfiithrer der EHG Ennshafen GmbH durch den Geschiftsfihrer der NO Donauhafen-
holding GmbH war lediglich eine mittelbare Kontrolle gegeben. Die Abstimmung der beiden
Geschaftsfihrer der EHG Ennshafen GmbH erfolgte ausschlieBlich in informellen Gesprachen
und war inhaltlich nicht nachvollziehbar dokumentiert. (TZ 14)

PERSONAL

Die Geschéftsfilhrung der Ennshafen NO GmbH war nicht nach dem Stellenbesetzungsgesetz
ausgeschrieben worden. Die Ausschreibung aller Geschaftsfiihrer- und Vorstandsfunktionen
in Unternehmen, die der Rechnungshofkontrolle unterliegen, sollte in einem transparenten
Verfahren nach dem Stellenbesetzungsgesetz erfolgen, und zwar ungeachtet dessen, ob die
Tatigkeit entgeltlich oder unentgeltlich ausgelibt wird. Eine Differenzierung von unentgelt-
licher und entgeltlicher Tatigkeit wiirde es Unternehmen ermdglichen, die Ausschreibungs-
pflicht jederzeit zu umgehen. (TZ 15)

Die Ennshafen NO GmbH verfigte neben dem Geschiftsfuhrer, der diese Tatigkeit in
Ergdnzung zu anderen Aufgaben erfiillte, Giber kein Personal, sondern bediente sich bei der
Erledigung der operativen Aufgaben der Mitarbeiter anderer Unternehmen, wie der ecoplus
und der Ennshafen OO GmbH. (TZ 15)

LEISTUNGSVERRECHNUNG ZWISCHEN DEN GESELLSCHAFTEN

Die MarketingmalRnahmen der EHG Ennshafen GmbH verzehrten einen bedeutenden Anteil
(rd. 24 %) der laufenden Aufwendungen (ohne Abschreibungen fiir Abnutzung) der
Ennshafen NO GmbH. Es wurden Jahresfinanzpldne erstellt. Diese beinhalteten aber
wesentliche Anderungen in der Gebarung wie die Halbierung des Marketing-Budgets von
2012/2013 auf 2013/2014 nicht. Die Geschaftsfiihrer der EHG Ennshafen GmbH stellten in
keinem Jahr Soll-Ist-Vergleiche zwischen den Plandaten und der tatsachlichen Gebarungs-
entwicklung an. Grundlagen zur Beurteilung der Angemessenheit der Pauschale fiir die von
der Ennshafen OO GmbH im Rahmen der Dienstleistungsvereinbarung fur die Ennshafen NO
GmbH erbrachten Leistungen fehlten. (TZ 16)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:
Ennshafen NO GmbH

(1) Es wdire zumindest fiir das Jahr 2015 zu iiberpriifen, ob das Unternehmen C seine
Umschlagsverpflichtungen erbringt und Manahmen zur Uberpriifung deren Aussetzung zu
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setzen. Im Hinblick auf die wirtschaftliche Lage der Ennshafen NO GmbH wdiren Vertrags-
strafen hinkiinftig einzufordern. (TZ 4)

(2) In Zukunft wdéiren bauliche Erweiterungsmafnahmen erst nach einer Wirtschaftlichkeits-
berechnung mit einem entsprechenden positiven Ergebnis zu setzen. (TZ 6)

(3) Kiinftig wdren schriftliche Vereinbarungen tiber die Barvorlagen und sonstigen
Fremdfinanzierungen abzuschliefen, wobei die Konditionen (Laufzeit, Zinshéhe, Sicherheiten,
etc.) in den Vereinbarungen inhaltlich geregelt werden sollten. (TZ 7)

(4) In Abstimmung mit der Ennshafen OO GmbH widren die Umschlagsentgelte unter
Beriicksichtigung der seit dem Jahr 2003 eingetretenen Steigerung des Verbraucherpreis-
index zu erhéhen und die Tarifordnung dahingehend abzudndern, dass die Entgelte
regelmdfig wertangepasst werden. (TZ 9)

(5) Eine jéhrliche Mittelfristplanung wdre von der Ennshafen NO GmbH auszuarbeiten und
von der Generalversammlung genehmigen zu lassen. (TZ 10)

(6) Die Geschdiftsfiihrung der Ennshafen NO GmbH sollte sich die Ubernahme der Berichte
der Geschdiftsfiihrung durch den Gesellschafter schriftlich bestdtigen lassen. (TZ 10)

(7) Der Planungszeitraum fiir die Jahresbudgets wdire an das Geschdiftsjahr anzupassen und
es wdren regelmdifig Soll-Ist-Vergleiche anzustellen, um

- die Steuerungsqualitdt im Unternehmen anhand von Ist-Werten zu steigern,

- den Gesellschafter unterjdhrig umfassender zu informieren und - die Planungsqualitdt der
Folgejahre zu verbessern. (TZ 10)

(8) Die Aufgaben der Ennshafen NO GmbH wdren — unter Vorbehalt des Ergebnisses der dem
Land Niederésterreich empfohlenen Evaluierung (siehe TZ 12) — deutlicher von den Aufgaben
des Wirtschaftsparks Ennsdorf abzugrenzen, um die Verantwortlichkeiten fiir die
Aufgabenerfiillung eindeutig zu definieren. (TZ 12)

(9) In Zusammenarbeit mit der Ennshafen OO GmbH wdre auf Basis der vorhandenen Studien
eine gemeinsame Strategie fiir den Ennshafen zu entwickeln. (TZ 13)

(10) Im Zusammenhang mit der Studie ,, High and Heavy Ennshafen NO“ wiiren die Gesprdche
mit méglichen Partnern fiir die Umsetzung des Projekts ,High and Heavy Ennshafen NO*
fortzusetzen. (TZ 13)
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(11) In Abstimmung mit der Ennshafen OO GmbH widiren die allgemein gehaltenen Ziele der
Marketingstrategie zu konkretisieren und, wo dies méglich ist, auch zu quantifizieren, um
darauf aufbauend gezielte Marketingmafnahmen setzen zu kénnen. (TZ 13)

(12) Zu den Marketingmafinahmen wdren angemessene Evaluierungsmafnahmen zu setzen,
um den Erfolg und die Wirkung der eingesetzten Mittel zu priifen. (TZ 13)

(13) Wesentliche Festlegungen tiber die strategische Ausrichtung der EHG Ennshafen GmbH
und liber konkrete Planungen — wie z.B. die Halbierung des Jahresbudgets — wéren zu
begriinden und schriftlich festzulegen, um die Unternehmensentscheidungen transparent
und nachvollziehbar zu dokumentieren. (TZ 14)

(14) Geplante Anderungen in der Gebarung der EHG Ennshafen GmbH wdren in den
Jahresbudgets darzustellen. Zudem wdvren regelmdifig Soll-Ist-Vergleiche der
wirtschaftlichen Entwicklung zu erstellen, um Fehlentwicklungen gegensteuern zu konnen
und die Planungssicherheit der Folgejahre zu erhéhen. (TZ 16)

(15) Betreffend die Pauschale gemdf Dienstleistungsvereinbarung wdren entsprechende
Unterlagen von der Ennshafen OO GmbH, wie z.B. Leistungs- oder Zeitaufzeichnungen
einzufordern, auf dieser Basis die Angemessenheit der Pauschale zu beurteilen und
gegebenenfalls eine Anpassung der Pauschale auszuverhandeln. (TZ 16)

Land Niederosterreich

(16) Die Abrechnungspriifung der Forderprojekte wiire zu beschleunigen, um die Kosten fiir
die Vorfinanzierung, die den Férderwerbern durch die lange Verfahrensdauer entstand,
moglichst gering zu halten. (TZ 7)

(17) Die Notwendigkeit der Unternehmensstruktur der Ennshafen NO GmbH mit der
Muttergesellschaft NO Donauhafenholding GmbH wdire zu evaluieren, diese gegebenenfalls
aufzuldsen und in die ecoplus entweder als eigenes Projekt oder als Teil des Projekts
Wirtschaftspark Ennsdorf zu integrieren. (TZ 12)

(18) Es wdre dafiir Sorge zu tragen, dass bei den dem Land Niederésterreich verbundenen
Unternehmen das Stellenbesetzungsgesetz bei 6ffentlich auszuschreibenden Stellen zur
Anwendung kommt. (TZ 15)
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SALZBURGER
PATIENTINNENENTSCHADIGUNGSFONDS

Der im Jahr 2002 errichtete Salzburger Patientinnenentschadigungsfonds (Fonds)
gewadhrte im Zeitraum 2009 bis September 2014 Entschadigungsleistungen an
Patienten im Gesamtbetrag von rd. 1,49 Mio. EUR. Rund 26 % der beim Fonds einge-
brachten Entschadigungsbegehren wurden positiv entschieden. Die Krankenanstalten-
trager iiberwiesen die von den Patienten eingehobenen Betrage teilweise verspatet
nach telefonischer Urgenz an den Fonds. Dieser hatte keine Kenntnis, ob die
iiberwiesenen Betrdge der gesetzlichen Regelung des Salzburger Krankenanstalten-
gesetzes 2000 (SKAG) entsprachen.

PRUFUNGSZIEL

Ziel der Uberprufung des Salzburger Patientlnnenentschiadigungsfonds (Fonds) war die
Beurteilung der rechtlichen Grundlagen, der Organisation, der Abwicklung der
Entschadigungsbegehren, der Gebarung des Fonds und der Aufsichtstatigkeit durch das
Land Salzburg. (TZ 1)

Der Fonds wurde aufgrund einer Stichprobe nach dem Zufallsprinzip ausgewahlt. Dieses
Verfahren bezieht auch Rechtstrager ein, die nach dem ansonsten risikoorientierten
Auswahlverfahren (z.B. wegen ihres geringen Gebarungsumfangs) nicht Uberprift wiirden.
Der RH wendet dieses Verfahren an, um seine praventive und beratende Wirkung zu
verstarken. (TZ 1)

RECHTLICHE GRUNDLAGEN UND ZIELE

Ziel des Patientinnen- und Patientenentschadigungs-Gesetzes - PEG war es, Schaden
abzugelten, die Personen in Salzburger 6ffentlichen oder privaten gemeinnitzigen Kranken-
anstalten durch die ambulante oder stationdare Untersuchung, Behandlung oder Nichtbe-
handlung entstanden waren, wenn eine Haftung des Rechtstragers der Krankenanstalt nicht
eindeutig gegeben war. Auf Entschadigungsleistungen durch den Fonds bestand kein
Rechtsanspruch. (TZ 2)

Entgegen der bundesgesetzlichen Vorgabe enthielten die landesgesetzlichen Bestimmungen
keine entsprechenden Ausfiihrungsregelungen, wonach Entschadigungsleistungen auch bei
einer seltenen, schwerwiegenden Komplikation, die zu erheblicher Schadigung fiihrte,
gewdhrt werden kdénnen. Damit waren Salzburger Patienten schlechter gestellt. (TZ 2)
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ORGANISATION
Organe des Fonds waren die Entschdadigungskommission und die Vorsitzende. (TZ 3)

Der Entschadigungskommission oblag die Entscheidung liber die Gewdhrung von
Entschadigungsleistungen. Sie bestand aus der Patientenvertreterin als Vorsitzende sowie
einem rechtskundigen Bediensteten des Amtes der Salzburger Landesregierung und einem
von der Salzburger Arztekammer vorgeschlagenen Spitalsarztereferenten und deren
Ersatzmitgliedern. (TZ 4)

Im Jahr 2012 kam das Land Salzburg seiner gesetzlichen Verpflichtung zur Wieder- bzw.
Neubestellung der Mitglieder der Entschadigungskommission nicht nach. (TZ 4)

Obwohl gesetzlich nicht vorgesehen legte das arztliche Mitglied im Oktober 2013 seine
Funktion zurick. Da das Ersatzmitglied zu dieser Zeit an einer Wiener Krankenanstalt tdtig
war, vertrat der Fonds die Ansicht, dass die Funktion vakant und die Entschddigungs-
kommission daher nicht mehr beschlussfihig sei. Die Vorsitzende berief im 4. Quartal 2013
keine Kommissionssitzungen ein. Durch den Entfall der Kommissionssitzungen konnten zum
Nachteil der Patienten rd. 90 Entschdadigungsbegehren erst mit erheblicher Verzégerung
behandelt werden. (TZ 5)

Die Nominierung des drztlichen Ersatzmitglieds war im Jahr 2013 nicht moglich, weil sich
kein Mitglied der Salzburger Arztekammer fur diese Tatigkeit beworben hatte. (TZ 6)

Die Bestellungsschreiben enthielten keine genauen Datumsangaben betreffend Beginn und
Ende der Funktionsperiode der Mitglieder der Entschadigungskommission. (TZ 7)

Der Vorsitzenden des Fonds oblag die Verwaltung, Wahrnehmung und Vertretung des Fonds
nach auBen. Geschiftsstelle des Fonds war die Salzburger Patientenvertretung. Im Hinblick
auf die gesetzliche Vorgabe, dass Patientenvertretung und Vorsitz in der Entschadigungs-
kommission des Fonds in einer Hand zu liegen haben, war die Fiihrung der Geschafte des
Fonds durch die Salzburger Patientenvertretung grundsatzlich zweckmaRig und auch im
Interesse der Patienten gelegen. (TZ 8)

AUFGABENERFULLUNG

Die Entschadigungsrichtlinien waren auf der Homepage des Fonds offentlich zuganglich.
GemaR diesen Richtlinien gewahrte der Fonds maximal 22.000 EUR je Entschadigungs-
begehren. In Ausnahmefillen konnte die Entschadigung bis zu 70.000 EUR betragen, die im
Uberpriften Zeitraum einmal ausbezahlt wurde. (TZ 9)
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Die gesetzlich normierte Voraussetzung, dass zum Zeitpunkt des Einbringens des
Entschdadigungsbegehrens an den Fonds kein zivilgerichtliches Verfahren anhdngig sein
durfte, konnte der Fonds nach eigenen Angaben nicht Giberpriifen. Vielmehr musste er den
mundlich vorgebrachten Angaben des Patienten vertrauen. (TZ 10)

Von 703 bearbeiteten Entschdadigungsbegehren entschied die Entschadigungskommission in
185 Fallen oder 26 % positiv und zahlte rd. 1,49 Mio. EUR an Entschddigungen an die
Patienten aus. Rund 86 % aller Entschdadigungsbegehren konnten im Jahr der Antragstellung
erledigt werden. (TZ 11)

Der Fonds beachtete die Bestimmungen der Geschaftsordnung hinsichtlich der Protokoll-
fihrung nicht vollstandig. So fanden sich darin keine Hinweise (iber das Abstimmungs-
ergebnis (einstimmig oder mehrheitlich). (TZ 12)

Die Salzburger Patientenvertretung war Geschaftsstelle des Fonds. lhre Mitarbeiter hatten
sowohl Aufgaben fiir den Fonds als auch fiir die Salzburger Patientenvertretung zu
erledigen. Eine schriftlich geregelte Aufgabenzuordnung und klare Verantwortlichkeiten
lagen nicht vor, wodurch es zu organisatorischem und kommunikativem Mehraufwand kam.
(TZ 13)

Ein tagesaktueller Uberblick tiber die vom Fonds bearbeiteten Entschadigungsbegehren war
nicht moglich, weil die Statistiken und Auswertungen erst nachtraglich erstellt wurden.
(TZ 13)

GEBARUNG DES FONDS

In den Jahren 2009 bis 2014 erstellte der Fonds entgegen der gesetzlichen Regelung keine
Jahresvoranschldage, was zu einem Verlust an Transparenz hinsichtlich der Geschaftsge-
barung des Fonds sowie zu einer Einschrankung der Information tber die Gebarung des
Fonds fiihrte. Die Rechnungsabschliisse waren entgegen der Geschaftsordnung nicht von der
Entschadigungskommission genehmigt. (TZ 14)

Der Fonds verzeichnete von 2009 bis September 2014 rd. 2,16 Mio. EUR an Einnahmen, die
fast zur Ganze (rd. 2,11 Mio. EUR) aus von den Tragern der 6ffentlichen oder privaten
gemeinnutzigen Krankenanstalten zu Gberweisenden Beitrdgen der Patienten

(0,73 EUR/Verpflegstag) bestanden. Ob die (iberwiesenen Betrage der gesetzlich getroffenen
Festsetzung entsprachen, war dem Fonds nach eigenen Angaben nicht bekannt. Die Ausga-
ben des Fonds betrafen im gleichen Zeitraum Entschddigungszahlungen an die Patienten von
rd. 1,49 Mio. EUR. Das Barvermdgen des Fonds belief sich auf rd. 1,00 Mio. EUR. (TZ 15)
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Die Trager der 6ffentlichen oder privaten gemeinniitzigen Krankenanstalten kamen ihrer
gesetzlichen Uberweisungsverpflichtung in Gber 40 % der Fille nicht fristgerecht nach. Der
langste Zahlungsverzug lag im Uberpriften Zeitraum bei 299 Kalendertagen. Zum

30. September 2014 hatten vier Krankenanstalten ihre bereits fdlligen Betrdge von

rd. 91.000 EUR nicht Gberwiesen. AuRer telefonischen Urgenzen setzte der Fonds keine
weiteren MaBRnahmen. Er informierte daher auch nicht das Land (Aufsichtsbehorde). (TZ 16)

Bei den Zahlungsvorgangen des Fonds war das Vier-Augen-Prinzip nicht gewahrt. (TZ 17)

TATIGKEITSBERICHT
Die jahrlich vom Fonds zu erstellenden Tatigkeitsberichte wurden der Salzburger Landes-

regierung fristgerecht vorgelegt. Sie waren nicht genderdisaggregiert dargestellt. Der
Tatigkeitsbericht war nicht, wie gesetzlich vorgesehen, im Internet bereitgestellt. (TZ 18)

FONDSAUFSICHT

Das Land Salzburg beschrankte sein Aufsichtsrecht auf die Kenntnisnahme des jahrlichen
Tatigkeitsberichts. Sein Einsichtsrecht nahm das Land Salzburg seit Errichtung des Fonds
nicht wahr. (TZ 19)

Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

Land Salzburg

(1) Es wiire darauf hinzuwirken, dass eine Entschédigungsleistung auch bei einer seltenen,
schwerwiegenden Komplikation, die zu einer erheblichen Schdidigung fiihrte, gewdhrt werden

kann. (TZ 2)

(2) Die Bestellungen der Mitglieder und Ersatzmitglieder der Entschéddigungskommission
sollten fristgerecht vorgenommen werden. (TZ 4)

(3) Auf eine ehestbaldige Wieder- bzw. Neubestellung des drztlichen Ersatzmitglieds widire
hinzuwirken. (TZ 6)

(4) In den Bestellungsschreiben sollten hinkiinftig Beginn und Ende der Funktionsperiode
datumsmdfig konkretisiert werden. (TZ 7)
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(5) Im Hinblick auf den Gebarungsumfang des Fonds sollte periodisch von den Einsichts-
rechten Gebrauch gemacht werden. (TZ 19)

Salzburger Patientinnenentschédigungsfonds

(6) In der Einverstindniserkldrung sollte sich der Fonds vom Patienten schriftlich bestdtigen
lassen, dass kein zivilgerichtliches Schadenersatzverfahren anhdngig ist. (TZ 10)

(7) Wie in der Geschdiftsordnung vorgesehen, sollten in den Protokollen vollstédndige Angaben
tiber die Entscheidungsgriinde und das Abstimmungsergebnis dokumentiert werden. (TZ 12)

(8) Die administrativen Aufgaben des Fonds wdren Mitarbeitern der Geschdiftsstelle eindeutig
zuzuordnen und klare Verantwortlichkeiten festzulegen. (TZ 13)

(9) Das von der Salzburger Patientenvertretung gefiihrte Evidenzprogramm wdre auf die
Erfordernisse des Fonds auszuweiten. (TZ 13)

(10) Entsprechend den Bestimmungen des PEG und der Geschdftsordnung sollten Jahresvor-
anschldge erstellt und wie auch die Rechnungsabschliisse der Entschéddigungskommission zur
Genehmigung vorgelegt werden. (TZ 14)

(11) Von den Trdigern der dffentlichen oder privaten gemeinniitzigen Krankenanstalten
sollten jdhrliche Abrechnungen eingefordert werden, um die Gesetzeskonformitdt der
Uberweisungen tiberpriifen zu kénnen. (TZ 15)

(12) Im Falle von Zahlungsverziigen der Trdger der dffentlichen oder privaten gemein-
niitzigen Krankenanstalten wdre durch schriftliche Aufforderungen und parallele
Informationen an das Land Salzburg stdrker auf die Einhaltung der gesetzlichen
Uberweisungstermine hinzuwirken. (TZ 16)

(13) Bei Zahlungsvorgdngen wdre hinkiinftig die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips
sicherzustellen. (TZ 17)

(14) Zur Erhéhung der Transparenz sollten zumindest die wichtigsten Kennzahlen
genderdisaggregiert dargestellt werden. (TZ 18)

(15) Der Tdtigkeitsbericht wdre im Internet bereitzustellen. (TZ 18)
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